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da war jener mensch 


da war jener mensch, 

der endlich aufstand 

und seinen arm der zärtlichkeit reichte, 
die er zwischen tod und leben riskiert, 
die er fliegen liess. 

da war jener mensch 

und der kam an. 


da war jener mensch, 

der sich einen stern versprach, 

den er immer mehr liebte, 

den er zwischen tod und leben riskierte, 
der seinen traum ausübte. 

da war jener mensch 

und der starb. 


(Politische Gefangene aus GRAPO) 


Zu dieser Nummer 


Anfangs Februar erreichte uns die traurige 
Nachricht vom Tode unserer Genossin Barbara 
Kistler. Sie fiel während eines dreitägigen Ge- 
fechtes gegen die türkische Armee in den Ber- 
gen der Türkei/Kurdistan. Barbara schloss sich 
anfangs der 90er Jahre der TKP/ML an und 
kämpfte seit einiger Zeit in den Reihen der 
TIKKO, der Volksarmee. Ende Januar geriet ih- 
re Einheit in einen Hinterhalt der Armee und 
konnte sich erst nach dreitägigem Gefecht unter 
schweren Verlusten zurückziehen. Barbara 
wurde dabei schwer verletzt und verstarb kurze 
Zeit danach an den Folgen der Kälte und der 
Schussverletzung. Weder die Toten noch die 
Verletzten liessen die GenossInnen der TIKKO 
auf ihrem Rückzug zurück und so fiel niemand 
in die Hände der Armee. 


Barbara war bis zu ihrem Entscheid, den Kampf 
für den Kommunismus in der Türkei fortzuset- 
zen, eine aktive Kämpferin hier in der Schweiz. 
Seit anfangs der 70er Jahre war sie Teil der re- 
volutionären kommunistischen Bewegung in der 


Schweiz. Barbara "Babs" war 1981 auch eine 
Mitgründerin der Zeitschrift "SUBVERSION" 
und hat jahrelang daran mitgearbeitet. 


SUBVERSION Nr. 16 ist eine Sondernummer, 
die das politische Leben von Babs würdigt. Oft 
wurden wir in den letzten Tagen und Wochen 
von jüngeren Genossinnen und Genossen über 
Details aus dem politischen Leben unserer ge- 
fallenen Genossin gefragt. Mit dieser Sonder- 
nummer versuchen wir, zumindest ansatzweise 
eine Antwort auf diese Fragen zu geben. Mit 
einer Auswahl von Texten, Dokumenten und 
Flugblättern wird ihre politische Entwicklung 
im Kontext der revolutionären Bewegung der 
letzten 20 Jahre hier in der Schweiz beleuchtet. 
Barbara hat in all diesen Jahren einen wichtigen 
Beitrag für den revolutionären Prozess geleistet. 


Babs, wir widmen Dir diese Nummer, in unse- 
rem Kampf lebst Du weiter. 


Zürich, anfangs Mai 1993 


Das politische Leben von Barbara 


Erste Schriite 


Die politische Biografie von Barbara schreibt 
sich wie die Geschichte eines Teils der revolu- 
tionären kommunistischen Nachkriegs-Bewe- 
gung hier in der Schweiz. Kein Wunder, begann 
doch ihr Einstieg in die Politik bereits im Alter 
von 15 Jahren, im Jahre 1970. Sie verkehrte 
damals regelmässig im Bunker, dem autonomen 
Jugendzentrum!. Dieser Ort war damals für 
viele Jugendliche eine erste Möglichkeit, im un- 
kontrollierten Zusammensein gemeinsame In- 
teressen zu entdecken und zu formulieren. 
Schon nach kurzer Zeit ordnete der Stadtrat die 
Schliessung dieses Zentrums an. Ein Schritt, der 
damals für viele ein wichtiger Lernprozess in 
der politschen Formierung bedeutete. Die von 
der ARB, der kurz vor der Schliessung gegrün- 
deten Autonomen Republik Bunker, in einem 
Flugblatt zum Ausdruck gebrachte Einschät- 
zung traf auch für Barbara zu: 


"Dem Stadtrat gebührt Dank. Durch sein Vor- 
gehen fördert er den Bewusstwerdungsprozess 
und die Politisierung der Jugend, er hilft uns, 
pseudodemokratische Strukturen aufzuzeigen 
und beweist die Unmöglichkeit, systemkonform 
gegen die Interessen der herrschenden Schicht 
aufzutreten. ... Das Experiment ist nicht ge- 
scheitert. Es geht nicht nur um ein Jugendzen- 
trum, jetzt beginnt der politische Kampf." 


Wie richtig diese Einschätzung war, zeigt das 
inhaltliche Spektrum dieser Bewegung, das vom 
Kampf gegen die Ausbeutung der Jungarbeite- 
rInnen und Lehrlinge über den Widerstand ge- 
gen die Unterdrückung in den Erziehungshei- 
men bis hin zur Solidaritäts-Demo mit dem 
Streik der Genfer Bauarbeiter im Jahre 1971 
ging. 


1 vgl. Anhang Nr. 3 "Mieter- und Mieterinnenbewe- 
gung, Bunkerbewegung" 
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Die ersten Aktionen der RAF 


Ein wichtiges Moment für die politische For- 
mierung und Orientierung hier in der kapitalisti- 
schen Metropole bildeten die nach dem zweiten 
imperialistischen Weltkrieg von zahlreichen 
Völkern im Trikont geführten antikolonialen 
Befreiungskämpfe. Angola, Mozambik, 
Guinea-Bissau, Namibia, Palästina etc. . Diese 
Kämpfe bildeten die objektive Grundlage des 
stark ausgeprägten antiimperialistischen Faktors 
der europäischen politischen Bewegungen 
dieser Jahre. 


Insbesondere der vom Vietcong angeführte 
Kampf des vietnamesischen Volkes, zuerst ge- 
gen die französischen und später gegen die US- 
Imperialisten war für viele, so auch für Barbara, 
ein ausschlaggebendes Moment in ihrem Politi- 
sierungsprozess. Die ersten Aktionen der RAF 
im Jahre 1972 gegen das Hauptquartier der US- 


Truppen in Heidelberg haben ihre weitere Ent- 
wicklung entscheidend geprägt. Intensiv betei- 
ligte sie sich an den Diskussionen über die Ak- 
tionen, Erklärungen und ersten Schriften der 
RAF? und deren in Theorie und Praxis zum 
Ausdruck gebrachten Position, wonach sich die 
Solidarität mit den kämpfenden Völkern im Tri- 
kont nicht auf Demonstrationen und verbalen 
Protest beschränken dürfe, sondern der 
Imperialismus in seinen Zentren ebenfalls 
konkret angegriffen werden müsse. 


renden Kampf gegen die bestehende Ordnung. 
... Die planmässigen Vorbereitungen auf einen 
bewaffneten Kampf waren recht weit forige- 
schritten." 


Barbara kam für drei Wochen in den Knast. Die 
Bullen hofften, sie würde aufgrund ihres ju- 
gendlichen Alters schnell zusammenbrechen 
und sie kämen so an Informationen über die 
Gruppe. Ohne Erfolg ! Barbara verweigerte 
während der ganzen Zeit jegliche Aussage und 


In diese Zeit fällt auch ihre erste Verhaftung. In 
einer grossangelegten Aktion durchsuchten die 
Bullen zahlreiche Wohngemeinschaften im 
Raume Zürich, stellten die Wohungen und Häu- 
ser in Anti-Terror-Manier von oben bis unten 
auf den Kopf und verhafteten zahlreiche Ge- 
nossinnen und Genossen. Mit dieser Aktion 
wurde die sogenannte Gruppe Bändlistrasse 
zerschlagen. Aus dem Polizei-Communique: 


"Eine extrempolitische Gruppe, welche über 
Verbindungen zur "Autonomen Republik Bun- 
ker" und zur "Heimkapagne" verfügt, rekru- 
tierte Kader für den mit allen Mitteln zu füh- 


2 Das aus Tarngründen als "Strassenverkehrsordnung" 
bezeichnte erste Dokument der RAF wurde 1972 durch 
die PKO (Proletarische Kampforganisation) in der 
Schweiz nachgedruckt und vertrieben. Die PKO 
verstand sich als Kaderorganisation der sich aus der 
ARB und ihrer Basisgruppen formierenden Kräfte. 


verliess den Knast ungebrochen. 


Ein weiteres Schlüsselerlebnis in ihrer Ausein- 
andersetzung mit der Frage einer kommunisti- 
schen Perspektive und der Rolle, die darin die 
revolutionäre Gewalt spielt, stellte zweifellos 
der blutige Putsch in Chile dar. Einschneidend 
war für Barbara wie für viele von uns der Sturz 
der Volksfrontregierung Allendes deshalb, weil 
spätestens zu diesem Zeitpunkt für uns klar 
wurde, dass der friedliche Weg zum 
Sozialismus eine Illusion ist und die Bourgeoisie 
vor keinem noch so grossen Massaker 
zurückschreckt, wenn es darum geht, die 
Befreiung des Proletariats zu verhindern. 
Barbara äusserte sich damals in einem Inteview 
mit der Zeitschrift "POP"? dazu mit prägnanten 
Worten: 


3 vgl. Anhang Nr. 2, Inteview mit der Zeitschrift "POP" 


"Durch die Konfrontation mit der Polizei 
wurde ich schon früh mit der Frage der Gewalt 
konfrontiert. Ich glaube, dass man da zuerst 
einmal von der Gewalt zu sprechen hat, die die 
Gesellschaft anwendet, um aus Kindern soge- 
nannte Bürger zu machen. Oder jene Gewalt, 
die gebraucht wird, um zu verhindern, dass Ju- 
gendliche und Arbeiter ihre Interessen vertei- 
digen. Denkt nur an Chile. Dort versuchte die 
Arbeiterbewegung mit demokratischen Mitteln 
eine gerechtere Gesellschaft zu verwirklichen. 
Eine Gesellschaft, in der sich nicht nur die 
Reichen sattfressen können. Die Kapitalisten 
und ihre Generäle, die ihre Privilegien bedroht 
sahen, schreckten vor nichts zurück. Die Arbei- 
ter wurden in KZ's gesteckt, gefoltert und zu 
Tausenden umgebracht. Einen Fehler haben 
die chilenischen Arbeiter allerdings gemacht: 
Anstatt sich abschlachten zu lassen, hätten sie 
sich auf den bewaffneten Kampf mit den Scher- 
gen der Kapitalisten vorbereiten müssen!" 


Die Bedeutung der politischen Gefan- 
genen 


Zwei Momente waren ausschlaggebend für die 
grosse Bedeutung der politischen Gefangenen 
und ihrer Kämpfe für viele Genossinnen und 
Genossen, so auch für Babs. Einerseits steht Ihr 
ungebrochenes, revolutionäres Verhalten im 
Knast für die Politik ihrer Organisation. Der 
blindwütige Hass und Vernichtungswillen, der 
ihnen seitens der Bourgeoisie entgegenschlägt, 
bringt andererseits die unversöhnliche Konfron- 
tation zwischen Revolution und Konterrevolu- 
tion unverschleiert zum Ausdruck. 


Zusammenlegung der 
revolutionären Gefangenen 
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Proletarischer 
Internationalismus 
heisst Klassenkampf 
im eigenen Land 


Das historische Verdienst der RAF und der Bri- 
gate Rosse besteht zweifellos darin, anfangs der 
70er Jahre mit der Aufnahme des bewaffneten 
Kampfes in den kapitalistischen Metropolen die 
Machtfrage in der kommunistischen Politik 
wieder auf die Tagesordnung gesetzt zu haben. 
In der BRD auf dem Hintergrund einer durch 
den Faschismus total zerschlagenen ArbeiterIn- 
nenbewegung. In Italien in einer durch die revi- 
sionistische Politik der KPI gekennzeichneten 
Situation. Einer Politik, die alles daran setzte, 
das von Chrutchow propagierte Kredo des 
friedlichen Uebergangs zum Sozialismus in die 
Tat umzusetzen und jede revolutionäre 
Initiative der Klasse im Keim zu ersticken 
versuchte. 


Die Politik der bewaffneten Gruppen verkör- 
perte in dieser Situation die Unversöhnlichkeit 
der Interessen zwischen Bourgeoisie und Prole- 
tariat in den Metropolen und zwischen unter- 
drückten Völkern und Imperialismus im Tri- 
kont. Mit der Aufnahme des bewaffneten 
Kampfes stellten diese Gruppen die Politik des 
friedlichen Uebergangs zum Sozialismus fun- 
damental in Frage und thematisierten die Rolle 
der revolutionären Gewalt auch in der nicht-re- 
volutionären Situation. 


Die RAF stellte mit ihren Aktionen eine konkre- 
te Verbindung zwischen den antikolonialen Be- 
freiungskämpfen und den Kämpfen hier in der 
Metropole her. In Theorie wie Praxis griffen sie 
den internationalen Klassenfeind im eigenen 
Land an. Sie analysierten die Politik des US- 
Imperialismus und insbesondere die Rolle der 
BRD, die aus der damals herrschenden Ideolo- 
gie des Kalten Krieges in den ersten Nach- 
kriegsjahren mit US-Geldern und massgebender 
Mitwirkung der SPD als antikommunistisches 
Bollwerk gegen den sozialimperialistischen 
Ostblock wiederaufgebaut wurde. 


Die Brigate Rosse hingegen entwickelten sich 
Ende der 60er Jahre aus Kämpfen der italieni- 
schen ArbeiterInnen und StudentInnen. In einer 
Situation, wo im ganzen Land Betriebe besetzt 
und bestreikt wurden, StudentInnen auf die 
Strasse gingen und KPI und Gewerkschaften 
die Situation völlig aus der Kontrolle verloren 
hatten. Mit ihren Aktionen und theoretischen 
Beiträgen setzten die BR die Frage der bewaff- 
neten Organisation auf die Tagesordnung. Sie 
verstanden diese Strukturen von allem Anfang 
an als Ausgangspunkt zur Neugründung einer 
bewaffnet kämpfenden kommunistischen Partei. 


Nach den ersten Verhaftungen in der BRD setz- 
te die sozialdemokratische Regierung alles 
daran, die Gefangenen physisch und psychisch 
zu zerstören. Die Regierung unter Bundeskanz- 
ler Schmidt regierte de facto mit Notstandsge- 
setzen, die natürlich auch auf die Gefangenen 
angewandt wurden: Jahrelange Isolationsfolter, 
Kontatktsperre etc. und, wenn nötig, auch die 
Ermordung der Gefangenen. Ein Grossteil der 
Kader der RAF wurden als Gefangene im Knast 
ermordet: Holger Meins, Ulrike Meinhof, An- 
dreas Baader, Gudrun Ensslin, Jan Carl Raspe, 
Ingrid Schubert, Siegfried Hauser. 


Babs unterstützte den Kampf der politischen 
Gefangenen wie gesagt von allem Anfang an. 
Ihre Knastbesuche waren für sie eine 
Möglichkeit, direkt mit diesen Genossinnen und 
Genossen zu diskutieren und so auch einen 
Beitrag zur internationalen Solidarität zu 
leisten. 


Am 18. Oktober 1987, am 10. Jahrestag der 
Ermordung von Andreas Baader, Gudrun Enss- 
lin, Jan Carl Raspe und Ingrid Schubert wurde 


Babs bei einer Aktion gegen eine Vertretung 
von Mercedes Benz in Zürich verhaftet. Diese 
Symbolfirma des BRD-Imperialismus wurde an 
diesem Tag zusammen mit der Handelskammer 
Deutschland - Schweiz mit Rauchpetarden an- 


gegriffen. 4 
Die Zeitschrift "SUBVERSION" 


BP eusversion 


ANTIIMPERIALISMUS 
BEWAFFNETER KAMPF 
REPRESSION 

KNAST 

` OEKONOMIE 
COUNTERINSURGENCY 


INFOS: 


Nr. 1 der SUBVERSION 


Barbara war eine Mitbegründerin der SUB- 
VERSION. Als Militante der revolutionären 
Bewegung hier in der Schweiz war und ist es 
unser zentrales Interesse, den revolutionären 
Prozess im eigenen Land voranzutreiben. 


Natürlich setzten wir uns intensiv mit den durch 
Theorie und Praxis aufgegriffenen revolutionä- 
ren Inititativen, insbesondere in der BRD und 
Italien, auseinander. Mit der Gründung der 
SUBVERSION wollten wir die verschiedenen 
Theorieansätze und Diskussionen in die Bewe- 
gung hier in der Schweiz tragen und so einen 
Beitrag für eine authentische Entwicklung zu 
leisten. Niemand wird als Kommunist oder 
Kommunistin geboren. Auch unsere aller 


4 vgl. Anhang Nr. 5, Erklärung zu dieser Aktion 


Entwicklung zeichnet sich durch verschiedenste 
Stationen und daraus abgeleiteter Positionen 
aus. Das Metropolenproletariat wird vom 
Kapitalismus in seinem hochentwickelten 
` Stadium, dem Imperialismus, mehr denn je in 
verschiedene Klassenschichten aufgesplittert 
und mehr denn je zur Ausbeutung diszipliniert, 
Eine immer kleinere und immer mächtiger 
werdende Clique der Finanzbourgeoisie 
bestimmt die Arbeits- und Lebensbedingungen 
des Proletariats in den Metropolen wie der 
Völker im Trikont. Ueber die Ueberprüfung 
und kritische Hinterfragung der von uns in 
dieser objektiven Situation vertretenen Theorie 
und Praxis sind wir zu unserer heutigen, 
marxistisch-leninistischen Auffassung 
gekommen. Dies meinen wir, wenn wir von 
authentischem Prozess sprechen. 


Als Kommunistinnen und Kommunisten war es 
uns wichtig, der antiimperialistischen Theorie 
und Praxis der RAF die klassenbezogene, mar- 
xistisch-leninstische Theorie und Praxis der Bri- 
gate Rosse (BR) gegenüberzustellen, um damit, 
verkürzt gesagt, die Debatte zwischen "den 
Klassenkampf im eigenen Land entwickeln" und 
"eine antiimperialistische Politik führen" unter 
den deutschsprachigen GenossInnen auszulösen 
und voranzutreiben. Unsere Kritik an der RAF 
war es, dass sie ihre Ausgangspositionen, 
nämlich den Kämpfen des Proletariats in der 
BRD Impulse zu geben und sie mit den 
Kämpfen der Befreiungsbewegungen zu 
verknüpfen immer mehr zu Gunsten des 
antiimperialistiscen Kampfes aufgegeben 
haben. Andererseits stellten die BR unserer 
Meinung nach den Klassenkampf im eigenen 
Land zuwenig in einen internationalen Kontext. 


Diese beiden wichtigen Orientierungspunkte in 
ihren Stärken und Schwächen, ihren Einseitig- 
keiten, gegenüberzustellen, eine kontroverse 
Debatte auszulösen um einen Beitrag für eine 
eigenständige, autentischen Position zu leisten, 
dies war eines der Ziele der SUBVERSION. 


SUBVERSION verstand und versteht sich aber 
auch als Teil internationaler Debatte und so 
richten sich unsere politischen Beiträge an die 
alle deutschsprachigen Genossinnen und Genos- 
sen, was unserem internationalistischen Be- 
wusstsein entspricht. 


In diese Auseinandersetzung gehörte unserer 
Meinung nach auch die Geschichte der Sowjet- 
union, und, eng damit verbunden, der Rolle und 
Funktion der europäischen kommunistischen 
Parteien. Die BR entwickelten ihren revolutio- 
nären Ansatz des Klassenkampfes im eigenen 
Land ausgehend von einer grundsätzlichen Kri- 
tik an der revisionistisch gewordenen UdSSR 
und insbsondere auch an der KPI. Ihre inhaltli- 
chen Debatten sowie die Auseinandersetzung 
mit der chinesischen Kulturrevolution führten 
innerhalb des Redaktionskollektivs zu einer 
immer klarer werdenden Revisionismus-Kritik, 
die sich teilweise redaktionsintern, teilweise in 
der SUBVERSION niederschlug. 


Nr. IX gent, 1987 


SUBVERSION 


auistandsbekämpi ung 


in der dialektik von revolution 
und konterrevolution 


5 Die Kulturrevolution war die praktische Kritik an der 
revisionistischen Auffassung, wonach der Klassenkampf 
im Sozialismus "aufhört", es keine Klassen mehr gibt. 
Nur zu offensichtlich ist das hinter dieser Position 
stehende Interesse: Die sich neu formierte Bourgeoisie 
erklärt sich damit als angeblich nicht existent. Mao 
kritisierte diese Auffassung während der grossen 
sozialistischen Kulturrevolution mit den Worten: "Man 
macht die sozialistische Revolution und weiss nicht, wo 
die Bourgeoisie sitzt; sie sitzt mitten in der 
kommunistischen Partei - es sind die Parteimachthaber, 
die den kapitalistischen Weg gehen." 


Gegen die kapitalistisehe Ausbeutung 
und deren Legitimation durch die Ge- 
werkschaftsbonzen 


Für Barbara war die kapitalistische Ausbeutung, 
der unlösbare Widerspruch zwischen Kapital 
und Arbeit von allem Anfang einer der wichti- 
gen Momente in ihrer politischen Praxis. 


KLASSENKAMBPF 
STATT 


IT MAI: BLOCK + 
NACHDEM O 


4.9: DEMO 


Die spezielle Ausbeutung der Lehrlinge lernte 
sie als Buchhändlerstiftin am eigenen Leib 
kennen und sie engagierte sich in einer revolu- 
tionären Lehrlingsgruppe. Auch wenn sie sich in 
der Folge in zahlreichen anderen 
gesellschaftlichen Bereichen engagierte, blieb es 
doch immer ihr Anliegen, in die 
ArbeiterInnenbewegung wieder einen revolutio- 
nären Funken zu tragen und die reformistische 
Gewerkschaftspolitik zu bekämpfen. Der 
konkreteste Ausdruck des gewerk*schaftlichen 
Verrats an den Intessen des Proletariats ist hier 
in der Schweiz zweifellos der zwischen den 
Kapitalisten und Gewerkschaften ausgehandelte 
Arbeitsfrieden. Ein 1937 verfasstes Vertrags- 
werk, das den Arbeiterinnen und Arbeitern ihr 
einziges Kampfmittel, der Streik, aus den 
Händen nahm. Den 50-jährigen Bestand dieses 
Verrats-Vertrages nahmen die Gewerk- 
schaftsbonzen 1987 zum Anlass, ihre 
"Verdienste" für die Klasse zu feiern. 


Unter der Parole "Klassenkampf gegen 
Arbeitsfrieden" denunzierte Barbara zusammen 
mit ihrer Gruppe, dem KGI in einem 
Aktionsbündnis mit anderen schweizerischen 
Gruppen und mit Partisan, den 
SympathisantInnen der TKP-ML diesen faulen 
Zauber der Gewerkschaften. Der Höhepunkt 
dieser mit zahlreichen Flugblättern und 
Aktionen geführten Kampagne“ war zweifellos 
der 1. Mai, wo es uns gelang, die Reden der 
GewerkschaftsverräterInnen zu unterbrechen 
und der versammelten Menge mit einer eigenen 
Rede unseren Standpunkt zum Arbeitsfrieden 
darzulegen. Mit dieser Kampagne stellten wir 
den Arbeitsfrieden in den Kontext, in den er 
gehört: Kriecherische Unterodnung unter die 
Interessen des Kapitals oder der Kampf für eine 
kommunistische Perspektive als einzige 
Möglichkeit der Durchsetzung proletarischer 
Interessen. Die Gewerkschaften und 
Sozialdemokraten haben diese Lektion bis heute 
nicht vergessen, wie der diesjähige Vorschlag 
der SP-Frauen anschaulich zeigt.7 


6 vgl. Anhang Nr. 7, verschiedene Dokumente zur 
Kampagne "Klassenkampf gegen Arbeitsfrieden im 
Jahre 1986/87 

7 Anhang Nr. 8, Brief der SP-Frauen zum 1. Mai 93 


Keine Znüni-Pause fürs KKK III 


Barbara arbeitete früher oft im Restaurant- ausgesuchter Höflichkeit, in der Hoffnung, 
Service als Aushilfe und verdiente so ihr diese würden sie nicht erkennen und vor ihr 
Geld. Als umgängliche und ruhige Frau war über ihre Spitzeltätigkeit sprechen. Das 
sie überall beliebt, so auch bei jenem Wirte- Gegenteil traf ein - die Bullenchefs verboten 
Ehepaar, das irgendwo auf dem Land im ihren Untergebenen per sofort, in diesem 
Kanton Zürich ein Restaurant führte. Nach Lokal ihre Pausen zu verbringen und diese 
einigen Monaten Arbeit pachteten die mussten nun wohl oder übel im Büro bleiben 
Wirtsleute ein neues Restaurant in der Stadt oder weit entfernt ihren Cafe trinken. 
Zürich und selbstverständlich arbeitete auch Barbara konnte sich natürlich kaum erholen 
Barbara weiterhin an diesem neuen Ar- vor Lachen, als sie über den Wirt diese 
beitsort: Im Cafe, das sich im gleichen Haus Geschichte erfuhr und er ihr auch erzählte, 
wie die politische Polizei befand. Barbara dass die Bullen von ihm verlangt hätten, sie 
war natürlich begeistert, als sie dies fristlos zu entlassen, was er natürlich nicht 
bemerkte und bediente die Bullen mit machen würde. 


we- LBY 
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UEBERPRUFUNG 


- Bericht zuhanden der Kommissariatsleitung 
des Krim.Kom. III, betreffend die Wirts- 
leute im Caf& "Walchestübli" 


Nach dem Auftreten von {Barbara Kistler, bek., als Aushilfs- 
Buffett-Tochter im Caf& "Walchestübli", wurden - zwecks 


; Feststellung allfälliger Verbindungen zwischen den Wirts- 
/ leuten und der Vorgenannten - über den Patentinhaber pn 
O KOHE und dessen Freundin m HA umfassende Erhebungen 


getätigt. Es kann vorweggenommen werden, dass gegen die 
beiden in kriminalpolizeilicher und auch nachrichtendienst- 
icher Hinsicht nichts Negatives in Erfahrung gebracht werden 


konnte. 


Base KA ist, wie aus den beiliegenden Informationsberichten 


ersichtlich, zweimal geschieden. Aus den beiden Ehen waren 
ad acta KK HE i 
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je zwei Kinder hervorgegangen. Es sind dies; 


Bisher haben sich die Kinder an den mir zugänglichen Registern 
keine Akten erwirkt. Irgendwelche Verbindungen in Linkskreise 
wurden ehenfalls noch nie festgestellt. 


Die vorliegenden Erkenntnisse lassen den Schluss zu, dass es 
sich bei Fe KI und seiner Freundin Geše HIB - nach 
unseren Richtlinien - um rechtschaffene Leute handelt. Wie 

weit jedoch Fe KB Beziehungen zu Barbara Kistler waren 
oder noch sind, ist schwer zu beurteilen. Nach zwei ge- 
scheiterten Ehen und dem jetzigen Zusammenleben mit einer 

rund 25 Jahre jüngeren Freundin, wäre natürlich alles möglich. 
Auf jeden Fall sollte dies in Betracht gezogen un wenn —,- 
von der Kommissariatsleitung aus ‚der Anregung von ER S 
in seiner Aktennotiz vom 5.8.1979 (Seite 2, Abs 2, ««ee evtl. 
"Einweihung" von Hr. KIA über unsere Dienststelle) Folge ge- 
leistet werden sollte. | 


Es hat sich gezeigt, dass Barbara Kistler, wenn sie zur Zeit 

auch nicht mehr im Café "Walchestübli" angestellt ist, hin z 

und wieder auf "Besuch" kommt. (Die Mannschaft wurde von 
| am Rapport vom 17.8.1979 auf diesen marana auf- 


merksam gemacht.) 


Vom Küchen- und Servierpersonal liegen bis jetzt keine Perso-: 
nalien vor. Nach Bekanntwerden ihrer Angaben werden diese 
ebenfalls noch überprüft. 


Zürich, 17. August 19794 
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Akten-Notiz betr. Barbara Kistler, bek. 
zur Zeit Buffett-Angestellte 
im Café Walchestübli. Stampfenbachstr. 63 


aaae 
Am vergangenen Freitag, 3. Aug. 1979, nach 16.00 Uhr, hat 
FRE & anlässlich seines Nachmittags-Kaffee's, 


Barbara Kistler im Cafe Walchestübli erkannt. Sie verliess 


eben ihren Arbeitsplatz und wurde vom Personal verabschiedet. 
Ermittlungen über diese Feststellungen ergaben folgendes; 


- Barbara Xistler arbeitet seit Beginn dieser Woche, 
30.7.79 im Caf& als Buffettochter. 


= Sie ersetzt kurzfristig die Freundin Frl. Hei» 
des Patentinhabers Hr. KR, die sich unverhofft 
in Spitalpflege begeben musste. 


- Barbara Kistler wird bis zur Rückkehr von Frl, Hamus, 
schätzungsweise Ende der kommenden, anfangs der über- 
nächsten Woche (13.8.) hier bleiben und arbeiten. 


- Die Arbeitszeit von Barbara Kistler dauert täglich 
von ca. 10.15 - 16.30 Uhr. 


- Hr. KM war vor der Patentübernahme im Café Walchestübli 
Wirt im Rest. Frohsinn, Uitikon. 

Dort beschäftigte er Barbara Kistler als Serviertochter. 
Sie anerbot sich ihm, sofern er einmal Bedarf haben sollte, 
kurzfristig in seinem Betrieb einzuspringen . 

(Es wäre noch abzuklären, ob sie bei diesem Angebot schon 
wusste, dass er in unserem Hause zu wirten beginne). 


- Barbara Kistler teilte damals bei der Annahme der Stelle 
iir. Kt mit, dass sie mit der Polizei zu tun gehabt habe 
(Diebstahl) 


- Seier Ansicht nach ist Barbara kistler anständig, sauber, 
und fleissig, welche Eigenschaften er schätzt. 
Bisher hat ihn die Tätigkeit seiner Angestellten ausserhalb 
der Arbeitszeit nicht interessiert, 


- Ich habe firn. KES nicht orientiert über die gegenwärtigen 
Verhältnisse bezüglich Barbara Kistler, ihm jedoch bestätigt, 
dass sie kriminalpolizeilich (Diebstahl) eingezogen werden 
musste und nun von einem dieser Funktionäre erkannt worden sei. 


- Ferner habe ich Hr, wm gebeten über unser Gespräch nichts 
verlauten zu lassen und allenfalls Fragesteller, woher sie 
auch komuen sollten, mit dem Hinweis abzuweisen, dass er mit 
mir Kontakte habe. 
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Lagebeurteilung 


Die berufliche Tätigkeit von Barbara Kistler in unserem iause 
wirft naturzeriäss Probleme auf.- 


- Nach Auskunft von dr, em sollen bisher keine Freunde oder 
Bekannte, soweit er deren Anhang vom Rest. Frohsinn her 
kannte, im Walchestübli verkehren. 


(Es sind zwar schon "komische Leute" beobachtet worden, die 
Kontakte mit der andern Serviertochter hatten). 


- Hr. KIA weiss möglicherweise nicht, welche polizeiliche 
Dienststelle sich hier im Hause befindet, Er wäre in die- 
sem Falle evtl. noch "einzuweihen", damit allenfalls bei 
Personalwechsel die Umgebung nach Möglichkeit rein gehalten 
werden kann. Es muss aber darauf geachtet werden, dass nicht 
Berufsverbote für Gastgewerbepersonal (Serviertochter, äellne: 
Buffettöchter, Köche, Aushilfspersonal, Raunpflegerinnen etc. 
geschaffen werden).- 


- Ich habe ärn. Km mitgeteilt, dass "wir" nicht daran interes- 
siert seien, Barbara Kistler von Angesicht zu Angesicht gegen- 
über zu stehen bezw. sitzen. Bis zur Beendigung der Arbeit voi 
Barbara Kistler in seinem Caf& würde vermutlich der Besucher- 
zulauf durch unsere Funktionäre, mindestens im Zeitraum des 
Aufenthaltes von Barbara im Betrieb, abklingen. Dies stehe 
keinesfalls im Zusammenhang mit seiner Person. 


- Vielleicht müssten nochmals umfassendere Erhebungen über 
den Wirt und dessen Freundin angestellt werden.. 


Massnahmen-Vorschlag 


Unsere Funktionäre sind sofort zu orientieren. (Frauen ?) 


Von. 09. 30 bis 17.00 Unr ist der Aufenthalt im Café Walche- 
stübli nicht erwünscht. 


Ausdehnung des Rayonbereiches für den Cafebesuch unter je- 
weiliger Meldung des Cafes für Posten- und wenn erforderlich 
Dispositionsgruppen. 

Bereich Bahnhofplatz / A / Central / Weinbergstr. / 
bis hinauf zum Café Prismä an der Stampfenbachstr. 


Absolutes Verbot dienstlicher Gespräche in den"Beizen". 
Keine Massierungen. 


Zeiten zwischen 10.0G - 10.30 und 16.0G - 16.30 Uhr vermeiden 
unsere Dienststelle anzulaufen benie. zu verlassen, weil 
Begegnungsgefahr, 


Möglichst wenig Dienstfahrzeuge und keine Privatfahrzeuge 
in unmittelbarer Nähe des Kom. 3 aufstellen und besteigen ode 
verlassen. 


Umschau nach "kurligen" oder verdächtig sich verhaltenden 
Personen halten, evtl. auch stationierte Tahrzeuge einbezieli- 
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- Keine Gespräche im Treppenhaus, weil die offenen Fenster 
nach dem Innenschacht diese Gespräche weiterleiten und 
im Caf6 (Toilette) hörbar machen. 
Auch wäre es wünschenswert, die Korridorfenster der Stock- 
werke zu schliessen. Auch von dort dringen die geführten 
Telefon- und andere Gespräche in den Innenschacht! 


- Alle diese Massnahmen sollten im Grunde genommen unseren 
Leuten längst in Fleisch und Blut übergegangen sein. 
Eine Erinnerung an solches Verhalten im Zeichen eines 
erhöhten Risikos und Sicherheitsbestreben darf nicht 
als repressive Anordnung betrachtet werden, wie es auch 
falsch wäre in Panik zu geraten! 


5.8.79 
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Gedanken zum Tod von Barbara 


Wir möchten nach der vorgehend geschilderten 
Geschichte diese Kämpfe in einen grösseren 
historischen Kontext stellen und so die 
Bedeutung des politischen Wirkens unserer 
gefallenen Genossin für den revolutionären 
Prozess herausschälen. 


Die Kämpfe, Entwicklungen und Debatten der 
70er und 80er Jahre gehören mittlerweile zwar 
der Vergangenheit an, sie sind bereits Ge- 
schichte. Doch sie sind ein historischer 
Abschnitt, der auch heute noch jeden Ansatz 
von revolutionärer und kommunistischer Politik 
entscheidend prägt. Hätten wir aus den 
Erfahrungen jener von verschiedensten 
kommunistischen und revolutionären Kräften 
entwickelten Praxis und Theorie dieser 
Epochenicht lernen können, so wäre es uns 
nicht möglich gewesen, einen 
Entwicklungsprozess hin zu unseren heutigen 
Positionen zu machen. 


Aer 


Yrolstarier sire Lanter poste Gum! 


Ronbon. 


Die bewusste Verarbeitung dieser Erfahrungen 
hat uns gelehrt, wie wir Schritte nach vorne 
machen können: Weg vom letztlich perspektive- 


losen Reagieren auf die Bourgeoisie und ihre 
staatlichen Institutionen, hin zu ersten Ansätzen 
einer eigenen authentisch definierten 
kommunistischen Initiative und Identität. 


Objektive und subjektive Gründe erlaubten es 
uns in jener Phase noch nicht, die Strategie und 
Schritte hin zur kommunistischen Perspektive 
genauer zu definieren. Unsere Politisierung und 
unsere Kämpfe waren natürlich geprägt durch 
den Ort, wo sie stattfanden: Innerhalb einer 
hochentwickelten kapitalistischen Gesellschaft 
mit einer differenzierten, oft nicht auf den ersten 
Blick durchschaubaren Klassengesellschaft. 
Eine Situation, die sich in dieser Beziehung 
(nicht aber hinsichtlich des gesellschaftlichen 
Hauptwiderspruches zwischen Kapital und 
Arbeit) fundamental unterscheidet von den 
Klassenkämpfen anfangs dieses Jahrhunderts. 
Trotzdem war die Perspektive einer 
kommunistischen Gesellschaft, die nur mittels 
der revolutionären Gewalt erkämpft werden 
kann, unser gemeinsames Ziel. Die 
Entscheidung von Barbara, dem Klassenkampf 
hier den Rücken zu kehren und sich den 
Kämpfen in der Türkei / Kurdistan 
anzuschliessen, kann nur ausgehend von diesem 
Hintergrund und den darin angelegten Proble- 
men verstanden werden. 


Wenn wir selbstkritisch aus unserer Geschichte 
für lernen wollen, und das ist immer das 
Entscheidende, auch in solch traurigen Situa- 
tionen des Verlustes einer Genossin, dann darf 
die Entwicklung unserer Kämpfe nicht im 
Dunkeln bleiben. 


Die Frage ist nicht die, was wir alles besser und 
anders hätten machen sollen, sondern es geht 
darum, die Wurzeln für bestimmte Handlungs- 
weisen, Entscheide und Fehler zu finden ! Nur 
so kann die Geschichte im allgemeinen wie auch 
die eigene Geschichte im speziellen die Lehr- 
meisterin für unseren weiteren Kampf sein. Erst 
in einer so verstandenen historischen Aufarbei- 
tung bekommen die Kämpfe und damit das po- 
litische Leben unserer Genossin ihre wirkliche 
politische Relevanz und den Bezug zu unserer 
Aktualität. 
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Nach einer langen Zeit, in der die revolutionäre 
Spur des Proletariates hier unterbrochen war, in 
der integrative, revisionistische und antikom- 
munistische Tendenzen innerhalb der Klasse ih- 
re schönsten Blüten trieben, entwickelten sich 
nach 1968 neue revolutionäre Impulse. 


Im Unterschied zu den 20er Jahren konnte al- 
lerdings die revolutionäre Bewegung 
(insbesondere in den nördlichen Ländern Euro- 
pas) nicht mehr gleichgesetzt werden mit der 
ArbeiterInnenbewegung. 


Die revolutionäre Bewegung war nicht mehr 
gleichzusetzen mit der 
ArbeiterInnenbewegung. Die Widersprüche 
zwischen der Bourgeoisie und dem Proletariat 
artikulierten sich auf die vielfältigste Art und in 
den unterschiedlichsten Bereichen, vor allem 
auch im politisch-kulturellen Ueberbau. Revo- 
lutionäre Positionen, für die das System keine 
Fehler hatte, sondern der Fehler war, flossen zu 
einer eigentlichen politischen Widerstandsbewe- 
gung zusammen, die kontinuierlich versuchte in 
den verschiedensten Bereichen (Häuserkampf, 
internationale Solidarität, Anti-Repression etc.) 
Widerstand zu leisten. Darin lag aber auch die 
Grenze unserer politischen Arbeit. Zwar stellten 
wir die sozialen Bewegungen in ihren gesamt- 
gesellschaftlichen Kontext, wir waren jedoch 
kaum in der Lage, eine kommunistische Per- 
spektive zu vermitteln, die zu einer 
revolutionären Klassenidentität geführt hätte. 
Dieses sich Reduzieren auf den Widerstand oh- 
ne von einer eigenen, authentischen revolutio- 


nären Seite auszugehen (d.h. wenig strategische 
Vorstellungen, kaum Organisationsvorschläge) 
wurde vielen, einigen früher, anderen später, 
immer bewusster. 


Wenn wir uns diese Situation vor Augen führen, 
wird auch verständlich, warum damals der 
Kampf der nationalen Befreiungsbewegungen 
und die Entstehung von bewaffneten 
revolutionären Gruppen in Westeuropa für die 
revolutionäre Linke hier in der Schweiz eine 
derartige Bedeutung hatte. Dabei ging es nicht 
in erster Linie um den gemeinsamen antiimpe- 
rialistischen Kampf, sondern vielmehr um den 
Kampf für den Sozialismus. Insbesondere im 
Trikont, in Vietnam, Ginea Bissau, in der chi- 
nesischen Kulturrevolution, wurde für uns das 
ansatzweise verwirklicht, was wir als die kon- 
krete Utopie bezeichneten: über die Diktatur 
des Proletariats (und in diesem Sinne: Alle 
Macht dem Volk) hin zum Kommunismus, der 
Kampf für eine klassenlose Gesellschaft, keine 
kapitalistische Ausbeutung und Entfremdung, 
die Aufhebung der Trennung zwischen Kopf- 
und Handarbeit, zwischen Produktions- und 
Reproduktionsarbeit usw. 


Dies ist der Hintergrund, warum es hierzulande 
schon fast zur Tradition geworden ist, das revo- 
lutionäre Subjekt überall, nur nicht in der eige- 
nen Realität zu suchen. Alle revolutionären An- 
sätze in den 70er Jahren bezogen sich auf die 
eine oder andere Art auf die Kämpfe im Aus- 
land. 


Um diese Grenzen zu sprengen führten wir zwei 
zentrale Diskussionen (und nicht wenige resi- 


gnierten und entpolitisierten sich auf diesem 
langen Weg): l 


l 
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> Nicht Leben als Sabotage, sondern über au- 
thentische Klassenpositionen die Isolation 
innerhalb der Klasse durchbrechen und re- 
volutionäre Impulse in bestehende 
Klassenkämpfe vermitteln; 


= Nicht an der Stelle tretend den kapitalisti- 
schen Angriffen widerstehen, sondern die 
eigene revolutionäre Initiative zurückge- 
winnen und die eigene Seite aufbauen. 


Ueber das WIE, trennten sich die Meinungen. 
In diese Zeit fällt der Versuch auf die Wider- 
sprüche im Produktionsbereich einzuwirken und 
so zu diesem zentralen Bereich des Klassen- 
kampfes eine Brücke aufzubauen. Die Kampa- 
gne "Klassenkampf statt Arbeitsfrieden" löste 
zwar gegen Innen eine klärende Debatte über 
den Begriff der Klassenposition aus. Es gelang 
uns jedoch nich, die komplizierte 
Klassensituation im Sinne einer kämpferischen 
Klassenanalyse besser zu verstehen und damit 
ein kontinuierliches Verhältnis zur Klassenbasis 
in diesem Sektor herzustellen. 


E SUBVERSION 


BEN REVOLUTIONÄEREN =- 
KAMPF FÜHREN HEISSI: = 
DIE GESCHICHTE KENNEN; 
IN DIE EIGENEN HÄNDE .. 
NEHMEN UM DIE "SQ © 
PERSPEKTIVE ZU” > 

ENTWICKELN ® 


DI 


SE. 


Diese Probleme trugen dazu bei, dass sich 
die Widersprüche zwischen Barbara und uns 
entwickelten. Oft waren sie diffus, unbewusst 
und subjektivistischh zu wenig konstruktiv 
entwickelt, um daraus einen Schritt nach vorne 


zu machen. 


Letztlich standen sich, verkürzt dargestellt, die 
folgenden zwei Vorstellungen gegenüber: 


> Die Auffassung, wonach unsere Widersprü- 
che und Probleme ihre Wurzeln im als 
Hauptwiderspruch begriffenen Verhältnis 
zwischen Trikont und kapitalistischer Me- 
tropole finden. Aus dieser Sicht der Dinge 
also der Hauptwiderspruch im revulotionä- 
ren Prozess zwischen Imperialismus und 
Nationaler Befreiung liegt. Das revolutio- 
näre Subjekt somit in erster Linie die natio- 
nalen Befreiungskämpfe resp. die kämpfen- 
den Massen im Trikont sind und es vor al- 
lem darum geht, diese Kämpfe mit allen 
Mitteln zu unterstützen. Damit werde der 
Imperialismus an seinem schwächsten Glied 
angegriffen und erst dadurch werde es mög- 
lich, die Klassenkämpfe hier voranzutreiben 
und erst damit würden sie eine strategische 
Bedeutung für die Weltrevolution erhalten; 


> oder aber die Wurzeln unserer Probleme 
müssen wir hier suchen, wir müssen begin- 
nen unsere objektiven und v.a. subjektive 
Realität zu untersuchen, den Kern dieser 
komplizierten Situation in der hochent- 
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wickelten kapitalistischen Metropole zu ent- 
schlüsseln und auf dieser Grundlage zu einer 
authentischen proletarischen Klassen- 
position zu gelangen, um so einen Beitrag 
zum revolutionären Prozess in den 
Metropolen zu leisten. 


Mit dieser Auseinandersetzung eng verbunden 
ist die zweite zentrale Diskussion über das Ver- 
hältnis zwischen dem Klassenkampf im 
"eigenen" Land und dem proletarischen Inter- 
nationalismus. Auch hier finden die zwei voran- 
gehend geschilderten Widersprüche ihren Aus- 
druck in verschiedenen Auffassungen: 


> Eine Position, die den proletarischen Inter- 
nationalismus versteht als die konkrete Un- 
terstützung der am weitesten fortgeschritte- 
nen Kämpfe im Trikont (mit strategischer 
Bedeutung für den Imperperialismus 
insgesamt) mit dem Ziel, darüber die Ver- 
hältnisse hier in der Metropole zu erschüt- 
tern. 


> Demgegenüber steht unsere Position, die 
den proletarischen Internationalismus als ein 
sehr widersprüchliches Verhältnis definiert. 
Widersprüchlich, weil das Proletariat, als 
dessen kämpfenden Teil wir uns verstehen, 
sowohl eine nationale als auch eine 
internationale Klasse ist. Zwar hat das 

- Proletariat keine Nation, doch ist die jeweils 
gegebene kulturelle, soziale und politische 
Realität der stärkste Faktor im Klassen- 
kampf. Die revolutionäre Verbindung des 
internationalen Proletariates kann keine ein- 
seitige Angelegenheit sein, sondern kann 
nur auf der Grundlage des "eigenen" 
Klassenkampfes gegen die hier herrschende 
Bourgeoisie gründen. Der proletarische 
Klassenkampf kann sich nur im 
nationalen Rahmen konkretisieren. 


Welcher Weg uns schliesslich eine revolutionäre 
Perspektive eröffnen wird, wird sich weisen. 
Barbara hat sich für den ersten, wir für den 
zweiten entschieden. In der Entschlossenheit 
und Konsequenz, unseren Kampf für die 
gemeinsame Perspektive, der kommunistischen 
Revolution zu führen, lebt sie weiter. 
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Barbaras Verhaftung in Istanbul im Mai 91 


- Am 19. Mai führte die türkische Polizei in 


Istanbul eine Grossrazzia durch. 18 Personen 
wurden verhaftet, eine Frau und ein Mann an- 
geblich in ihrer Wohnung nach heftiger Gegen- 
wehr erschossen, wie es in ersten Pressever- 
lautbarungen hiess. Schon am nächsten Tag 
wurde allerdings bekannt, dass es sich um eine 
eigentliche Hinrichtung handelte: Beide waren 
unbewaffnete und leisteten keinen Widerstand; 
sie wurden nach ihrer Festnahme kaltblütig hin- 
gerichtet. Unter diese 18 Verhafteten war auch 
Barbara. Wie alle politischen Gefangenen in der 
Türkei wurde auch sie für 14 Tage in das Fol- 
terzentrum Gayrettepe verschleppt. Dort wurde 
sie während der ersten 40 Stunden ununterbro- 
chen gefoltert. Während über 8 Tagen verhin- 
derte der Istanbuler Polizeichef den Zutritt des 
Schweizer Vizekonsuls Schläfli. Zu Unrecht, 
wie sich später herausstellen sollte: Dieser Herr 
hat in der Folge die Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der Schweiz und der Türkei über die 
Wahrheit gestellt: Barbara gehe es gut und sie 
sei nicht gefoltert worden, belügt er nach dem 
Besuch im Folterzentrum die Oeffentlichkeit. 
Der nachstehend abgedruckte Auszug aus ei- 
nem Brief von Barbara widerlegt eindrücklich 
diese Lüge. Sie hat in mutiger Art und Weise 
dem Konsul gegenüber die Folter mehr als nur 
angedeutet. Dies trotz der Tonbandaufnahme 
des Gesprächs durch die Folterschergen und de- 
ren Todesdrohungen für den Fall, dass sie die 
Folter erwähnt. Das vom Sozialdemokraten 
Felber geführte EDA (Departement des Aeus- 
sern) verbreitete in der Folge diese Lüge mit ei- 
ner Presseerklärung. Die Erklärung dafür ist 
einfach. Einerseits verbindet die verschiedensten 
Fraktionen der Bourgeoisie (von ihrer faschisti- 
schen bis zur "demokratischen" Variante) der 
Hass gegen alle RevolutionärInnen und Kom- 
munistInnen. Andererseits unterstützte die 
Bundesanwaltschaft den MIT (türkischer Ge- 
heimdienst) vom ersten Tag an äusserst aktiv 
und liess ihm sämtliche Unterlagen über Bar- 
bara zukommen. 


Nach 14 Tagen Folterknast wurde Barbara in 
das Gefängnis von Bayrampasa verlegt. Dort 
lebte sie im Kollektiv der politischen Gefange- 
nen bis zu ihrer Entlassung im November 91. 


KUNDGEBUNG- 


Samstag, 8. Juni 1991 
14.00 Uhr, Hirschenplatz 


Am 19. Mal 1991 wurden In der türkischen Stadt 
Istanbul bei einer Grossrazzla der Polizei ein Mann 
und eine Frau exekutiert und 18 weitere Personen - 
verhaftet und verschleppt. Unsere Freundinnen 
und Genossinnen Barbara Kistler, Fatma Birsat 
lihan und Coskun Jilmaz werden noch immer von 
der Polizei festgehalten. 


Zum Gedenken an die Ermordeten und aus Soli- 
darität mit den Verhafteten führen wir eine Kund- - 
gebung durch. - 

Wir werden dort über die Unterstützung des fa- 
schistischen türkischen Regimes durch die 
Schweizer Regierung und Wirtschaft, insbeson- 
dere über die ökonomische Verflechtung zwischen 
der Schweiz und der Türkei, über die Rolle der 


Schweizerischen Bundesanwaltschaft und des 
Eidgenössischen Departements für Auswärtiges 
EDA und deren Zusammenarbeit mit den türki- 
schen Sicherheitsorganen und über die allge- 
meine politische Situation in der Türkei/Türkei- 
Kurdistan informieren. 


SOLIDARITAT MIT DEN POLITISCHEN 
GEFANGENEN IN DER TORKEI UND IN 
KURDISTANI 


Auszüge aus ihren Briefen aus dem 
Knast von Bayrampasa 


Ueber den Umgang mit der Folter 


"Ich möchte Dir nochmals ein paar Worte zu 
Deinem Brief ans EJPD und meiner Kritik da- 
von schreiben, weil ich nicht mehr genau weiss, 
was ich Dir alles sagte. Wenn du in der direkten 
Konfrontation stehst konzentrierst du dich auf 
deine eigenen Kräfte und die des Feindes. Spe- 
ziell in der Folter, wo du alleine, in ihrem Ter- 
rain und gegen eine Uebermacht ankämpfen 
musst. Du kämpfst vor allem mit und gegen 
dich selbst. Ob und wie du Widerstand leistest 
ist nur eine Frage deines Bewusstseins, deiner 
ideologischen Basis und deiner Verbundenheit 
mit dem revolutionären Prozess. Du darfst kei- 
nen Moment Schwächen zulassen und entwik- 
kelst dadurch eine gewisse Härte. Folter wirkt 
immer auch gegen aussen, die Vorstellung ist 
oft schlimmer als die Realität in der du selbst 
aktiv bist. (Das wissen die Schweine sehr genau 
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und lassen Dich z.B. deshalb oft sehr lange ein- 
fach warten oder foltern andere vor deinen Au- 
gen). Als ich hörte, dass du gekommen warst, 
machte ich mir Sorgen um deine Gesundheit 
` und darüber, dass du dich bestimmt mit Vorstel- 
lungen, was alles mit mir geschehen könnte, 
quälst. Doch musste ich die Vorstellung, selbst 
in der Konfrontation und auch im HS, dass 
du/ihr mitleidet von mir wegweisen, weil sie 
mich nur geschwächt hätte. Mich zu schwächen 
war wahrscheinlich auch der Grund, weshalb sie 
mir überhaupt sagten, dass ihr hier seid. Doch 
versteh das nicht falsch, es schwächte mich 
nicht, im Gegenteil, aber ich musste eure/deine 
Sorgen entschieden von mir fernhalten. Dann, 
hier im Gefängnis beginnst du die Erfahrungen 
zu analysieren und kämpfst gegen diese zum 
Vorschein gekommenen Schwächen an und 
entwickelst gleich nochmals Härte gegen dich 
selbst und erwartest, ohne gross darüber nach- 
zudenken von allen dasselbe. Hier ist das auch 
richtig so, da alle in der selben Konfrontation 
stehen. Ich war am Anfang nicht in der Lage die 
Unterschiede und deine/eure Betroffenheit rich- 
tig aufzunehmen, einzuschätzen und v.a. mit 
dem nötigen Feingefühl und Verständnis darauf 
zu reagieren. Ohne an den politischen Vorstel- 
lungen Abstriche zu machen hätte ich bestimmt 
verständnisvoller mit deiner/eurer Betroffenheit 
umgehen können. Das ist mir nicht gelungen. " 


Das Kollektiv von Bayrampasa 


"Die Gefängnisse hier sind nicht zu vergleichen 
mit den europäischen Knästen. Die politischen 
Gefangenen sind in allen Gefängnissen in eige- 
nen Trakten nach Organisationen in Kommunen 
organisiert und speziell hier haben sie sich in 
langen und harten Kämpfen, die viele Leben ge- 
kostet haben, eine Reihe von Rechten erkämpft. 
Der gefallene Genosse? war auch lange Zeit an 
diesen Kämpfen in führender Rolle beteiligt. 
Zur Zeit herrscht hier so was wie befreite Zone, 
der politische Trakt ist in unseren Händen. Das 
Militär hat keinen Zutritt, wir bewegen uns frei 
und können auch mit den Genossen tagsüber in 
einem Zwischengang arbeiten und diskutieren. 
Bei Veranstaltungen können wir sogar in ihren 
Flügel gehen. Die Genossen sind nach Organi- 
sationen in Kommunen organisiert., wir sind in 


9 Barbara meint den während der Razzia hingerichteten 
Genossen 


einer gemischten Kommune aufgrund "Mangel" 
an Quantität. ... Schon beim Eintritt in den 
Knast hier spürst du den Respekt und die 
Angst, die die Verwaltung vor den politischen 
Gefangenen hat. Du kommst von den Bullen, 
die dich hassen und zu erniedrigen versuchen 
und plötzlich wirst du freundlich und voller Re- 
spekt behandelt und keiner darf ich nur schon 
böse anschauen, denn du bist aufgrund gesell- 
schaftlicher Konfrontation hier und seitens der 
zivilen Verwaltung wird peinlichst darauf ge- 
achtet dich mit gebührendem Respekt zu be- 
handeln. Jedem, dem du da weitergereicht 
wirst auf dem Weg zum Trakt wird einge- 
schärft, dass du politisch bist, damit ja keiner 
dich falsch behandelt. Dann kommst du rein und 
dann im Frauentrakt stürmen 15 Frauen auf dich 
zu und freuen sich, dass du endlich kommst und 
päppeln dich auf mit Spezialnahrung wegem 
dem HS, bereiten ein Bad vor und pflegen dich, 
erzählen und fragen und du vergisst sofort die 
Strapazen denen du ein paar Stunden zuvor 
noch unterworfen warst. Danach wirst du in 
den Gang geführt, wo du mit den Genossen 
dich treffen kannst und dort diesselbe, herzliche 
Begrüssung von den eigenen Genossen über all 
die anderen Organisationen die kommen und 
dich willkommen heissen. Hier erfahre ich dann 
auch zum ersten Mal, was überhaupt geschehen 
ist, wie der Genosse ermordet wurde und sehe 
all die Zeitungsberichte, die mir zum Teil die 
Haare zu Berge steigen liessen. ... 


Der Tagesablauf sieht in etwa so aus: 7.00 Uhr 
Sport bis ca. 8.30 Uhr, dann Frühstück, das in 
täglichem Wechsel einer der Frauen vorbereitet, 
Dusche und dann politische Arbeit, lesen etc, 
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v.a. hier im Frauentrakt. Nach dem Mittagessen 
politische Schulung zusammen mit einem Ge- 
nossen. Anschliessend je nachdem Einzelge- 
spräche oder was auch immer und dann am 
`- Abend nach dem Abendessen wieder lesen oder 
diskutieren oder Vorbereiten für Veranstaltun- 
gen, oder sonstiges Arbeiten, Singen oder Tan- 
zen. Aber generell steht soviel an Arbeit an, 
dass die Zeit kaum ausreicht und all an Schlaf- 
not leiden, weil bis spät in die Nacht gearbeitet 
wird. Daneben ist ein ständiges Kommen und 
Gehen von Anwälten und Besuchen. An Mon- 
tag kommen die Besuche für die Männer, am 
Mittwoch für die Frauen. Doch bei allen Besu- 
chen gehen und kommen auch gleich immer alle 
Gefangenen und von morgens bis abends wird 
diskutiert und erzählt und jeder der Besucher 
kommt eigentlich gleich für die ganze Kom- 
mune und wir sind am Männerbesuchstag ge- 
nauso präsent wie die Männer an unseren Be- 
suchstagen." 


"Wir sind zur Zeit als Gesamtes 23 in unserer 
Kommune, 8 Frauen und 15 Männer. Wir Frau- 
en bilden mit anderen politischen Organisatio- 
nen im Trakt wiederum eine Kommune von zur 
Zeit 18 Frauen. Im Moment wachsen wir Frau- 
en täglich, doch alle von anderen politischen 
Organisationen, unsere politische Kommune 
von 23 ist derzeit konstant. Vor ein paar Tagen 
kam eine Karte von R. und A. und die Gruss- 
botschaft. Wir freuten uns sehr, doch mir habt 
ihr was eingebrockt, da ich das Gedicht über- 
setzen musste. Doch wir habens geschafft und 
werden die Botschaft wahrscheinlich in einer 
der Zeitungen veröffentlichen. Dann freue ich 
mich natürlich auf die Redebeiträge und die 
Chronologie. Bin gespannt. Von hier gibt es ei- 
gentlich nicht viel Neues zu berichten, bezüglich 


Prozess, der Termin steht noch nicht fest, doch 
fasse ich eine eher längere Zeit ins Auge, so wie 
die Lage ist. Doch das beunruhigt mich keines- 
wegs, zum einen sind die Bedingungen für uns 
hier optimal und auch wenn das ändert, d.h. wir 
in eine Phase von Kämpfen zur Beibehaltung 
resp. Rückeroberung unserer Rechte treten, so 
betrachte ich das als wichtige und lehrreiche Er- 
fahrung und ich will von meinem Aufenthalt 
hier so viel als möglich profitieren, um meinen 
Kampf draussen gestärkt und gestählt weiter- 
führen zu können. Das Gefängnis ist nur ein an- 
derer Bereich im Gesamtkontext des Klassen- 
kampfes und das entscheidende ist, diesen 
Kampf überall und v.a. mit Entschlossenheit zu 
führen. Heute führen wir ihn hier und morgen 
bestimmen und wählen wir das Feld vielleicht 
wieder selbst, doch dass wir ihn führen ist keine 
Frage. Das Gefängnis ist eine wahre Schule für 
Revolutionäre und Kommunisten und wenn wir 
bereit sind zu lernen und uns zu entwickeln bie- 
tet sie uns die Möglichkeit gestärkte Kommuni- 
sten und Kommunistinnen unseren Platz in den 
kämpfenden Reihen draussen mit noch grösse- 
rer Entschlossenheit und Kompromisslosigkeit 
wieder einzunehmen. Wegen meiner gesund- 
heitlichen Situation braucht ihr euch keine Ge- 
danken zu machen, so angegriffen wie ihr das 
darstellt und seht ist sie nicht. Dass weitere Fol- 
ter einem Todesurteil gleichkäme ist nicht nur 
übertrieben, sondern geradezu falsch. Es geht in 
keiner Weise darum, mich hier vor weiterer Fol- 
ter zu schützen (zur Zeit stellt sich das Problem 
auch nicht, da sie von hier keine(n) rausholen 
können von uns, ohne dass es zu heftigen 
Kämpfen käme), sondern einzig und allein 
darum, die Folter hier zu denunzieren !! Dazu 
haben wir mich als Instrument gewählt, mehr 
nicht ! Mit de Frage und Realität der Folter 
werde ich mich auch weiterhin auseinanderset- 
zen und mich ihr zu stellen haben, da ich meinen 
Kampf hier weiterführen werde und das heisst, 
auch wenn ich hier rauskomme, ich jederzeit er- 
neut in solche Situationen geraten kann wie je- 
de(r) Kämpfer(in) hier. Ein nächstes Mal wird 
es auch keinen "internationalen" Schutz mehr 
geben, ich wurde weder schwer noch lange ge- 
foltert dank diesem Schutz. Doch ein weiteres 
Mal wird er nicht wirken, da meine Identität be- 
stimmt, jetzige allfällige Zweifel bezüglich Or- 
ganisationsnähe resp. Mitgliedschaft dahinfallen 
werden und auch mein eigenes Verhalten of- 
fensiver sein wird. In der Folter bist Du nicht 
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Opfer sondern kämpfendes Subjekt. Die Frage 
ob und wie du in der Folter Widerstand leistest 
ist einzig und allein eine Frage des Bewusstseins 
und der Entschlossenheit. Doch dazu werde ich 
vielleicht mal später ausführlicher schreiben. 
Doch zerbrecht euch nicht den Kopf und die 
Herzen, die Vorstellung ist schlimmer als die 
Realität und die Realität ist untrennbar ver- 
knüpft mit dem revolutionären Kampf hier, Re- 
volution - Konterrevolution, und darin sind wir 
nicht Opfer, sondern handelnd, operierend, 
kämpfend." 


Ueber die Rolle der Schweiz und ihres Kon- 
suls währen der Folter 


"Vor ein paar Tagen schrieb die "Günaydin", 
dass die Schweiz das Waffenembargo zum 
Druck bezüglich meiner Freilassung einsetzte. 
Eine nette Gegengeste seitens des Schweizer 
Staates, nachdem sie so eng und abgestimmt auf 
die Ermittlungen hier selbst ein Ermittlungsver- 
fahren in Sachen Herkunft der Waffen- und an- 
derer Materialien, die sie zusammen mit mir be- 
schlagnahmt haben, eröffnet haben und mich re- 
sp. euch als LügnerInnen in Sachen Folter be- 
zeichneten. A propos Folter, was sich bezüglich 
des Konsuls abspielte war noch viel dreister. Es 
war nämlich nicht so, dass ich ihm nichts sagte 
über die Folter. Zu Beginn des Gespräches 
fragte er mich nach meiner gesundheitlichen Si- 
tuation. Ich sagte ihm, dass es mir den Umstän- 
den entsprechend gut gehe, ich zur Zeit in Ruhe 
gelassen werde, falls sich dies wieder ändern 
werde, ich in den Durststreik treten werden. 
Dass ich seit Anbeginn im HS sei (als ich ihn 
sah, wurde ich bereits ca. 1 Woche nicht mehr 
gefoltert und ich sagte ihm auch, dass ich seit 
ca. 1 Woche Ruhe habe). Meiner Meinung nach 
eine klare Aussage. Dazu kommt, dass ich ihm 
am Schluss des Gesprächs auf seine 
"Befürchtung" hin, dass er mich nicht sehen 
durfte wegen meines Zustandes erwiderte, dass 
dem so sei, mein Aussehen sei nicht vorzeige- 
fähig genug gewesen. Zudem verlangte ich von 
seiner Uebersetzerin Unterwäsche, da die mei- 
nige voll mit Blut sei. Nach dem Gespräch mit 
ihm wurde ich wieder runter geführt und er 
"ging", doch ich stellte fest, dass er min. 1 
Stunde später sich immer noch im Gebäude 
aufhielt. Die Bullen verlangten von mir eine Un- 
terschrift, dass ich den Konsul sprach, die ich 


verweigerte (habe generell Unterschriften ver- 
weigert), nach langem hin und her zischte einer 
der Bullen wutentbrannt mit dem Fackel, den 
ich unterschreiben sollte ab und kam triumphie- 
rend mit Konsuls Unterschrift zurück (nach 
nicht mehr als 5-10 Minuten). D.h. er war in 
unmittelbarer Nähe und unterhielt sich vermut- 
lich mit dem Bullenchef, der beim Gespräch 
auch anwesend war und sich zwar vom Konsul 
verabschiedete, doch das heisst gar nichts, solite 
wahrscheinlich bloss das Spiel des Herrn Kon- 
sul abdecken." 
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Anhang Nr. 1 


Interview mit Barbara 


REPORTAGE MIT DER INTERNATIONALI- 
- STISCHEN REVOLUTIONARIN BARBARA 
ANNA KISTLER! 


“Die kommunistische Bewegung ist ih- 
rem Wesen nach internationalistisch” 


Barbara, Du bist der Öffentlichkeit in der 
Türkei durch die Darstellung der Bourgeoisie 
bekannt. Kannst Du uns jene Barbara vorstel- 
len, die dabei von der Bourgeoisie verschwie- 
gen wurde? 


Es ist nicht einfach, sich selbst zu beschreiben. 
Um einen Menschen genau zu kennen, muss 
man sich seine Ideen und Handlungen an- 
schauen. Im Verlaufe dieses Gesprächs wird 
man sich ein Bild von meiner Person machen 
können, ich möchte also versuchen, mich kurz 
vorstellen. Ich bin in der kapitalistischen 
Gesellschaft aufgewachsen und wurde Revolu- 
tionärin. Ich habe mich in meinem 
Herkunftsland in der revolutionären Bewegung 
beteiligt. Der Kampf der unterdrückten Völker 
in der Welt hat mich von Anfang an beein- 
druckt. Ich wollte unter besonderen Be- 
dingungen der kapitalistischen Gesellschaft für 
die Sache der Revolution arbeiten und diesen 
Kampf immer mit der internationalen Solidarität 
verbinden. Während des Lernprozesses habe ich 
grosse Persönlichkeiten des Proletariates 
kennengelernt und war allmählich von den Leh- 
ren des Marxismus-Leninismus und den Mao 
Zedung Ideen (MLMZI) überzeugt. In dieser 
Entwicklung spielte die politische Basis und 
Ideologie der TKP/ML (Kommunistische Partei 
der ` Türkei/Marxistisch-Leninistisch) eine 
wichtige Rolle. Aufgrund meiner Überzeugung 
von der wissenschaftlichen Lehre des MLMZI 
setzte ich meine Arbeit im Dienst des 
Proletariates fort und habe mich auf der Basis 
der internationalen Solidarität in der TKP/ML 
engagiert. 


Am 19. Mai 1991 nahm mich die Polizei des fa- 
schistischen türkischen Staats in der Wohnung 


1 Dieses Interview erschien in der türkischen Zeitschrift 
Yeni Demokrasi 


von Ismail Oran fest. Am selben Tag wurde 
Ismail, der sich in der Wohnung von Hatice Di- 
lek aufhielt, von der politischen Polizei überfal- 
len und beide wurden skrupellos ermordet. Der 
Mord an Hatice und Ismail, nach einer vorge- 
täuschten bewaffneten Auseinandersetzung in 
Hasanpasa begangen, ist ein Beweis des wilden 
Staatsterrors. Es wäre möglich gewesen, beide 
lebendig zu verhaften, beide waren unbewaff- 
net. Der Staat war nicht interessiert, sie zu ver- 
haften, die Operation war von vornherein auf 
ihre Exekution ausgerichtet. Ismail war als 
überzeugter Kommunist bekannt; die herr- 
schende Klasse hat Angst vor solchen wunder- 
baren Persönlichkeiten und erhofft sich durch 
ihre Ermordung die eigene Rettung. Die Revo- 
lution lässt sich jedoch nicht aufhalten, auch 
wenn die Revolutionäre ermordet werden. 


Die Revolutionäre werden im Kampf für eine 
klassenlose Gesellschaft ohne Unterdrückung 
gestärkt und bauen das Vermächtnis unserer 
gefallenen Helden auf. Der faschistische türki- 
sche Staat pocht nach dem Gemetzel von 
Hasanpasa auf die Notwendigkeit von Antiter- 
ror-Gesetzen, setzt das Gemetzel fort und ver- 
sucht, den proletarischen Internationalismus als 
internationalen Terrorismus zu denuzieren. 
Während meiner Verhandlung vor dem Gericht 
habe ich versucht, diese Erkenntnisse zu 
erläutern. Die Nr. 37 Ihrer Zeitschrift berichtete 
darüber. Nach der Verhaftung habe ich 7 
Monate im Gefängnis Sagmalcilar gesessen und 
lernte dort als politische Gefangene einen 
wichtigen Bereich des Klassenkampfes kennen. 
Der ` faschistische Staat wollte mich 
einschüchtern, doch seine Rechnung ging nicht 
auf. Ich habe versucht, den Feind näher zu be- 
trachten und Lehren aus meiner Situation zu 
ziehen; jedenfalls wurde ich in meiner Über- 
zeugung, für die Sache der proletarischen 
Revolution zu leben, weiter gestärkt und ent- 
schlossen. 


Wo und wie wurdest Du von der TKP/ML be- 
einflusst ? 


Ich habe Revolutionäre, die nach 1980 in Euro- 


pa Zuflucht gefunden hatten, bei den Solidari- 
tätsveranstaltungen und internationalen De- 
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monstrationen kennengelernt. In Europa wer- 
den politische Ansichten vertreten, die in der 
Türkei z.T. nicht verbreitet sind. Bei diesen 
Anlässen habe ich mit Genossen aus verschie- 
` denen Gruppierungen politische Diskussionen 
geführt. Schliesslich war ich von der Richtigkeit 
der Ansichten der TKP/ML am meisten über- 
zeugt und erkannte die Gruppe der Partisan in 
Sachen Solidarität als die nächsten Alliierten. 
Ich habe die Artikel von Ibrahim Kaypakkaya 
gelesen und war sehr beeindruckt. Die vielen 
Erkenntnisse dieses jungen Kommunisten in 
seinem kurzen Leben erweckten bei mir Sympa- 
thie und Respekt. Er hatte eindrücklich den 
Revisionismus bekämpft, die soziale Struktur 
der Türkei treffend analysiert und den Weg zur 
wahren Freiheit der Völker der Türkei aufge- 
zeigt, die Lehren des MLMZI als Handlungs- 
basis verteidigt, er hatte sich für sein Volk und 
das Proletariat eingesetzt. Dies bestärkte mei- 
nen Wunsch, mehr über ihn zu erfahren. Ich 
bedaure seinen frühen Abschied vom Leben 
sehr. Wenn er länger gelebt hätte, wäre es für 
die Völker der Türkei und die internationale 
Gemeinschaft sehr nützlich gewesen. Die Partei, 
deren Wurzeln mit dem Blut dieses Führers 
durchtränkt wurde, hat mich angezogen. Ich 
habe begriffen, dass die Politik von TKP/ML 
wissenschaftlich nachvollziehbar war und diese 
proletarische Partei die einzige Gewähr für die 
wahre Freiheit der Völker der Türkei war. 
Diese Partei basiert wie jede andere marxi- 
stisch-leninistische Partei auf den objektiven 
Erkenntnissen und ist in der gesellschaftlichen 
sowie geschichtlichen Entwicklung als unver- 
zichtbare Komponente nicht aufzuhalten. Ihr 
Banner hat eine reine Weste. 


Der revolutionäre Kampf in der Türkei unter 
Führung von TKP/ML gibt anderen unterdrück- 
ten Völkern der Erde mehr Hoffnung. Auch ich 
selber konnte meine politischen Ansichten unter 
der politisch- ideologischen Führung der 
TKP/ML festigen. 


Es wird gesagt, dass die Aufgabe der Revolu- 
tionäre in erster Linie darin besteht, die Revo- 
lution im eigenen Land herbeizuführen. Was 
meinst Du darüber? Kannst Du in diesem Zu- 
sammenhang auf Deine Verbindung zur Revo- 
lution in der Türkei eingehen? 


Meiner Meinung nach besteht die Hauptaufgabe 


eines jeden Revolutionärs mit den Ansichten des 
MLMZI darin, dem Proletariat zu dienen bzw. 
im Sinne der proletarischen Revolution zu 
handeln. Unser Endziel ist der Kommunismus in 
der ganzen Welt und nicht nur in einem einzigen 
Land. Bis heute haben Revolutionäre aus 
verschiedenen Ländern bei der proletarischen 
Revolution bzw. dem Befreiungskampf 
unterdrückter Völker teilgenommen. Während 
der revolutionären Prozesse in Russland, China, 
Spanien, Kuba, Angola, Vietnam u.a, haben 
Revolutionäre aus verschiedenen Völkern 
mitgeholfen und einige von ihnen ihr Leben dort 
verloren. In allen Revolutionen unter der 
Führung des Proletariats kann grundsätzlich 
eine gegenseitige Unterstützung der 
kommunistischen Parteien beobachtet werden. 
Die internationale Solidarität der kommu- 
nistischen Parteien ist ein einzigartiger Ansatz in 
der Menschheitsgeschichte. Selbstverständlich 
ist der Sturz der bürgerlichen Macht und die 
Errichtung der Diktatur des Proletariats die 
Aufgabe einer kommunistischen Partei. Doch 
das ist nicht ihre einzige Aufgabe. In jeder KP 
ist der proletarische Internationalismus eine 
wichtiger Grundsatz mit dem Ziel der proletari- 
schen Weltrevolution. Die kommunistische 
Bewegung ist ihrer Natur nach internationa- 
listisch. Die Gründung der Kommunistischen 
Internationalen (KOMINTERN) und die 
Solidarität der kommunistischen Parteien in der 
damaligen Zeit ist eine Bestätigung dieses 
Grundsatzes. 

Das internationalistische Selbstverständnis der 
KOMINTERN hat nicht nur die Unterstützung 
des Proletariats zum Ziel, sondern es zeichnet 
sich durch Solidarität mit allen unterdrückten 
Völkern und Nationen aus. Das Proletariat in 
den unterdrückenden Ländern muss seine 
diesbezügliche Verantwortung wahrnehmen. 


“Insbesondere müssen die KP's in den kolo- 
nialistischen und imperialistischen Ländern ihre 
Position klar und deutlich zum Ausdruck 
bringen. Sie müssen die Machtverfilzung der 
Imperialisten ihres “eigenen” Landes in den Ko- 
lonien entlarven, die Befreiungsbewegungen in 
den Kolonien nicht nur mit Worten, sondern mit 
Taten unterstützen, den Rausschmiss der 
“eigenen” Imperialisten aus den Kolonien for- 
dem, die Gefühle der Solidarität und 
Brüderlichkeit der Arbeiter im eigenen Lande 
mit den unterdrückten Völkern in den Kolonien 
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zu wecken und mit systematischer Agitation 
gegen die Unterdrückung entgegenzutreten”. 


Dieser Auszug ist Bestandteil der Prinzipien des 
` KOMINTERN in Bezug auf die Problematik 
der Nationalitäten und der Kolonien und auch 
Lenin hat sich bei der Revolution im eigenen 
Lande auf die Grundsätze des proletarischen 
Internationalismus gestützt. Die 
kommunistische Bewegung ist von Beginn an 
durch ihren Internationalismus charakterisiert. 
Denn die arbeitenden Schichten verschiedener 
Länder können die gemeinsame Unterdrückung 
der Bourgeoisie nur gemeinsam überwinden. 
Die Arbeiter aller Länder müssen ihre 
Solidarität gegen die imperialistischen Angriffe 
verstärken. Die Imperialisten und die 
reaktionären Kräfte in verschiedenen Ländern 
versuchen diese Solidarität zu sabotieren und 
die Sache des Kommunismus zu zerstören, 
indem sie die nationalistischen Gefühle und den 
Chauvinismus in den kapitalistischen Ge- 
sellschaften zu schüren. Um dem entge- 
genzutreten, müssen die Revolutionäre aller 
Länder im Interesse des Proletariats und der 
unterdrückten Völker die Solidarität fördern, im 
Sinne des proletarischen Internationalismus 
müssen das Proletariat und die Kommunisten 
der unterdrückenden Länder den 0Befrei- 
ungskampf und die sozialen Forderungen der 
unterdrückten Völker unterstützen. Wenn die 
Arbeiter in den kapitalistischen Ländern mit den 
von ihrer “eigenen” Bourgeoisie unterdrückten 
Millionen von Lohnempfängern nicht zu- 
sammenarbeiten, bleibt die revolutionäre Be- 
wegung in den imperialistischen Ländern nur 
noch ein Farce. Wie ich vorhin sagte, konnte 
diese Solidarität während des KOMINTERN 
durch zentrale Organisation verwirklicht 
werden. Damals wurden Kommunisten mit 
Aufgaben vertraut und in verschiedene Länder 
geschickt. Die revolutionäre Bewegung unserer 
Zeit befindet sich in einem anderen Zustand, 
aber das Selbstverständnis vom proletarischen 
Internationalismus ist in ihrem Kern gleich 
geblieben. 


Als eine Revolutionärin, die für MLMZI und 
den proletarischen Internationalismus eintritt 
und den Kampf des Proletariats und der unter- 
drückten Völker unterstützt, sehe ich meine in- 
ternationale Aufgabe darin, den Imperialismus 
an seiner schwächsten Stelle zu treffen und die 


marxistisch-leninistischen Bewegungen in den 
Ländern zu unterstützen, wo der Kampf ent- 
sprechende Dimensionen genommen hat. Die 
Unterdrückung und Ausbeutung in der Welt 
und der Türkei zwingt uns, die Revolutionäre, 
in der ganzen Welt die rote Fahne des Proleta- 
riats gegen den Imperialismus hochzuheben. 
Der zentralen Waffengewalt des Imperialismus 
muss unbedingt die Waffengewalt der Völker 
entgegengestellt werden. Revolutionäre und 
Kommunisten in der ganzen Welt müssen diese 
Verantwortung mit ganzem Herzen wahrneh- 
men und dafür ihre ganze Kraft einsetzen. Re- 
volutionäre und Kommunisten in der ganzen 
Welt müssen nach dieser Leitlinie handeln und 
die Revolutionäre in den Ländern mit zuneh- 
mendem Kampf auf der Basis des proletarischen 
Internationalismus unterstützen. Bevor ich auf 
den besonderen Status der Türkei zu sprechen 
komme, möchte ich auf einen Punkt hinweisen. 
In den kapitalistischen Gesellschaften ist die 
revolutionäre Bewegung ziemlich rückständig 
geblieben, während sie in den semi-feudalen 
bzw. semi-kolonialen Ländern weit 
fortgeschritten ist. Auf die Ursachen dieses Zu- 
standes in Europa werde ich später eingehen. Es 
ist festzuhalten, dass es zwischen den impe- 
rialistischen und den vom Imperialismus ab- 
hängigen Ländern eine starke Abhängigkeit gibt 
. Es kann aber nicht ignoriert werden, dass in 
den Entwicklungsländern günstige Bedingungen 
für die Revolution vorliegen. Die sozialen 
Forderungen und der Befreiungskampf der 
unterdrückten Völker sind eine grosse Kraft bei 
der Niederschlagung des Imperialismus. Die 
Entwicklung in der Welt und das Zentrum des 
politischen Kampfes sind keine statischen Zu- 
stände, diese verändern sich im Verlauf des 
Prozesses. Die Trägheit der revolutionären Be- 
wegung in Europa ist vorübergehend, aber es 
ist ausser Zweifel, dass die Tage des grossen 
Kampfes kommen werden. 

Regionen, in denen wegen Armut und Abhän- 
gigkeit intensive und extreme Widersprüche 
auftauchen, bilden die schwächsten Ringe der 
imperialistischen Kette. Die nationalen Befrei- 
ungskämpfe und die sozialen Forderungen der 
unterdrückten Völker werden dem Imperialis- 
mus einen Schlag versetzen und ihn schwächen. 
Deswegen ist die internationale proletarische 
Revolution eng mit dem revolutionären Kampf 
der Völker in ihren Regionen verbunden und 
diese Problematik ist nicht nur von regionaler, 
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sondern für die weltweite proletarische Revolu- 
tion als Ganzes von allgemeiner Bedeutung. 
Wie Lenin sagte : “ Dieses Jahrhundert ist das 
Zeitalter von Stürmen (in Asien) und deren 
` Echo in Europa”. 


Jetzt zur Situation in der Türkei: Die Türkei ist 
als ein semi-koloniales bzw. semi-feudales Land 
ein wichtiges Instrument für den Imperialismus 
und eine profitable Ouelle. Das Land befindet 
sich in einer für den Imperialismus strategisch 
sehr wichtigen Region. Die Türkei bildet also 
eine strategische ` Schlüsselposition. Die 
Kontrolle dieser Region ist v.a. für die USA 
und die anderen Imperialisten sowie das Militär 
ausserordentlich wichtig. Hinzu kommt, dass 
das treue Regime in der Türkei als Vorposten 
bei der Unterdrückung der Völker und der 
Verwirklichung der imperialistischen Pläne für 
eine neue Weltordnung im Nahen Osten ein 
unentbehrliches Instrument ist. Gleichzeitig 
werden in diesem Land wie in jedem semi- 
kolonialen Land die Naturresourcen und die 
Arbeitskraft rigoros ausgebeutet. Ich bin 
Schweizerin. Die herrschende Bourgeoisie 
meines Landes investiert beträchtliches Kapital 
in der Türkei und das Schwarzgeld aus diesem 
Land wird in den Schweizer Banken gewaschen 
und verzinst. Die Bourgeoisie der Schweiz 
beutet die Arbeiter und Bauern des Landes 
skrupellos aus und gegen den Widerstand der 
Bevölkerung werden Waffen von Contraves 
und Bührle eingesetzt. Um die Interessen der 
blutrünstigen Bourgeoisie zu schützen, arbeiten 
beide Staaten eng zusammen. Die Schweizer 
Polizei und der Nachrichtendienst leiten alle In- 
formationen über die Revolutionäre, die in der 
Schweiz Asyl gefunden haben, dem MIT 
(Nachrichtendienst der Türkei) weiter. In mei- 
nem Fall sind sie auch so vorgegangen. Die 
Bundesanwaltschaft der Schweiz hat nach mei- 
ner Festnahme sämtliche Informationen über 
mich den Folterern zugestellt und in der 
Schweiz eine Kampagne gestartet, in der ich als 
“Terroristin” abgestempelt wurde. Nach der 
Pressekonferenz meines Anwaltes, in der die 
Foltermethoden in der Türkei entlarvt und an- 
geprangert wurden, wurden diese Informatio- 
nen vom schweizerischen Aussenministerium als 
falsch zurückgewiesen. Diese Vorgehensweise 
war für einige Demokraten in der Schweiz 
irritierend. Aber dieses Dementi erstaunt nicht 
weiter. Dieses Dementi musste kommen. Die 


Bourgeoisie verteidigt ihre Klasseninteressen. 
Selbstverständlich gibt es innerhalb der 
Bourgeoisie Widersprüche und Kon- 
kurrenzkampf. Aber im Klassenkampf demon- 
strieren sie ihre Einheit im Vordergrund. Die 
doppelgesichtige Bourgeoisie der Schweiz darf 
Folter nicht offen befürworten. Darum ist sie 
gezwungen, zu dementieren und das Regime in 
der Türkei in Schutz zu nehmen. Die Revolutio- 
näre werden dabei als “Terroristen” verteufelt. 
In der Vergangenheit war gegen mich bis zu 
diesem Vorfall weder eine Befragung noch eine 
Anklage als “Terroristin” seitens der 
schweizerischen Behörden erhoben worden. 
Den unbegründeten Vorwurf haben sie in 
zweierlei Hinsicht gegen mich genutzt: Erstens 
wurden die Folterer in Schutz genommen und 
zweitens wurde die proletarische Partei in der 
Bevölkerung diskreditiert. 


Wegen der Trägheit der Revolution in der 
Schweiz ist die internationale Solidarität nicht 
weit fortgeschritten. Diese Ohnmacht der 
Schweizer macht mich traurig und ich schäme 
mich manchmal für mein “Volk”. Es gibt ein 
begründetes Misstrauen des Volkes in diesem 
Lande gegenüber dem Proletariat in Europa und 
ich versuche durch meinen Aufenthalt in diesem 
Lande ein Vertrauensverhältnis aufzubauen. Es 
kommen unter alen Umständen neue 
Revolutionäre hinzu und in Europa wird die 
revolutionäre Sache früher oder später ihren 
Fortschritt machen. Wenn dort das Volk an die 
Macht kòmmt, werden die Imperialisten eine ih- 
rer Hochburgen verlieren, die Situation in der 
kapitalistischen Gesellschaft wird sich ändern, 
v.a. werden die unterdrückten Völker in der 
Welt und das internationale Proletariat 
Hoffnung schöpfen. Nach meiner Überzeugung 
ist die Unterstützung des Volkskampfs in der 
Türkei ein Dienst am internationalen Proletariat. 


Wie bewertest Du die revolutionäre Lage in 
den kapitalistischen Gesellschaften ? 


Wie wir wissen ist der Kapitalismus in Europa 
auf seiner höchsten Stufe angelangt und es 
herrscht eine imperialistische Ordnung. Der Im- 
perialismus als lebende Leiche hat es verstan- 
den, bis heute als Monster zu überleben. Um 
seine Machtstellung in den kapitalistischen Ge- 
sellschaften zu festigen, hat die Bourgeoisie der 
Arbeiterklasse einige Zugeständnisse gemacht 
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und versucht durch weitere Zugeständnisse ein 
Stillschweigen aufrechtzuerhalten. Die 
imperialistische Bourgeoisie hat die Arbei- 
terschaft im eigenen Lande in diesem Sinne zum 
` Teilhaber werden lassen, während sie de Völ- 
ker in der Welt ausbeutet. Durch Zugeständnis- 
se und Lebenskomfort erhoffte sie sich von der 
Arbeiterschaft eine Kompromissbereitschaft und 
war erfolgreich. Die kapitalistische Pro- 
duktionsweise beutet die Arbeiter immer aus 
und das gilt auch für die Arbeiterklasse in 
Europa. Die kapitalistische Gesellschaft macht 
eine enorm schnelle Entwicklung durch. Die 
Entfremdung der Menschen und die Degene- 
ration dieser Gesellschaft als Folge dieses Sy- 
stems steht auf der Tagesordnung. In der arbei- 
tenden Bevölkerung ist von Solidarität nicht 
mehr viel zu spüren, jeder kümmert sich um 
seine eigenen Interessen. Auch dort sind die 
Menschen weder frei noch glücklich. Aber sie 
haben mehr zu verlieren als nur ihre Ketten. Die 
Leute sind an einen gewissen Lebensstandard 
gewöhnt. Viele besitzen Gegenstände wie z.B. 
Fernseher oder Auto etc. als Eigentum. Viele 
verschulden sich, um diese Güter zu kaufen und 
zahlen diese in Raten. In diesem Kreislauf 
hängen sie sehr stark von ihrem Lohn ab. Aus- 
serdem sind die Lebenshaltungskosten wie 
Miete, Lebensmittel, Kleidung, Transport u.a. 
sehr teuer, so dass eine ständige Beschäftigung 
für arbeitende Menschen notwendig ist. Der 
Arbeiter hat Angst vor Verlust seines Arbeits- 
platzes und akzeptiert die vorgegebenen Be- 
dingungen. Ausserdem fühlt sich die Bourgeoi- 
sie auch politisch wohl, wenn die von ihr dik- 
tierten Regeln eingehalten werden. Seit langer 
Zeit handeln die Arbeiterklasse und die Bour- 
geoisie nämlich im Rahmen eines Sozialpaktes. 
Dieser Friede ist natürlich künstlich. Denn es 
kann zwischen der Arbeiterklasse und der 
Bourgeoisie keinen Frieden geben. Es sei denn, 
der Arbeiterklasse fehlt es an Klassenbewusst- 
sein. Der grösste Teil der Arbeiterklasse hat den 
Klassenkampf aufgegeben bzw. resigniert und 
ist verkauft. Die Mehrheit der Jugend ist mit der 
Gesellschaft unzufrieden, aber anstatt sich zu 
wehren zieht sie vor, allmählich im Dro- 
genkonsum versinken. Ohne Unterschiede zu 
machen, hält sie ihre Klassenfeinde für ihre 
Freunde, während sie ihre eigene Klasse anfein- 
det. Die Ausländerfeindlichkeit nimmt insbe- 
sondere bei der Jugend zu. Die Bourgeoisie 
provoziert und unterstützt diese Tendenzen, 


weil sie den Faschismus als Ausweg aus der 
Wirtschaftskrise sieht. Die Arbeit der revolu- 
tionären Bewegung ist in einer Gesellschaft mit 
diesen Rahmenbedingungen gar nicht so ein- 
fach. Das Volk wirkt ziemlich ohnmächtig und 
resigniert. Die kommunistische Bewegung hat 
in Europa mit dem 2. imperialistischen Krieg 
eine grosse Niederlage erlitten und sich noch 
nicht erholen können. Deswegen steckt die re- 
volutionäre Bewegung heute in Schwierigkei- 
ten. Die revolutionäre Bewegung befindet sich 
in den imperialistischen Ländern in einer sach- 
lich schwierigen Lage, wegen fehlender kom- 
munistischer Führerpersönlichkeiten verschärft 
sich die Situation zusätzlich. Der Aufbau einer 
neuen kommunistischen Organisation in diesen 
Ländern liegt in der Verantwortung der Ge- 
nossen, welche vom Marxismus-Leninismus 
überzeugt sind. 

Bei dieser Aufbauarbeit können die Erfahrungen 
der KOMINTERN hinsichtlich der Strategie der 


proletarischen Revolution als Anleitung 
herangezogen werden. Dabei dürfen die 
besonderen konkreten Bedingungen und 


Situationsanalysen der jeweiligen Regionen 
nicht ausser acht gelassen werden. Insbesondere 
in den Ländern Europas existieren jeweils 
besondere Bedingungen und unterschiedliche 
Niveaus der Kampfbereitschaft. 


Was waren die positiven bzw. negativen Erfah- 
rungen Deines 

Gefängnisaufenthaltes ? Kannst Du auf Unter- 
schiede zwischen den Gefängnissen in den 
kapitalistischen Ländern und der Türkei einge- 
hen? 


Jeder Revolutionär solite jederzeit und in jedem 
Zustand eine Abrechnung mit sich selber ma- 
chen können. Während er gegen seine negativen 
Eigenschaften kämpft, sollte er auch seine posi- 
tiven Eigenschaften weiterentwickeln. Die 
Schwächen werden besonders in kritischen Si- 
tuationen bemerkt; wenn Du entschlossen bist 
an Deinen Schwächen tatsächlich zu arbeiten, 
können die schwierigen Bedingungen eine gute 
Gelegenheit zu deren Überwindung sein. Das 
bedeutet, dass ein Revolutionär nicht vom 
Himmel fällt, sondern er wird innerhalb des 
Kampfes geformt und dabei abgehärtet. Solange 
der Klassenkampf existiert, werden die 
herrschenden Klassen die Revolutionäre und 
das Volk als Geiseln in Gefängnisse einsperren. 
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Das Gefängnis als Ort ist in den Klassenkampf 
integriert. Niemand will gerne dort landen, aber 
Wenn man drin ist, geht der Kampf dort unter 
veränderten Bedingungen weiter. Überall, wo 
` wir den Klassenfeind antreffen, müssen wir ge- 
gen ihn kämpfen. Die Aussage “das Gefängnis 
ist eine Schule” ist sehr zutreffend. Das bedeu- 
tet nicht nur die Weiterbildung durch das Stu- 
dium der Theorie. Selbstverständlich ist die 
Theorie wichtig und bei Gelegenheit sollst Du 
Bücher lesen und Dich in der Wissenschaft der 
Revolution weiterbilden. Aber die theoretische 
Basis hat erst innerhalb einer soliden Ideologie 
und klaren politischen Linie eine Bedeutung und 
ist ein Instrument für die Praxis und den 
revolutionären Kampf. Im Gefängnis 
rekapitulierst Du die Vergangenheit und berei- 
test Dich auf die Zukunft vor. Gleichzeitig 
lernst Du in einem ungünstigen Bereich den 
Kampf fortzusetzen. Du bist gezwungen, je- 
derzeit wachsam und kreativ zu sein. Du lernst, 
wie Du als “Gefangener” am Kampf draussen 
teilnimmst und erarbeitest Lösungswege. Ich 
habe nicht lange gesessen. Ich hatte schon frü- 
her grossen Respekt vor dem Kampf der Ge- 
fangenen, die für die Freiheit gekämpft hatten. 
Für mich haben diese 7 Monate, in denen ich 
diesen Prozess mit ihnen geteilt habe, eine be- 
sondere Bedeutung. Ich wünsche mir, diese 
beeindruckenden Menschen auch draussen zu 
treffen. Die politischen Gefangenen haben ihr 
Leben und Blut aufs Spiel gesetzt und für sich 
gewisse Rechte errungen. Der faschistische 
Staat kann diese Rechte jederzeit rückgängig 
machen. Wie im Fall von Eskisehir können diese 
Rechte unter Vorwand gewisser Vorkommnisse 
und Entwicklungen aberkannt werden. 
Deswegen müssen die Gefangenen jederzeit 
bereit sein, ihre gewonnenen Rechte zu 
verteidigen und neue Rechte zu erkämpfen. Ich 
bin glücklich, dass ich einen kleinen Anteil an 
diesem Kampf habe. Zu den negativen Erfah- 
rungen: ich hatte keine negativen Erfahrungen, 
im Gegenteil : ich bin als gute Schülerin aus 
dieser Schule herausgekommen. Die Gefäng- 
nisse in Europa sind ganz anders. Ausser in Ita- 
lien wird in jedem Land die Einzelhaft prakti- 
ziert und die politischen Gefangenen sind aus 
Protest gegen diese Zustände mehrmals in den 
Hungerstreik getreten und mehrere sind dabei 
gestorben. Es hat sich aber grundsätzlich nichts 
geändert. Die revolutionäre Bewegung ist 
schwach und das Volk gleichgültig, der Staat ist 


in einer stärkeren Position. Die Gefangenen 
haben keine Rechte. Die Situation in Spanien ist 
anders. Die politischen Gefangenen haben dort 
zwei Kommunen gebildet und die Gefängnis- 
wärter konnten diese Zellen nicht betreten. 
Diese Zellen wurden dann gestürmt und zer- 
schlagen. Die Gefangenen sind daraufhin in ei- 
nen einjährigen Hungerstreik getreten. Die Po- 
lizei griff erst ein, nachdem die Hungerstreiken- 
den im Komazustand angelangt waren, und 
ordnete deren Zwangsernährung an. Als die Ge- 
fangenen im Krankenhaus aufwachten, setzten 
sie ihren Protest dort fort und wurden wieder 
ins Gefängnis gebracht. Sie haben grossen Wi- 
derstand geleistet, mussten aber schliesslich 
aufgeben. In Deutschland befinden sich einige 
RAF-Gefangene seit 13 Jahren in Einzelhaft, 
und zwar ohne Besucher und Bücher. In den 
Gefängnissen europäischer Staaten gibt es - 
ausser Spanien - kein physisches Folter, aber die 
Bourgeoisie bleibt dort nicht tatenlos. Eine 
interessante Beobachtung ist, dass die schlimm- 
sten und härtesten Bedingungen in den 
Gefängnissen zur Zeit der sozialdemokratischen 
Regierungen praktiziert wurden. Die 
Hochsicherheitsgefängnisse in Deutschland 
wurden auf Initiative der Sozialdemokraten ge- 
baut und das Gemetzel in Stammheim fand in 
der Regierungsperiode der Sozialdemokraten 
statt. Die Gefangenen in Spanien wurden vom 
Sozialdemokraten Gonzales angegriffen. Das 
Gemetzel in Peru, eines der grössten in der 
Welt, wurde vom Sozialdemokraten Garcia 
angezettelt. Während dieses Übergriffs tagte die 
Sozialistische Internationale in Lima. Unter- 
drückung und Gemetzel während der Regie- 
rungsverantwortung der SHP (Sozialdemokrati- 
sche Volkspartei) sind in dieselbe Kategorie 
einzuordnen. 


Was sind Unterschiede bzw. 
der Situation der Frauen in den kapitalisti- 
schen Ländern und in unserem Land ? 


Wie in den vom Imperialismus abhängigen 
Ländern sind Frauen in den kapitalistischen 
Ländern wegen ihrem Geschlecht 

einer Diskriminierung ausgesetzt. Die Frauen 
leben wie moderne Sklavinnen. Die scheinbaren 
Freiheiten in der kapitalistischen Gesellschaft 
sind ein unverschämter Schwindel. Die Freiheit 
der Frauen ist eine von der Bourgeoisie vorge- 
gebene Freiheit. In der kapitalistischen Gesell- 
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schaft haben Frauen ihre finanzielle Unabhän- 
gigkeit errungen. Das ist für die kapitalistische 
Produktionsweise willkommen. Frauen werden 
nämlich unterbezahlt und stehen nach Produk- 
` tionsbedarf als Reserve abrufbereit und können 
jederzeit entlassen werden. Von Freiheit kann 
also keine Rede sein. Frauen haben nebenbei 
noch andere produktionsgerichtete Verpflich- 
tungen. Zusätzlich zum Beruf tragen sie die 
Verantwortung für die Kinder und den Haus- 
halt. Nach Feierabend unterwegs einkaufen und 
anschliessend den Haushalt machen. Eine 
Gleichberechtigung im Haushalt liegt nicht vor. 
Die intellektuelle Schicht und fortschrittliche 
Menschen bilden dabei z.T. eine Ausnahme, 
d.h. Frauen haben es in diesen Kreisen etwas 
leichter, aber im allgemeinen tragen sie doch die 
Last. In den semi-feudalen bzw. semi-kolonialen 
unterentwickelten Ländern befinden sich die 
Frauen in einer schlechteren Situation, die Ge- 
schlechterdiskriminierung ist in grösserem 
Masse zu spüren. In den semi-feudalen Ländern 
ist der feudale Druck mit dem imperialistischen 
Druck gekoppelt , so dass Frauen noch mehr 
unterdrückt werden. So müssen sich unsere 
Genossinnen in semi-feudalen Ländern im all- 
gemeinen zuerst gegen ihre Geschwister und 
Eltern für ihre Unabhängigkeit kämpfen. Insbe- 
sondere in den Grosstädten der imperialisti- 
schen Staaten gibt es dieses Problem nicht. In 
der imperialistisch-kapitalistischen Gesellschaft 
werden für die Produktion selbständige Skla- 
vinnen gebraucht. Wenn eine junge Frau dort 
Revolutionärin werden will, hat sie es leichter. 
Ihre Familie kann die Tochter - wenn es ihr 
auch nicht gefällt - nicht daran hindern. Ab ein 
gewisses Alter geht die Lebensvorstellung einer 
jungen Frau ihre Familie überhaupt nichts an. 
Die Familie hat dann nichts zu sagen. Niemand 
kann eine junge Frau besitzen, egal, ob sie Re- 
volutionärin, Prostituierte oder Drogen- 
abhängige bzw. Hausfrau wird. Die kapitalisti- 
sche Gesellschaft ist in ihrer imperialistischen 
Phase stark degeneriert und die Frauen leiden 
am meisten unter den Folgen dieser Entwick- 
lung. Die Gewalt nimmt ständig zu und sie 
richtet sich neben den Ausländern grösstenteils 
gegen Frauen. Vergewaltigungen und Morde 
sind in den Grosstädten alltäglich. Nicht nur 
Frauen, sondern auch Mädchen sind von diesen 
Angriffen betroffen. In der konsumorientierten 
kapitalistischen Gesellschaft lebt die Frau wie 
ein Gebrauchsgegenstand und wird entspre- 


chend erzogen. Die kapitalistische Produktion 
nimmt enorm zu, diese Produktionsweise 
braucht immer neue Absatzmärkte. Dies hat zur 
Bildung einer Wegwerfgesellschaft geführt und 
diese Haltung spiegelt sich in den menschlichen 
Beziehungen wieder. In einer degenerierten 
Wegwerfgesellschaft sind es insbesondere 
Frauen aus den armen Ländern, die am meisten 
darunter leiden. Mädchen aus Asien und Afrika 
werden entweder entführt oder mit leeren Ver- 
sprechen nach Europa geschleppt, wo sie zur 
Prostitution gezwungen werden. Diese Frauen 
leben wie Sklavinnen und besitzen keinerlei 
Rechte. Sie sind verdammt, in dem Prostituier- 
tenmilieu zu leben. Der verbrauchte Gegenstand 
wird weggeworfen und durch neue ersetzt, weil 
der Markt immer frische Ware verlangt. Der 
Staat hält sich dabei zurück, gewährt verdeckte 
Unterstützung und verdient dabei. In einer 
anderen Geschäftsform werden Mädchen unter 
dem Vorwand der Heirat anhand von Katalogen 
vermarktet. So ist z.B. ein 16 jähriges Mädchen 
gezwungen, sich ohne ihr Wissen mit einem 60 
jährigen hässlichen Mann zu verehelichen. 
Wenn das Mädchen Glück hat, wird es 
vernünftig behandelt, aber trotzdem bleibt es im 
Besitz des Ehemannes. Wenn er es satt hat, holt 
er sich eine neue Frau, während er die 
verbrauchte Frau als Prostituierte verwendet. 
Weder die Gesellschaft noch der Staat mischen 
sich in diese Angelegenheit ein. Auch in der 
Türkei werden Mädchen ohne ihr Ein- 
verständnis verheiratet, das ist keine angenehme 
Situation. Die gesellschaftlichen Werte zwingen 
hier den Mann, zu seiner Ehefrau zu halten. 
Die Ehepartner sind gezwungen, sich ge- 
meinsam durch das Leben durchzuschlagen. Die 
in einiger Hinsicht unterschiedlichen Probleme 
der Frauen leiten sich aus der verschiedenarti- 
gen Struktur der jeweiligen Gesellschaften. Die 
Unterdrückung der Frau ist nicht nur 

- wie die Feministinnen behaupten - eine Folge 
des Chauvinismus der Männer. Die Unterdrük- 
kung hat ihre Ursachen vielmehr im Feudalis- 
mus, in den Klassenunterschieden und in der 
jeweiligen spezifischen nationalen Lage. Die 
feministische Bewegung in Europa ist sehr stark 
und enthält viele unterschiedliche Strömungen. 
Die feministischen Frauen bringen ihre eigenen 
Lebensbedingungen zum Ausdruck. Der Fe- 
minismus besitzt eine materielle Basis und als 
eine bürgerliche und reformistische Bewegung 
fixiert sie sich auf die Befreiung der Frau von 
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Geschlechterdiskriminierung, wobei sie auf 
dieser Basis verhindert, dass Frauen ihre Wut 
gegen die Bourgeoisie ablassen. Stattdessen 
zettelt die feministische Bewegung Unruhe 
` unter der Arbeiterschaft an und unterlässt, den 
gemeinsamen Kampf von Frauen und Männern 
aus dem Proletariat für eine klassenlose Gesell- 
schaft auf die richtige Basis zu bringen. Die 
Frauen in der revolutionären Bewegung sind in 
Europa besser gestellt. Sie haben in der revolu- 
tionären Bewegung und den Organisationen 
wichtige Positionen inne und sind ihren männ- 
lichen Kollegen zahlen- und funktionsmässig 
ebenbürtig. 


Wie bewertest Du die Lage unserer Revolutio- 
näre, die im Ausland im Asyl leben ? 


Meiner Meinung nach kann man einer Revolu- 
tion nicht entfliehen. In notwendigen Situatio- 
nen kann es sein, dass man sich zurückzieht, es 
kann in der Region, irgendwo im Lande bzw. im 
Ausland sein. Der einzige Zweck dieses 
Rückzugs ist die Sammlung neuer Kräfte und 
die Vorbereitung neuer Schritte. Die jetzige Si- 
tuation erfordert nicht einen Rückzug. Im Ge- 
genteil ist die Unterstützung zu einer roten po- 
litischen Diktatur die erste und einzige Aufgabe. 
Die Bedingungen als Revolutionär zu leben sind 
sehr schwierig. Dies verlangt von Revolu- 
tionären unendliche Opferbereitschaft. Man 
muss mit Folter rechnen und ist in Lebensge- 
fahr, d.h. man muss sehr viel riskieren. Wichtig 
ist, auch im Fall einer Niederlage die Hoffnung 
und den Glauben an den sicheren proletarischen 
Sieg nicht zu verlieren. Wenn wir Folter, Mord, 
Kerker, ökonomische Krisen, Hunger u.a. nicht 
haben wollen, dürfen wir nicht “individuelle” 
sondern müssen gesellschaftliche Lösungen an- 
streben. Dann haben wir einen Weg, in dem wir 
uns in den Reihen des Proletariats zusammen- 
schliessen und mit aller Kraft die Revolution 
vorantreiben. Dafür müssen wir uns mit Opfer- 
bereitschaft an die dringenden zentralen Auf- 
gaben heranmachen. 

Bei längeren Aufenthalten in europäischen Ge- 
sellschaften werden die Leute von der Degene- 
ration beeinflusst. Darum besteht ihre Aufgabe 
erstens darin, zurückzukehren und sich an der 
Revolution zu beteiligen, und zweitens müssen 
sie sich gegen die Degeneration dort wehren 
und für die Revolution und den internationalen 
Kampf ihre Opferbereitschaft und Disziplin fe- 


stigen. Das Gewissen darf mit der Selbsttäu- 
schung, scheinbar etwas für die Revolution ge- 
macht zu haben, nicht beruhigt werden. 

Hiermit rufe ich all diejenigen, die sich Revolu- 
tionäre nennen, auf, sich am demokratischen 
Volkskampf zu beteiligen. 


Yeni Demokrasi : Im Namen der Völker der 
Türkei danken wir Dir für dieses Gespräch. 


Barbara : Ich danke auch. 
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5: SO BIN ICH!” 


emm, j; 


SÉ 


«Unsere Gewalt ist 
Leck Gegengewalt» ° 


Junge Leute erzählen aus ihrem 
Leben, über ihre Probleme, ihre 

| Ansichten und Wünsche. 
POP photographierte und schrieb 
den Einleitungstext. 


Mit 14 ging ich erstmals in 
“den Bunker. Ich besuchte da- 


“mals noch die Schule und hatte 


“durch Flugblätter erfahren, dass 
‚ die Zürcher Jugend sich im 
— Bunker trifft, einem mehrstök- 
kigen, unterirdischen Schutz- 
| raum. Der Bunker war ein Ju- 
 gendzentrum, allerdings kein 

gewöhnliches. Es wurde von der 
- Jugend autonom verwaltet, das 


heisst, es gab regelmässig Voll-. 


Man nennt sie kurz die «Lin- 
ken». Sie demonstrierten gegen 
den Krieg in Vietnam, für eine 
Demokratisierung der Schulen 
und Universitäten, für Umwelt- 
schutz und die Befreiung der 
Frauen — gegen den Abbruch 


Barbara, 18, 


versammlungen für alle Jugend- 
lichen, die dann über das, was 


| im Bunker gemacht wurde, dis- 


kutierten und auch ein Komitee 
wählten. Der Bunker wurde von 
den Stadtbehörden zur Verfü- 
gung gestellt, nachdem die Zür- 
cher Jugend während vieler 
Jahre für ein Jugendzentrum 
gckämpft hatte. Dabei kam es 
vor einigen Jahren zu schweren 
Zwischenfällen. Weil es in der 
ganzen Stadt keinen. Ort gab, 
wo man sich ungestört und frei 
von Konsumzwang treffen 
konnte, besetzten über tausend 
‘Jugendliche ein leerstehendes 
Warenhaus. Die Stadt duldete 
diesen Übergriff auf das Privat- 
eigentum natürlich nicht. Die 


Jugendlichen räumten zwar das 


g Anhang Nr. 2 g 


von Wohnhäusern und die Aus- 
beutung der Lehrlinge. Sie orga- 
nisierten Sit-ins, Teach-ins und ` 
Schülerstreiks — sie besetzten 
leerstehende Häuser, einige 
Male sogar Fabriken und grün- 
deten Wohngemeinschaften und 


Gebäude freiwillig, demon- 


strierten aber weiter für ein. 


«Autonomes Jugendzentrum». 
Schliesslich kam es zu einem 


Riesenkrawall, es gab viele Ver- . 


letzte, Hunderte von Jugendli- 
‘chen wurden verhaftet, viele 
wurden dabei sogar gefoltert. 
Als der Bunker dann mit einem 
grossen Fest eröffnet wurde, 
war in Zürich also schon einiges 
geschehen. 
Der Bunker war für ein Ju- 
gendzentrum ungeeignet. Er 
war feucht, düster, kalt und 
hatte eine schlechte Lüftung. 
Die unhygienischen Räumlich- 
keiten zeigten krass, mit wel- 
cher Schnoddrigkeit die Behör- 
den den Anliegen der Jugend 
gegenüberstanden. 


> 


Kinderläden. Untereinander öft 
zerstritten, haben sie doch aile | 
den gleichen Feind: den Kapita- : 
lismus. s 
Barbara schloss sich schon 
während der Schule der rebel- 
lierenden Jugend an. 


Tanzen und Musik - 
Flucht vor dem Alltag 


Im Erdgeschoss des Bunkers gab 
es Musik, im ersten Stock einen 
Raum zum diskutieren. Das Tan- 
zen im Bunker war anders als in 
den Diskotheken. Die Leute fühl- 
ten sich befreiter, sie tanzten viel 
natürlicher. 

Am Anfang war die Popmusik 
von grosser Bedeutung für mich. 
lch konnte mich beim Tanzen in 
die Musik steigern, dass ich völlig 
weg war. Tanzen und Musik war 
damals für mich eine Art Flucht 
aus dem Alltag. 

Ich nahm aber auch an den poli- 
tischen Diskussionen im Bunker 
teil. Schon in der Schule interes- 
sierte ich mich für politische Fra- 
gen. Ich erinnere mich noch, wie 
ein Lehrer mir keine rechte Ant- 
wort geben konnte, als ich ihn frag- 
te, warum er bei der Behandlung 
von Amerika die Negerfrage nicht 
erwähnte. 

Im letzten Schuljahr war ich in 
einer Klasse, die gut zusammen- 
hielt. Nicht eine politische Haltung 
kt uns damals verbunden - dafür 
waren wir zu jung - sondern die 
Erfahrung, dass die Schule Scheis- 
se war. Unbrauchbares Schul- 
buchwissen und stumpfsinniges 
Auswendiglernen. 

Wir machten viele Streiche, 
darunter auch solche, die nicht be- 
sonders originell waren. Einmal 
steckte ein Schüler - allerdings 
ohne Absicht - einen Schrank in 
Brand. 

Der Lehrer wusste nichts ge- 
scheiteres, als die Polizei zu holen. 
Obwohl alle den «Brandstifter» 
kannten, hat niemand den Schüler 
verraten..Das war eine gute Erfah- 
rung. Es tat gut zu wissen, dass die 
Klasse auch dicht hält, wenn es 
einmal hart auf hart geht. 

Einmal bestrafte uns ein Lehrer 
mit einer Strafstunde. Wir mussten 
eine Stunde früher als üblich, um 
sieben Uhr morgens, im Klassen- 
zimmer sein. Aus Protest nahmen 
wir unser Frühstück mit. Und als 
der Lehrer reinkam, Butterbrote. 
Er bekam einen Wutanfall und 
wollte einen Jungen verprügeln. 
Ich stand auf und schrie: «Lassen 
Sie das, sonst klag’ ich sie ein!» Den 
Jungen liess er los, riss aber dafür 
mich an den Haaren. Ich drohte 
ihm wieder mit einer Klage. 

Ich schätzte aber die schweize- 
rischen Gesetze zu hoch ein. Ich 
musste erfahren, dass die Lehrer 
tatsächlich die Schüler schlagen 
dürfen! 


Mit dem Bunker 
verbunden 


Für die Zürcher Jugend war der 
Bunker ein echtes Bedürfnis. Er 
war sozusagen der einzige Ort, wo 


man ohne Konsumzwang, ohne 
Auflagen der Erwachsenenwelt 
sein konnte. Im Bunker konnte 
man mit anderen Jugendlichen dis- 
kutieren. Dabei lernte man, dass 
man mit seinen Problemen nicht al- 
lein war. 

Es gab ein starkes Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl. Wir fühlten uns 
so fest mit dem Bunker verbunden, 
dass wir ihn als unser eigenes Ge- 
biet betrachteten. Bei einer Voll- 
versammlung der Bunkerjugend, 
es waren etwa 2000 Leute anwe- 
send, schlug deshalb ein Junge vor, 
man solle die «Autonome Republik 
Bunker» gründen, einen Freistaat, 
der allein von der Jugend regiert 
und verwaltet wird. Alle waren von 
seinem Vorschlag begeistert und 
die Gründung der «Bunkerrepu- 
blik» wurde mit grosser Stimmen- 
mehrheit gutgeheissen. Staatsge- 
biet war das Bunkerareal. Wir hat- 
ten eigene Ausweise und eine Fah- 
ne: Gelber Stern in rotem Feld. 
Viele Jugendliche klebten unser 
Zeichen auf ihre Schulmappen 
oder Mofas. Begegnete man je- 
mandem in der Stadt, so grüsste 
man sich. Ein solches Gemein- 
schaftsgefühl unter den Jugendli- 
chen hatte es in unserer Stadt bis- 
her nie gegeben. 

Dass die Jugend auf einmal selb- 
ständig wurde, dass sie sich zu- 
sammenschloss, dass sie für ihre 
Rechte kämpfte, dass sie Che Gue- 
vara und Mao lieber hatte als Ni- 
xon und Franz Josef Strauss, das al- 
les machte den Behörden natürlich 
keine Freude. Diese «gefährliche» 
Jugendbewegung, hörte man über- 
all, müsse aufgelöst werden. Man 
begann, einen Vorwand für die 
Schliessung des Bunkers zu suchen. 
Die Polizei begann Razzien zu ma- 
chen. Man suchte nach Rauschgift, 
nach ausgerissenen Jugendlichen, 
nach Minderjährigen, für die 
nachts der Bunker verboten wurde. 

Als ich an einem Morgen in den 
Bunker wollte, standen einige 
Freunde vor der Tür und sagten: 
«Man kann nicht reingehen, die 
Polizei macht wieder einmal eine 
Razzia.» Die «Bullen» waren früh 
am Morgen eingedrungen, durch- 
suchten die Leute, die im Bunker 
übernachteten und warfen sie raus. 
Natürlich war auch der Haschhund 
der Polizei mit dabei. 


Razzien und Schliessung 
des Bunkers 


Als wir endlich wieder in den 
Bunker konnten, trafen wir ein 
schreckliches Chaos an. Alles war 
auseinandergerissen, alle Stühle 
und Tische umgeworfen. Einige 
Mädchen erzählten uns, dass sie 
sich dagegen gewehrt hatten, von 
männlichen Polizisten untersucht 
zu werden. Die Polizisten hätten 
sie darauf angefahren: «Tut nicht 


so blöd, ihr seid ja doch alle nur 
Huren.» 
Wir mussten damals erfahren, 


dass wir Bunkerjugendliche von |. 


den Behörden und von vielen Leu- 
ten auf der Strasse wie Abfall be- 
handelt wurden. Es gab aber auch 
andere Erwachsene, die uns im 
Bunker besuchten und mit uns dis- 
kutierten. 

Bei einer anderen Razzia fand 
die Polizei einige Gramm «Shit» 
und einige Trips. Ein lächerliches 
Quantum, wenn man bedenkt, wie- 
viele Jugendliche täglich den Bun- 
ker besuchten. 

Natürlich ist es vorgekommen, 
dass im Bunker mal eine Pfeife ge- 
raucht wurde. Aber im Vergleich 
zu anderen Lokalen und Diskothe- 
ken war im Bunker wenig los. Die 
Dealer wurden von den Bunkerleu- 
ten rausgeworfen. Zudem schaute 
man so gut man konnte, dass keine 
Drogen im Bunker waren. Man 
wollte den Behörden keinen Vor- 
wand für eine Schliessung geben. 

Geschlossen wurde der Bunker 
dann trotzdem wegen angebli- 
chem Drogenkonsum! Interessant, 
dass die grosse Drogenwelle, be- 
sonders mit hartem Stoff, nach der 
Schliessung begann. Nämlich dann, 
als die Jugendlichen keinen Ort 
mehr hatten, wo sie sich frei treffen 
konnten. 

Eine Gruppe Jugendlicher hielt 
den Bunker zwar noch etwa eine 
Woche besetzt. Sie räumten ihn 
schliesslich freiwillig, die Polizei 
hätte sie sonst recht brutal rausge- 
holt. 


Demonstrationen 


Für mich war die Schliessung ein 
harter Schlag. Ich war echt em- 
pört. Ich wurde schrecklich sauer 
und aggressiv. Der Kontakt unter 
den Jugendlichen ging nach der 
Bunkerzeit weiter. Zuerst trafen 
wir uns im «Shopville», einer Un- 
terführung mit vielen Läden beim 
Bahnhof. Wir versuchten, dort 
auch mit den Erwachsenen ins Ge- 
spräch zu kommen, um für die Idee 
eines Jugendzentrums zu werben. 
Wir stiessen jedoch auf wenig Ver- 
ständnis. 

Man hatte uns etwas wegge- 
nommen, das für viele etwas vom 
Wichtigsten überhaupt war. In der 
Zeitung, überall wurden wir 
schlecht gemacht. Wir hatten eine 
grosse Wut. Überall in der Stadt 
baute man Banken und Bürohäu- 
ser, für die Jugend gab es nichts 
ausser widerlichen, teuren Mode- 
diskotheken. 

Wir beschlossen, uns zu wehren: 
Wir organisierten Demonstratio- 
nen. Die reaktionäre «Neue Zür- 
cher Zeitung» nannte unsere Pro- 
testzüge: «Saubannerzügen. 

Wir sagten uns: Wenn wir kei- 
nen eigenen Treffpunkt haben dür- 
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Barbara mit ihrem Freund Wälle 


und ihren Katzen Laura und Tschudere 


fen, dann besuchen wir halt die Lo- 
kale der Bürger. Wir zogen durch 
die feinsten Luxusrestaurants. 
Manchem Bürger blieb dabei der 
Gänsebraten im Hals stecken. 
Auch an den Hochschulball schick- 
ten wir eine Delegation: Allerdings 
ohne Fräcke und Ballroben... 

Besonders gut erinnere ich mich 
daran, als wir in einen grossen Saal 
des Erstklasshotels «Baur au Lac» 
eindrangen. Der Saal hatte die 
rechten Masse, um wieder einmal 
eine Vollversammlung der Bunker- 
jugend durchzuführen. 

Die Hotelgäste verzogen sich 
schnell. Man hatte Angst vor den 
«wilden, wüsten Gesellen», wie 
man uns nannte. Man drohte uns 
natürlich mit der Polizei. Das im- 
ponierte uns nicht allzu sehr. Die 
Hoteldirektion wusste ganz genau, 
dass dadurch ein beträchtlicher 
Sachschaden hätte entstehen kön- 
nen. Wir zogen dann freiwillig 
wieder ab. Einige Jugendliche lies- 
sen Kristallplättchen vom Kron- 
leuchter als Souvenir mitlaufen. 
Denn kaum jemand von uns war je 
in einem solch vornehmen Lokal 
gewesen. Allein wäre auch nic- 
mand von uns in diesen Plüschsa- 
lon reingekommen. Es war nur 
möglich, weil wir uns zusammen- 
geschlossen hatten. Dies gab uns 


ein wohltuendes Gefühl der Macht. , 


Politisierungsprozess 


Für viele von uns begann nach 
der Schliessung des Bunkers ein 
Politisierungsprozess. Im Bunker 
waren die politischen Ansätze 
noch ziemlich primitiv. Wir glaub- 
ten, dass wir ım Bunker frei seien, 


und dass man ihn uns nicht weg- 
nehmen könne. Das war natürlich 
eine Illusion: Man kann sich nicht 
in einem Kellerloch isolieren und 
glauben, das bedeute die Freiheit 
und die Welt werde dann besser. 
Will man wirklich etwas erreichen, 
muss man die ganze Gesellschaft 
verändern. Und vor allem began- 
nen wir einzusehen: Unsere Pro- 
bleme sind nicht nur Jugendpro- 
bleme. Auch die älteren Leute, die 
Arbeiter und Angestellten, werden 
in dieser Gesellschaft unterdrückt. 

Ich war damals erst 15 Jahre alt. 
Meine Mutter liess mich nicht je- 
den Tag weggehen, sodass ich 
einige Demonstrationen verpasste. 

Die Polizei begann hart gegen 
uns durchzugreifen. Es wurde uns 
verboten, uns im «Shopville» zu 
treffen. Aber als wir uns trotzdem 
dort versammelten, wurden mas- 
senweise Jugendliche verprügelt 
und verhaftet. Dabei erhielten 
auch unbeteiligte Passanten Prü- 
gel. 

Bei einem Sit-in an der Bahnhof- 
strasse setzte die Polizei Tränen- 
gas ein: Ich erwischte dabei eine 
rechte Portion. Einige Tage später 
versuchten wir, ein leerstehendes 
Restaurant, das wir als Jugendzen- 
trum benützen wollten, zu beset- 
zen. Die Polizei warf uns raus und 
es gab eine wüste Schlägerei. Wir 
versuchten, mit einem Tram weg- 
zukommen. Beim Einsteigen gab 
mir der Schaffner einen Faust- 
schlag ins Gesicht, dass ich zur 
Türe rausfiel. Ein anderer Junge 
wehrte sich für mich. Eine Scheibe 
ging in Brüche. Und am nächsten 
Tag wurde die zerbrochene Schei- 


be als Beispiel unserer «Zerstö- 
rungswut» in einer Zeitung er- 
wähnt. 


Kampf für Abbruchhäuser 


und Heimkinder 


Am Anfang kämpften wir nur für 
ein «autonomes Jugendzentrum». 
Später begannen wir uns auch für 
andere Ziele einzusetzen. In Zürich 
wurden viele Wohnhäuser abgeris- 
sen, die Mieter rausgeworfen und 
Büropaläste gebaut. Ein solch 
krasses Beispiel waren Wohnhäu- 
ser an der Venedigstrasse, die ab- 
gebrochen werden sollten. Einige 
Wochen vor dem Abbruch gab es 
viele Mieter, die noch keine Woh- 
nung gefunden hatten. 

Zudem hatten die Behörden bei 
der Erteilung der Baubewilligung 
für einen Bürobau einen ungesetz- 
lichen Dreh gemacht. Etwa dreis- 
sig Jugendliche besetzten darauf 
die bedrohten Wohnhäuser. Ich 
verteilte Flugblätter. An den Reak- 
tionen der Bevölkerung merkte 
ich, dass viele mit uns einverstan- 
den waren. 

Die Behörden waren unerbitt- 
lich und liessen die Häuser von 
einem Grossaufgebot Polizisten 
räumen. Die Häuser wurden abge- 
rissen. Da die Baubewilligung aber 
illegal wurde, konnte nicht gebaut 
werden. Heute, einige Jahre später, 
befindet sich dort immer noch eine 
riesige Baugrube. 

Besonders eingesetzt haben wir 
uns für die Jugendlichen in den Er- 
ziehungsheimen. Viele Heimkinder 
waren in den Bunker gekommen. 


Für sie, die halb eingesperrt lebten, 


war der Bunker besonders wichtig. 


Die Zustände in den Heimen 
sind meistens bedenklich. Es heisst, 
die Jugendlichen würden dort zu 
vollwertigen Bürgern erzogen. In 
Wirklichkeit werden sie kaputt 
gemacht. Höchstes Prinzip ist 
Ruhe und Ordnung. Den Zöglingen 
fehlen Kontaktmöglichkeiten nach 
aussen, zudem haben sie oft 
«hundsmiese» Ausbildungsmög- 
lichkeiten. Es sind fast immer Ju- 
gendliche aus der Arbeiterschicht, 
die in Erziehungsheime kommen. 
Für die Bessergestellten gibt es ja 
in der Schweiz genügend private 
Internate. 

Wir begannen uns besonders für 

die Zöglinge der Anstalt in Uiti- 
kon einzusetzen, weil dort beson- 
ders schlimme Zustände herrsch- 
ten. Jugendliche wurden schwer 
verprügelt und in Dunkelzellen ge- 
steckt. 
Um unsere Solidarität mit den 
Zöglingen zu demonstrieren, be- 
suchten etwa hundert von uns die 
Anstalt. Natürlich unangemeldet. 
Als wir in den Essraum der Anstalt 
kamen, fotografierte jemand die 
Frau des Direktors. Der Direktor 
liess durch ihm hörige Zöglinge die 
Pneus unserer Autos durchschnei- 
den. Darauf kam es verständ- 
licherweise zu unkontrollierten 
Handlungen. Scheiben gingen in 
Brüche und das Auto des Direktors 
wurde auseinandergenommen. Es 
hiess, die Polizei sei im Anmarsch, 
und alle hauten ab. Einige Zöglinge 
beschlossen, uns zu folgen, obwohl 
ihnen mit harten Bestrafungen ge- 
droht wurde. 

Während längerer Zeit wurden 
sie dann vor der Polizei versteckt. 
Die abgehauenen Zöglinge gaben 
bekannt, dass sie nur zurückkeh- 
ren, wenn sich die Zustände in der 
Anstalt ändern würden. Das Fern- 
sehen brachte Interviews mit den 
Gesuchten und das gab natürlich 
einen Riesenwirbel. Als verspro- 
chen wurde, es werde einiges in 
der Anstalt geändert, beschlossen 
die Zöglinge, freiwillig zurückzu- 
kehren. Auf dem Weg zur Anstalt 
wollten sie noch ın einer Kiesgrube 
eine Pressekonferenz geben. Sie 
wurden verraten, verhaftet und 
später hart bestraft. 


Frage der Gewalt - 
Beispiel Chile 


Durch die Konfrontationen mit 
der Polizei wurde ich schon früh 
mit der Frage der Gewalt konfron- 
tiert. Ich glaube, dass man da 
zuerst einmal von der Gewalt zu 
sprechen hat, die die Gesellschaft 
anwendet, um aus Kindern soge- 
nannte Bürger zu machen. Oder 
jene Gewalt, die gebraucht wird, 
um zu verhindern, dass Jugendliche 
oder Arbeiter ihre Interessen ver- 
teidigen. 

Denkt nur an Chile! Dort ver- 
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suchte die Arbeiterbewegung mit 
demokratischen Mitteln eine ge- 
rechtere Gesellschaft zu verwirkli- 
-chen. Eine Gesellschaft, in der sich 
nicht nur die Reichen sattfressen 
können. Die Kapitalisten und ihre 
Generäle, die ihre Privilegien be- 
droht sahen, schreckten darauf vor 
nichts zurück. Die Arbeiter wur- 
den in KZ's gesteckt, gefoltert und 
zu Tausenden umgebracht. 

Einen Fehler haben die chileni- 


schen Arbeiter allerdings auch . 


gemacht: Anstatt sich abschlach- 
ten zu lassen, hätten sie sich auf 
den bewaffneten Kampf mit den 
Schergen der Kapitalisten vorbe- 
reiten müssen! So gesehen ist die 
Gewalt der Linken fast immer Ge- 
gengewalt. 

Natürlich kann man Chile nicht 
ohne weiteres mit unseren Pro- 
blemen vergleichen. Aber im Klei- 
nen waren die Vorgänge ähnlich. 
Man nahm uns gewaltsam den 
Bunker weg, die Polizei vertrieb 
uns mit Tränengas aus dem «Shop- 
ville» und verprügelte uns bei De- 
monstrationen. Es wäre einfach 
dumm, wenn man sich da nicht 
wehren würde. 


Alternative im Kollektiv 


Durch die Jugendbewegung ver- 
suchten viele, ihr Leben nicht nach 
den bürgerlichen Normen zu ge- 
stalten. Anstatt Heirat, Mercedes 
und Eigenheim als Lebensziel, ver- 
suchten viele in Kollektiven eine 
alternative Lebensform. 

Ich lebte in einem Kollektiv mit 
acht Jungen und Mädchen. Wir 
teilten alles, was wir hatten: Essen, 
Geld, Kleider und Auto. Wir waren 
jedoch zu unrealistisch und das 
Experiment scheiterte. Was aber 
nichts machte, lernten wir doch 
viel dabei. 

Ich lebte dann noch in einem 
Kollektiv. Jetzt sind wir aber nur 
noch zu zweit: Mein Freund und 
ich. 

Neben meiner politischen Akti- 
vität habe ich eine Buchhändler- 
lehre begonnen. Ich lese gerne, 
verkaufe aber nicht gerne Bücher. 
Ich gab die Lehre auf. Man kann 
die Gesellschaft nicht verneinen 
und-gleichzeitig von ihr profitieren. 
Irgendwie muss man konsequent 
sein. Das Geld, das ich zum Leben 
brauchte, habe ich seither als 
Hilfsarbeiterin verdient. 

Für die Zukunft hoffe ich, dass 
ich in einem Kollektiv leben kann, 
das gut funktioniert. In einer politi- 
schen Gruppe bin ich zurzeit nicht 
tätig. Die Bunkerbewegung gibt es 
nicht mehr. Und eine Gruppe, mit 
der ich mich identifizieren könnte, 
kenne ich zurzeit nicht. Ich werde 
mich aber bestimmt wieder mit 
Gleichgesinnten zusammentun, um 
für eine menschlichere Form des 
Lebens, für den Sozialismus zu 


kämpfen. © 
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Anhang Nr. 3 


BUNKERBEWEGUNG 


1 


Die zentralen Inhalte der sich auch in der 
Schweiz formierenden Bewegung waren an- 
fangs nicht wie im Ausland der Vietnamkrieg 
oder allgemeiner die intemationale Solidarität. 
Dies soll nun aber nicht heissen, in der Schweiz 
sei diesbezüglich gar nichts gelaufen. So führte 
z.B. die vom FASS angeführte Nachdemo des 1. 
Mai 1970 vor die Konsulate der USA und der 
damals durch eine faschistische Militärdiktatu- 
ren regierten Länder Griechenland und Spanien. 
Am spanischen Konsulat holten einige Genos- 
sen das spanische Hoheitszeichen und die Fahne 
runter und hissten unter grossem Applaus eine 
rote Fahne. 


Ebensowichtig wie die internationale Solidarität 
war die Forderung nach einem autonomen Ju- 
gendzentrum. Die Nichterfüllung dieser Forde- 
rung war ja bekanntlich auch der Hintergrund 
des Globuskrawalls, wo sich 3000 Demonstran- 
ten und die Polizei während 8 Stunden eine 
Strassenschlacht lieferten. 250 Menschen wur- 
den damals verhaftet und im Keller des alten 
Globus (dem heutigen COOP-Bahnhofbrücke) 
aufs brutalste misshandelt. Die zwei Jahre spä- 
ter erfolgte Eröffnung des Lindenhofbunkers als 
Autonomes Jugendzentrum war zweifellos auf 
diese Konfrontation zurückzuführen. Nebenbei 
bemerkt, es ist nicht untypisch für die Politik 
der hiesigen Behörden, dass dieser Bunker 
heute als Parkgarage genutzt wird. 


Bereits Ende Dezember teilt der Stadtrat den 
Jugendlichen mit, dass der Bunker wieder ge- 
schlossen wird. An einer Vollversammlung wird 
die Verteidigung des Zentrums beschlossen und 
die ARB, die Autonome Republik Bunker aus- 
gerufen. Eine Name, der in den nächsten Mona- 
ten und Jahren viel von sich reden machen soll- 
te. Wie schätzte die ARB damals die Situation 
ein ? Ich zitiere aus einem Flugblatt: 


1 Dieser Artikel erschien in SUBVERSION Nr. 14 und 
ist eine Abschrift eines am Radio LORA gehaltenen 
Beitrages im Rahmen der KGI-Reihe über die 
Geschichte der ArbeiterInnenbewegung in der Schweiz. 
Daher auch die an einigen Stellen verwendete Ich-Form 
im Artikel. 


- MIETER- UND MIETERINNENBEWEGUNG 


"Nach zweimonatiger Dauer wurde das Expe- 
riment Lindenhofbunker vom Stadtrat 
abgewürgt: Nach zwei Monaten, in denen das 
Experiment Widersprüche der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung entlarvte. Die Jugend im 
Bunker begann nicht nur aus der autoritären 
Ordnung auszubrechen, aus der Unterdrückung 
in der Familie und im Betrieb zu entfliehen, sie 
begann sich zu organisieren und bildete die 
Basis für eine revolutionäre Bewegung, die den 
Mächtigen gefährlich werden kann. 

Dem Stadtrat gebührt Dank. Durch sein Vorge- 
hen fördert er den Bewusstwerdungsprozess 
und die Politisierung der Jugend, er hilft uns, 
pseudodemokratische Strukturen aufzuzeigen 
und beweist die Unmöglichkeit, systemkonform 
gegen die Interessen der herrschenden Schicht 
aufzutreten. Das Experiment ist nicht 
gescheitert. Es geht nicht nur um ein Ju- 
gendzentrum, jetzt beginnt der politische 
Kampf." 


Das Flugblatt endet schliesslich mit der ARB- 
Parole: Alle Macht dem Volk. 


Nach der Schließung trug die ARB ihre Anlie- 
gen, die längst über die Jugendhausforderung 
ausgingen, auf die Strasse. Abend für abend 
zogen die ARB-Leute mit dem Megaphon in 
die, ich zitiere, 


"neue Prunkpassage, die der Zürcher Stadtrat 
für die Herren von Feldpausch, Loew, Sprüngli, 
Ober, von der SBG, der Silberkugel usw. hat 
bauen lassen". Mit anderen Worten in den da- 
mals frisch eröffneten Shopville. Kaum ein 
abendliches Teach-In, an dem nicht über 100 
Leute aktiv teilnahmen. Ich zitiere wieder: 


"Täglich diskutierten dort Leute jeden Alters 
über ihre Probleme insbesondere Wohnungs- 
probleme. Und sie sagten ganz unverblümt, dass 
Zürich nicht die Idylle aus dem Prospekt des 
Verkehrsvereins ist. Sie zeigten darauf, wie die 
Frauen in der Silberkugel sich die Füsse wund 
laufen müssen, damit der Besitzer Millionen 
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scheffeln kann. 


Nach verschiedenen Zusammenkünften der Ge- 
schäftsinhaber im Shopville und auf Druck des 
` Freisinns hin setzte die Regierung Polizei und 
Justiz ein, um die öffentlichen Diskussionen zu 
zerschlagen, die Jugendlichen zu isolieren und 
sie schliesslich zu kriminalisieren. Es begann mit 
wahllosen Verhaftungen im Shopvllle. Jugend- 
lichen wurde die sofortige Heimeinweisung an- 
gedroht, die Schulentlassung und, sofern sie 
Ausländer waren, die Landesverweisung." 


Als all diese Einschüchterungsversuche nichts 
fruchteten und die ARB zu Monster-Teach-In 
an einem Samstag, zwischen 14.00 und 18.00 
aufrief, griffen über 100 Bullen ein, verhafteten 
20 Leute und setzten 6 davon in Präventivhaft. 
Die anschliessende Demo griffen die Bullen, 
erstmals in Zürich, mit Tränengas an. Am 25. 
März schliesslich erliess der Stadtrat die sog. 
Shopville-Verordnung, die heute noch in Kraft 
und im Shopville zu bewundern ist, wonach 
jegliche Versammlung in den heiligen Hallen 
des Konsums verboten ist. 


In dieser Zeit führt die ARB auch zahlreiche 
Demos durch, besetzt kurzfristig Häuser, 
besucht Lokale wie die Kronenhalle, das Baur 
au Lac, nimmt uneingeladen am Uniball teil etc. 


Die ARB ist auch aktiver Teil der Besetzung 
der Häuser an der Venedigstrasse in der Enge, 
wo damals auf einen Schlag 7 Wohnhäuser und 
eines der billigsten Hotels der Stadt abgerissen 
werden sollte. Geplant war der heute existie- 
rende Bürokomplex vis-à-vis vom Bahnhof En- 
ge. Der Stadtrat unterstützte diese Projekt 
weidlich, indem er die Strasse zum Spottpreis 
von 1.8 Mio Franken veräusserte, ihr effektiver 
Wert war 4.5 Millionen ! Am L April besetzten 
100 Menschen die Häuser, davon ca. 50 ehe- 
malige Bewohnerinnen. Die Häuser wurden mi- 
litärisch verbarrikadiert. Am 14. April räumte 
eine Grossaufgebot von 380 Bullen die Häuser. 


Ueber 1500 Menschen demonstrierten an einer 
kurzfristig organisierten Demo gegen die 
Räumung. Die ARB schrieb damals: 


"Mieterkampf ist Klassenkampf. Der Mieter- 
kampf in Zürich darf nicht isoliert betrachtet 
werden. Er ist das erste Anzeichen einer neuen 


Zuspitzung des Konflikts zwischen Lohnarbeit 
und Kapital nach den Jahren des Arbeitsfrie- 
dens. Die Klasse kommt wieder in Bewegung. 
Arbeiter, Angestellte, Rentner und Jugendliche 
beginnen ihr gemeinsames Interesse zu erken- 
nen das Bewusstsein eines gemeinsamen 
Kampfes, geführt in der Solidarität aller Ausge- 
beuteten, wird sich schon im nächsten Wider- 
stand der Mieter sprunghaft entwickeln. Schluss 
mit dem Häusermord: Mieter organisiert euch 
gegen die Ausbeutung und gewissenlose Speku- 
lation." 


Die Organisationsstruktur der ARB waren 6 
Basisgruppen, die sich quartierbezogen 
organisieren, und eine Lehrlingsgruppe. Zu den 

Basisgruppen schreibt die Bunkerzeitung: 


"Die ARB ist eine sozialistische Jugendbewe- 
gung, die zu einem Zeitpunkt entstand, wo die 
sozialen Kämpfe in der Schweiz einen neue 
Auftrieb erhielten: Bruch des Arbeits- und 
Wohnungsfriedens der abhängigen Massen mit 
den Kapitalisten. .. 


In Zürich nahmen vor allem junge Arbeiter, 
Lehrlinge, Schüler und der mittellose Teil der 
Studenten den Kampf gegen das Kapital auf. 
Auslösender Funke war der Kampf um den 
Bunker, die sich weiterentwickelnde Bewegung 
ist die ARB. 


Da wir noch in den Anfängen einer neuen Phase 
von sozialen Kämpfen stehen, in der die breite 
Arbeiterschicht noch nicht bereit ist, selbständig 
den Kampf gegen die Kapitalisten innerhalb der 
Betriebe und Fabriken auszutragen, müssen wir 
uns vorerst ausserhalb der Betriebe in den ein- 
zelnen Quartieren organisieren: Bildung von 
Quartiergruppen." 


Diese klare Verständnis der ARB, kämpfender 
Teil des Proletariates zu sein, fand seinen kon- 
kreten Ausdruck im Verhältnis zu den in Genf 
laufenden Kämpfen der Arbeiter der Metallin- 
dustrie: Am 13. März organisierte die ARB un- 
ter der Parole: Lehrlinge, Schüler, Studenten, 
Schweizer Arbeiter und Fremdarbeiter, eine 
Klasse - ein Kampf, eine Solidaritätsdemo. In 
ihrer Rede anlässlich des 1. Mai schilderte eine 
ARB-Genossin diese Demo: 


"Am 21. März sind in Zürich über 1000 Genos- 
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sen auf die Strasse gegangen, um sich mit den 
Genfer Streikenden zu solidarisieren. Die Bun- 
kerjugend hat ausländischen und schweizer Ar- 
beitern zusammen demonstriert. Denn auch wir 


` haben erkannt, dass wir die Aufsplitterung der 


Arbeiterschaft in Schweizer Arbeiter und 
Fremdarbeiter, in Arbeiter und Arbeiterinnen, in 
alte und junge Arbeiter überwinden müssen, 
wenn wir den Kampf um unsere Zukunft sieg- 
reich führen wollen." 


Gleich eine Woche darauf, am 21. März, orga- 
nisierte die ARB einen Besuch bei den am här- 
testen Unterdrückten der Arbeiterklasse, bei 
den Zöglingen der Arbeitserziehungsanstalt in 
Uitikon. Der Direktor organisierte vorsorglich 
einen Ausflug an den Autosalon in Genf und die 
250 Bunkerleute wurde von den Bullen aus der 
Anstalt geknüppelt. 6 Leute wurden verhaftet. 
In der Folge organisierte die ARB regelmässige 
Besuche und es entwickelte sich ein gemeinsa- 
mer Kampf zwischen drinnen und draussen. Wir 
werden später noch darauf zurückkommen. 


Am 1. Mai dann, nach einer Rede einer ARB- 
Genossin an der offiziellen Kundgebung, orga- 
nisierte die Bunkerjugend zusammen mit den 
Fremdarbeiterin eine kämpferische Nachdemo. 
Die Bunkerzeitung schrieb damals zu dieser 
Demo: 


"In unserer Rede heisst es, dass sich die soziali- 
stische Jugend demjenigen Teil der Arbeiter- 
schaft anschliessen soll, der den Kampf gegen 
die Ausbeutung schon aufgenommen hat, den in 
der Schweiz lebenden Fremdarbeitern, die mit 
dem Streik als Instrument in Genf und Yverdon 
schon Widerstand geleistet haben. Als Zeichen 
dafür, dass dies für uns nicht nur Theorie ist, 
sind wir gemeinsam mit den Fremdarbeitern 
weitergezogen. Uns zwar nicht in Blöcke ge- 
trennt und gespalten, wie es die Gewerkschaf- 
ten am Umzug wollten, sondern vermischt und 
vereint. Am Vorort des schweizerischen Han- 
dels und Industrievereins, dem mächtigsten 
Verband der schweizerischen Kapitalisten, der 
grössten Einfluss auf unsere Politik ausübt, sag- 
ten wir der Unternehmerschaft den Kampf an. 

Vor der amerikanischen Botschaft demonstrier- 
ten wir unsere Solidarität mit den Vietcongs, 
den Black Panthers, den Tupamaros und allen 
Bewegungen, die den Kampf gegen die Herr- 
schaft des internationalen Kapitals führen, von 


dem der Teil der Schweiz ein wichtiger Teil ist. 
Im mächtigen Zug bewegten wir uns gegen das 
spanische Konsulat, vereint mit den spanischen 
und italienischen Arbeitern, Transparente, in 
drei Sprachen geschrieben, tragend. So wie die 
Fremdarbeiter mit uns auf deutsch "Ein Klasse - 
ein Kampf" und "Alle Macht dem Volk" mitrie- 
fen, so skandierten wir mit ihnen "Lotta di clas- 
se - potere alle masse". Vereint demonstrierten 
wir gegen den Faschismus des Franco-Regimes 
(Spania si - Franco no) und somit auch gegen 
den Faschismus in der Schweiz. Schon vor dem 
spanischen Konsulat erwartete uns eine kleine 
Armee von Polizisten, gut gerüstet, um unsere 
Demonstration zu zerschlagen. Schweizer 
Polizisten schützen ausländische Faschisten. 
Während wir versuchten, die aufgestellten 
Barrikaden wegzuziehen, begann der, schon 
von früher bekannte Prügelregen auf uns 
herabzurasseln. Dieses Mal haben wir 
energischen Widerstand geleistet, uns gewehrt 
mit Knüppeln und Steinen und sind nicht 
einfach abgehauen." 


Soweit ausschnittweise die Bunkerzeitung zum 
legendären 1. Mai 1971. Die Strassenkämpfe 
dauerten bis in die Nacht. 17 Bunkerleute wur- 
den verhaftet. 


Die SP, die Gewerkschaften und die Revisioni- 
sten von der PdA war empört und ich zitiere 
aus einer Doku dieser Zeit: 


"wollen den Bürgerlichen helfen, die Bunkerju- 
gend in den Dreck zu ziehen. Entweder be- 
schliessen die, dass die "linken" Anwälte uns 
nicht unterstützen und wir ruhig einmal "sitzen" 
sollten (so geschehen in einer SP-Sitzung nach 
dem 1. Mai), oder sie wollen uns mit der Be- 
hauptung, wir seien von "Anarchoschädlingen" 
und "Kapitalistensöhnen" manipuliert, die Bun- 
kerjugend zu einem Klub rebellischer Bürger 
stempeln." 


Eine Aktion der ARB, die für riesigen Wirbel 
sorgte, war die Massenflucht der Zöglinge der 
Arbeitserziehungsanstalt Uitikon. Wie ich be- 
reits erzählte, stellte der gemeinsame Kampf mit 
den Zöglingen ein wichtiges Moment der ARB 
dar. Die HEIMKAMPAGNE war der organisa- 
torische Ausdruck dieses Kampfes. Die Genos- 
sinnen und Genossen setzten wie gesagt die im 
März angefangenen Besuche in Uitikon fort. Im 


3% 


September kam es erneut zu tätlichen Ausein- 
andersetzungen zwischen ARB-Leuten und der 
Anstaltsleitung. 17 der Zöglinge solidarisierten 
sich sofort und ergriffen zusammen mit uns die 
Flucht. Für die Rückkehr stellten sie verschie- 
dene Bedingungen, so 


> NZZ, TAT, Tagesanzeiger und andere Zei- 
tungen sollten ganzseitig Auszüge der ihr 
zugestellten Dokumentation über die Situa- 
tion in der Anstalt veröffentlichen; 


> Die SRG soll das Communique der Zöglin- 
ge zwischen 19.00 und 20.30 in Radio und 
Fernsehen im vollen Wortlaut bringen; 


> Straffreiheit für die Zöglinge für die Schlä- 
gerei mit der Direktion; 


Auf der Rückkehr in die Anstalt werden die 
Zöglinge nach 14-tägiger Flucht verhaftet. 35 
ARB Leute werden ebenfalls verhaftet und ins- 
gesamt 350 Tage in U-Haft gehalten. 


Soweit die wichtigsten Stationen der ARB-Be- 
wegung, die sich im Laufe des Jahres 1972 als 
Bewegung mehr oder weniger auflöste. Aus der 
Bewegung gingen verschiedenste Gruppen und 
Organisationen hervor. Erwähnt seien an dieser 
Stelle die ROTEN STEINE und AUTONOME 
KAMPF, welche auch in den kommenden Jah- 
ren eine wichtige Rolle in der Entwicklung der 
revolutionären Linken Zürichs spielen sollten. 
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Anhang Nr. 4 


Die politischen Inhalte des 1. Mai 1971 in Zürich 


(Ansprache und Parolen der ARB während 
der offiziellen Maifeier mit Gewerkschaften) 


Es rettet uns kein höh'res Wesen, 
kein Gott, kein Kaiser noch Tribun. 
Uns aus dem Elend zu erlösen 
können wir nur selber tun! 


Genfer Arbeiter - Der Kampf geht weiter 


Der Streik in der Genfer Metallindustrie vom 
letzten Februar/März hat nicht nur eine neue 
Phase der verschärften Arbeitskonflikte einge- 
leitet, er hat auch den stetigen Politisierungs- 
prozess innerhalb der Arbeiterschaft manife- 
stiert. Die Forderungen der Genfer Kollegen 
waren nicht lediglich auf höhere Löhne gerich- 
tet, sondern betrafen die Art der Verteilung ei- 
ner bereits zugestandenen Lohnerhöhung. Be- 
reits das Abkommen zwischen dem SMUV und 
dem Verband der Genfer Maschinen- und Me- 
tallindustriellen vom letzten Jahr sah eine globa- 
le Lohnerhöhung von 10% für das Jahr 1971 
vor. Davon sollten aber nur 7% einheitlich an 
alle Arbeiter ausbezahlt werden - die restlichen 
3% sollten individuell, d.h. nach dem Belieben 
des Unternehmens verteilt werden. Gegen die- 
sen Verteilungsmodus richtete sich der Streik 
der Genfer Arbeiter, die denn auch innerhalb 
von 10 Tagen erreichten, dass die generelle 
Lohnerhöhung auf 9,5% festgesetzt wurde - nur 
0,5% werden individuell verteilt. 


Die Genfer Kollegen haben also nicht für 
"gruppenegoistische" Forderungen gekämpft, 
sondern ihr Streik war gegen das Lohnsystem 
im heutigen Kapitalismus gerichtet, d.h. 


1. gegen die Aufsplitterung der Arbeiterschaft in 
einander konkurrenzierende Lohngruppen 
(Schweizer Arbeiter und Fremdarbeiter, Arbei- 
ter und Arbeiterinnen usw.) 


2. gegen die verstärkte Ausbeutung der Arbei- 
terschaft durch Leistungslöhne überhaupt. 


Dieses Lohnverteilungssystem, gegen das die 
Genfer kämpften, ist nur ein Bestandteil der 
Grossoffensive des Kapitals, die seit dem letz- 
ten Jahr verstärkt eingesetzt hat. Ein anderer 
Aspekt dieser Offensive wurde ebenfalls in Genf 
sichtbar: die Konzentration der wirtschaftlichen 
Macht und Entscheidungsgewalt auf immer 
wenigere Riesenkonzerne. Unter dem Druck 
der ausländischen Konkurrenz und besonders 
seit der Fremdarbeiterplafonierung sehen sich 
die Schweizer Kapitalisten gezwungen, ihre Be- 
triebe zu rationalisieren. Kleine Unternehmen, 
die sich die Kosten dieser Umstellung nicht lei- 
sten können und unrentabel werden, müssen die 
Produktion einstellen oder werden von den 
Grossen aufgekauft, (die so immer grösser wer- 
den). Aber vom Aufkauf der Hispano-Suiza 
durch Bührle und Sulzer profitieren nur Kapita- 
listen, nicht aber die Arbeiterschaft der 
betroffenen Betriebe, wie das unveränderte 
Lohngefälle von 15% zwischen den Betrieben 
der deutschen und der welschen Schweiz be- 
weist. Denn die ganze Umstellung der Industrie 
auf rationellere Produktionsweisen wollen na- 
türlich nicht die Unternehmer bezahlen, sondern 
die Arbeiter sollen sie berappen, indem für 
gleichbleibende Reallöhne mit ausgeklügelten 
Methoden (Leistungsprämien, Arbeitsplatzbe- 
wertung usw.) ein vielfaches an Leistung und 
damit an Profit aus ihnen herausgepresst wird. 


Die Machtsteigerung des Kapitals wird von 
niemandem gebremst - schon gar nicht vom 
Staat der Unternehmer, aber auch nicht von der 
einstigen Waffe der Arbeiter gegen das Kapital, 
den Gewerkschaften. Das Verhalten der SMUV 
während des Genfer Streiks - Verweigerung 
den finanziellen Unterstützung und Verhand- 
lungen mit den Unternehmern über die Köpfe 
des gewählten Streikkomitees hinweg - hat 
einmal mehr bewiesen, dass die heutige Ge- 
werkschaftsbürokratie nicht mehr unsere Inter- 
essen vertritt und verteidigt. Aber der Genfer 
Streik hat auch gezeigt, dass die Geduld vieler 
Kollegen ihre Grenzen erreicht hat. Dass immer 
grössere Teile der Arbeiterschaft den 
"Arbeitsfrieden", den die Gewerkschaftsbonzen 
mit den Kapitalisten in unserem Namen ausge- 
handelt haben, nicht mehr akzeptieren. 
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Habt Mut zu kämpfen - habt Mut zu siegen 


Am 21. März haben in Zürich 1500 Arbeiter 
demonstriert, um den Genfer Kollegen ihre So- 
` lidarität und Unterstützung zu zeigen. Die Bun- 
kerjugend demonstrierte zusammen mit 
Schweizer und ausländischen Arbeitern. Denn 
auch die Zürcher Arbeiterjugend hat erkannt, 
dass sie die Aufsplitterung der Arbeiterschaft in 

Schweizer Arbeiter und Fremdarbeiter, in Ar- 
beiter und Arbeiterinnen, in alte und junge Ar- 
beiter überwinden muss, wenn sie den Kampf 
um ihr Selbstbestimmungsrecht siegreich führen 
will. Denn auch in Zürich ist ein Kampf geführt 
worden; Lehrlinge, Schüler, Jungarbeiter haben 
den Frieden den Bürgertums gebrochen. 


Sie haben den Kampf nicht dort aufnehmen 
können, wo nur die Solidarität aller Arbeiter, 
der jungen und der alten, die Macht des Kapi- 
tals aufwiegen kann. Aber die Zürcher Arbeiter- 
jugend hat dort gekämpft, wo sie hingestellt 
worden ist - nämlich auf der Strasse - und sie 
hat ihre Forderungen dort aufgestellt, wo sie 
besonders betroffen ist: in der Freizeit, wo auch 
dem ärmsten Stift noch der "Lehrlingslohn" aus 
der Tasche geholt wird - für die stumpfsinnige 
und geistestötende "Freizeitgestaltung", deren 
man den Arbeiter allein noch fähig glaubt, in der 
Ausbildung, wo man den Lehrling mit profita- 
blen Methoden zum fleissigen und gefügigen 
Arbeitstier ausbildet, im Erziehungswesen, wo 
man den Jungen wenn nötig mit staatlicher 
Nachhilfe soweit abstumpft und zurechtstutzt, 
dass er später die kapitalistische Betriebsord- 
nung einhalten und ertragen kann. 


Gerade die Lehrlinge - zwei Drittel der Bunker- 
Jugend - sind nicht mehr gewillt, ihre Lage wäh- 
rend der Ausbildung und während ihres ganzen 
Arbeiterdaseins kampflos hinzunehmen. Sie ha- 
ben am Beispiel ihrer Väter gelernt, was es 
heisst, in der Schweiz der 70er Jahre Arbeiter 
zu sein. Sie haben zuviel gesehen, um den Ver- 
tröstungen der Lehrmeister auf "später" zu 
trauen. Sie haben begriffen, dass sie sich nicht 
auf die "Arbeitsorganisationen" verlassen kön- 
nen, die schon ihre Väter im Stich gelassen ha- 
ben, - dass sie auf die eigene Kraft bauen, dass 
sie sich selber organisieren müssen. Wenn die 
Lehrlinge den Kampf für die Demokratisierung 
der Berufsschulen und Betriebe aufgenommen 
haben, so haben sie nicht nur die kurze Zeit ih- 


rer Ausbildung im Auge, sondern ihre ganze 
folgende Existenz, ihr Kampf ist deshalb der 
Kampf der Arbeiterklasse schlechthin. 


Lehrlinge, Schüler, Studenten, Schweizer 
Arbeiter und Fremdarbeiter - Eine Klasse, 
ein Kampf ! 


Wie die Genfer Arbeiter sieht sich auch die 
Zürcher Arbeiterjugend in einem Kampf, den sie 
ohne die Unterstützung ihrer berufenen Interes- 
senvertreter, ihrer Lehrmeister und Lehrer, ja 
oft ohne die Unterstützung ihrer Eltern führen 
müssen. Und sie hat die gleichen Schlüsse ge- 
zogen und die gleichen Kampfmethoden ent- 
wickelt wie die Genfer Kollegen. 


Die Genfer Kollegen haben sich nicht auf die 
Versprechungen der Arbeitsfrieden-Politiker 
verlassen, sondern sie haben sich selbst organi- 
siert. Auf den Betriebsversammlungen haben sie 
ein Streikkomitee gewählt, das für alle Betriebe 
den Kampf führte. Damit haben sie die Tren- 
nung der Arbeiterschaft in verschiedene Lohn- 
stufen, in einzelne Betriebe und Branchen, in 
Schweizer Arbeiter und Fremdarbeiter über- 
wunden. Sie haben erkannt, dass alle Arbeiter 
unter der Herrschaft des Kapitals leiden und 
dass deshalb der Kampf gegen die Kapitalisten 
von allen gemeinsam geführt werden muss. Sie 
haben erkannt, dass nur sie selbst, wenn sie ihre 
Sache in die eigenen Hände nehmen, ihre 
Interessen vertreten können. 


Auch die Zürcher Jugend hat sich selber orga- 
nisiert: an ihren Diskussionen und Vollver- 
sammlungen hat sie ihre eigene Forderungen - 
nicht die Forderungen ihrer Lehrmeister und 
Lehrer - aufgestellt und hat ihre ausführenden 
Organe aus ihrer Mitte gewählt. Auch sie hat 
sich nicht teilen lassen in "anständige aber irre- 
geleitete Jugend" und "extremistische 
Minderheit". Auch sie hat ihre Interessen selber 
verwaltet - im Bunker und jetzt in den Quar- 
tiergruppen, wo sie nicht mehr die Parolen des 
Klassenfeindes lernt, sondern ihre Erkenntnis 
aus der Aktion und Diskussion mit ihresgleichen 
gewinnt. 


Die Forderungen dieser Jugend wie auch die 
Forderungen der Genfer Arbeiter sind nicht pa- 
rasitär: sie betreffen die Zukunft der ganzen Ar- 
beiterschaft. Deshalb ist die Lehre, die für uns 
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alle aus den Kämpfen in Genf und Zürich zu sen wir auch den Kampf um unsere Zukunft in 
ziehen ist: die Unterdrückung und Ausbeutung allen Bereichen führen und wir müssen ihn sel- 
des arbeitenden Volkes durch die Kapitalisten ber führen. 

trifft uns überall - im Betrieb, in den Schulen, in 

den Wohnungen, auf der Strasse. Deshalb müs Alle Macht dem Volk 
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Anhang Nr. 5 


Abschrift der Erklärung zur Aktion gegen die 


deutsch-schweizerische 


Handelskammer und 


gegen eine Mercedesvertretung in Zürich vom 


18.10.87 


Wir haben heute Rauchpetarden in die Merce- 
des-Vertretung an der Badenerstrasse und in die 


deutsch-schweizerische Handelskammer an der 


Talstrasse gelegt. Wir begehen damit den 10. 
Jahrestag der Stammheimer-Morde auf unsere 


Weise. 


Vor genau 10 Jahren 


wurden die 
Gründungsmitglieder 
der RAF, Andreas 
Baader, Gudrun 


Ensslin, Jan-Carl 
Raspe und Ingrid 
Schubert in ihren 
Zellen ` hinterhältig 
ermordet. Nachdem 
alle Versuche, die 
Organisation draus- 
sen militärisch und 
politisch zu liqui- 
dieren und drinnen 
die Gefangenen 
psychisch und 
physisch zu brechen, 
misslungen waren, 
giff die damalige 
SPD-Regierung 
unter Bundeskanzler 
Schmidt zum letzten 
Mittel: Der 


Ermordung der Geiseln in der Hand des 
Staates, eben der Gefangenen. 


Ihr Ziel, mit den Ermordungen der GenossInnen 
der bewaffneten und nichtbewaffneten revolu- 


tionären Bewegung in Westdeutschland einen 


Rauchpetarden 
gegen deutsche 
Niederlassungen 


Am Freitagvormittag sind in den Zürcher 
Stadtkreisen 1 und 4 zwei Rauchpetarden 
in deutsche Niederlassungen geworfen 
worden. Wie die Stadtpolizei mitteilte, 
war um 10.45 Uhr im Haus der Handels- 
kammer Deutschland-Schweiz der erste 
Rauchkörper gezündet worden, eine hal- 


be Stunde später der zweite in der Aus- 
stellungshalle der Mercedes-Benz-Nie- 
derlassung an der Badenerstrasse. Es ent- 
stand ein Schaden von etwa 2000 Fran- 
ken. Kurze Zeit später hat die Stadtpoli- 
zei in jener Gegend eine 32jährige Frau 
festgenommen, die mit den Rauchbom- 
benwürfen in Zusammenhang gebracht 
wird. An den Tatorten wurden anonyme 
schriftliche Erklärungen zurückgelassen, 
in denen die Aktion mit dem Tod der 
RAF-Häftlinge in Stuttgart-Stammheim 
vor zehn Jahren in Zusammenhang ge- 
brachtwurde. .., 1 aa (A 
SR Es 
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vernichtenden Schlag zu 
versetzen, haben sie mehr 
als verfehlt. 


Genausowenig wie der 
Imperialismus den Befrei- 
ungskampf der Völker im 
Trikont mit Völkermord 
und schmutzigem Krieg 
verhindern kann, 
genausowenig gelingt es 
dem Kapital hier in den 
Metropolen, durch 
Inhaftierungen, Fol- 
terungen oder Ermordun- 
gen der Revolutionäre 
den revolutionären 
Prozess zu stoppen. 


Neue Kräfte wachsen 
heran, lernen aus der Ge- 
schichte und führen den 
Kampf weiter. 


FUER DEN KOMMU- 
NISMUS ! 


Anhang Nr. 6 


ARBEITSFRIEDEN? KLASSENKAMPF VON OBEN! 


Wir werden nach einem Ueberblick über die Funktion und die Ideologie 
der 'Sozialpartnerschaft' die gegen aussen vertretenen Positionen der 
'Arbeitgeber' und der Gewerkschaften kurz erläutern. Dann folgen ei- 
nige Gedanken zu den tatsächlichen ökonomisch-politischen Ursachen 

der kapitalistischen Krisen und anschliessend eine kurze 'statistische' 
Bilanz des 'Arbeitsfriedens'. Den Schluss bilden Fragmente aus der Dis- 
kussion über Klassenkampf und Antiimperialismus. 

Uns ist bewusst, dass in diesem Artikel die ganze Thematik Klassen- 
kampf, Gewerkschaften, Reformismus nur im Ansatz dargestellt werden 
kann. Wichtige Teile, wie die Geschichte des 'Arbeitsfriedens' etc. 
fehlen. Dieser Teil, wie andere auch, sind unserer Meinung nach an 
anderen Orten ziemlich erschöpfend dargestellt worden. Uns geht es 
vielmehr darum, die politischen Zusammenhänge kurz und einprägsam 
sichtbar werden zu lassen. 


Unter dem Begriff 'Sozialpartnerschaft' wird das System der institutio- 
nalisierten Beziehungen zwischen den Organisationen der "Arbeitgeber 
und den 'Arbeitnehmern', konkret die Kollektivverhandlungen und die 
kollektivvertragliche Regelung der Arbeitsverhältnisse, verstanden. 

Der 'Interessenausgleich' bzw. die 'Konfliktregelung' zwischen Kapi- 
tal und Arbeit spielt sich in der Schweiz hauptsächlich auf der kol- 
lektivvertraglichen Ebene ab. Der GAV (Gesamtarbeitsvertrag) ist das 
Hauptinstrument zur 'friedlichen Konfliktregelung', die hier weitgehend 
die Form der 'Selbstregulierung von Kapital und Arbeit' angenommen hat. 
Der Staat steht in der Regel abseits, die höchste Form des staatlichen 
Eingriffs in die 'Autonomie' der 'Sozialpartner', aber nur im Sinne 
einer Unterstützung, ist durch die Institution der Allgemeinverbind- 
Ticherklärung (AVE) gegeben. Durch die AVE werden mit Hilfe des Staates 
die Vertragsbestimmungen auch auf 'Aussenseiter', also Unorganisierte, 
ausgedehnt. Die 'Sozialpartnerschaft' kann aber nicht nur auf das 
System der Vertragsverhandlungen reduziert werden. Wir denken dabei 
etwa an die Betriebskommissionen (innerbetriebliche Konsensbildung), 
die überbetrieblichen paritätischen Kommissionen, die Zusammenarbeit 
von Vertretern der Gewerkschaften und der Arbeitgeber in den verschie- 
denen eidg. Kommissionen und die sog. 'Sozialpartnergespräche', bei 
denen es um allgemeine wirtschaftliche und sozialpolitische Inhalte 
geht. 


Zusammenfassend würden wir die schweizerische 'Sozialpartnerschaft' als 
eine für die spezifische Situation entwickelte hohe Form von "Korpora- 
tismus bezeichnen, in welchem die Gewerkschaften die 'Spielregeln' des 
kapitalistischen Systems nicht nur akzeptieren, sondern selbst sog. 
"ökonomische Zwänge' durchsetzen. Die 'Logik' der Kooperation beinhal- 
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ten nicht nur die Einhaltung des Betriebsfriedens und die Gewähr- 
leistung eines kontiniuierlichen Produktionsprozesses gegenüber öko- 
nomischen Zugeständnissen durch die 'Arbeitgeber', sondern es geht 
letztlich um die Realisierung von wirtschaftspolitischen Zielen. Im 
Unterschied zur gängigen Korporatismus-Definition, - der spanische 
Moncloa-Pakt ist ein klassisches Beispiel für eine korporatistische 
Interessensvermittlung*, in der der Staat eine entscheidende Rolle 
spielt, - ist der Staat in der schweizerischen 'Sozialpartnerschaft' 
weitgehend ausgelagert. 

Ein ideologischer Kernpunkt der 'Sozialpartnerschaft' ist die bürger- 
Tiche Auffassung der 'pluralistischen' Gesellschaft, die besagt, ge- 
sellschaftliche Klassen hätten sich im Laufe der politischen Entwick- 
lung der Industriegesellschaft in eine Vielzahl ökonomischer und 
politischer Interessensgruppen aufgelöst, die sich gegenseitig kon- 
trollierten und je nach Situation durch direkten oder indirekten 
Einfluss auf Parlament, Regierung und Verwaltung an der Entscheidungs- 
gewalt beteiligt seien. 

Historisch sind die Gewerkschaften Klassenorganisationen, somit also 
eigentliche Träger des ökonomischen Klassenkampfes, in dessen Rahmen 
ökonomische Klasseninteressen der Arbeiter durchgesetzt werden sollen, 
ohne jedoch per se revolutionäre Forderungen zu stellen, weil die 
Gewerkschaften die Machtfrage in ihrer Politik nicht thematisieren. 
Gegen den Klassenkampf von unten reagiert die herrschende Klasse mit 
repressiven und konsensherbeiführenden, integrativen Strategien mit 
dem Ziel, die ausgebeuteten Klassen in die kapitalistische Gesell- 
schaft zu integrieren. Neben den repressiven Taktiken, die uns hier 
weniger interessieren, ist die Herstellung einer ideologischen Hege- 
nomie durch den Staat die wichtigste. (Macht der Symbole, Neutralität, 
Förderalismus, Demokratie, Korporatismus). Die kapitalistische Gesell- 
schaft soll (auch in wirtschaftliche zugespitzten Situationen) durch 
eine intakte politisch-kulturelle Kohäsion zusammengehalten werden. 
Die zentrale ideologische Konditionierung, das Festsetzen eines un- 
politischen Bewusstseins durch den Staat, wird über Organisationen 

wie Kirche, Schulen, Medien, Parteien und Gewerkschaften durchgesetzt. 
Unmittelbarer Zweck des Umformens dieser Organisationen in einen ideo- 
logischen Staatsapparat ist die Schaffung eines für die Reproduktions- 
weise der kapitalistischen Gesellschaft funktionalen Systems von Regeln 
und Normen. Die Gewerkschaften wurden mit einer Mischung repressiver 
und ideologischer Taktiken sowie materieller Zugeständnissen in die 
kapitalistische Produktions- und Verwertungslogik integriert. Der 
'Konflikt' zwischen Kapital und Arbeit ist in der Schweiz öffentlich 
anerkannt und legalisiert. Seine Austragung findet im Rahmen der sog. 
Tarifautonomie auf den Grundlagen eines Systems der Konfliktregulierung 
statt, dessen Normalfall Verhandlungen und gegenseitige Kompromiss- und 
Koorperationsbereitschaft darstellen. Der Streik ist nur noch, wenn 
überhaupt, als allerletztes Mittel im Lohnkampf akzeptiert. (Relativer 
und absoluter Arbeitsfrieden). Zusammenfassend: Kontrollierter und 
institutionalisierter 'Klassenkampf' als systemerhaltende Politik der 
Gewerkschaften. 


*Ziel des Paktes war es dann auch, den politischen Prozess durch einen 
Konsens abzusichern und die Austeritätspolitik durch die Linksparteien 
zu legitimieren. 
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Die Arbeitgeber verstehen den Begriff der 'Sozialpartnerschaft' als 
eine "echt schweizerische Wesensart: umfassend in der Denkart, ohne 
juristisch eingebunden zu sein, gesellschaftlich rechtsetzend im 
Sinne demokratischer Auffassung, ohne das Heil allein vom Staat zu 
erwarten, human (!), indem es zwischen Menschen unterschiedlicher 
Herkunft und unterschiedlichen Wollens Redlichkeit im Sinne von Treu 
und Glauben voraussetzt und zur Basis des gegenseitigen Gesprächs 
wird". (In "Profile der Arbeitgeber-Politik", 1983). Das Wort Sozial- 
partnerschaft ist deshalb für die Arbeitgeber kein "Klischeebegriff" 


/ sondern "bestimmendes Denkschema". Das konstruktive sozialpartner- 
- schaftliche Denken sei bis in die Basis hinunter insbesondere dann 


erforderlich, wenn es um die Ueberwindung und Behebung von Struktur- 
schwächen in der Wirtschaft gehe. Die Arbeitgeber hätten aus vollem 
Herzen im Rahmen ihrer Möglichkeiten das Ihre zum weltweit anerkann- 
ten hohen Lebensstandard beigetragen, und auch für sie sei es ein 
neidloses (!) Vergnügen, den steilen Anstieg der materiellen Wohl- 
fahrt, namentlich auch der Arbeitnehmer, zu beobachten. Sie wüssten 
wohl, dass diese Sozialpartnerschaft von der ideologischen Linken 
bekämpft wird, aber diesen gehe es ja nur darum, mittels Streik, 


' Fabrikbesetzung und der Selbstverwaltung den demokratischen Rechts- 


staat und die damit verbundene marktwirtschaftliche Grundordnung zu 
zerstören. Ob diese 'Arbeitgeber'-Logik und somit also die ideolo- 
gische Bearbeitung auch an der Basis 'richtig' verstanden wird, ver- 
sucht seit vielen Jahren das 'unabhängige' Institut für Martk- und 
Meinungsforschung "Isopublic" im Auftrag der "Schweizerischen Arbeit- 
geber-Zeitung" alljährlich herauszufinden. 

Die Gewerkschaften gehen davon aus, dass die "Gegenseite" nicht 
"Feind, sondern Gegner" sei und darüberhinaus auch "Partner". Mit 
dem Gegner können Verhandlungen geführt werden, mit dem Partner soll 
der Wirtschaftsertrag verteilt werden. Das SGB-Arbeitsprogramm: 

"Die unterschiedliche Interessenslage von Arbeitnehmern und Arbeit- 
geber begründet unvermeidliche Konflikte, was die Schaffung von Me- 
chanismen zur geregelten Konfliktlösung erfordert". 


Die Ideologie "Alle im gleichen Boot' funktioniert, im kapitalisti- 
schen Kriseninstrumentarium übernimmt die Gewerkschaft die Funktion 
der Feuerwehr. Auch wenn die Gewerkschaften bei Unternehmungskrisen 
erst herbeigezogen werden, wenn alle zu ergreifenden Massnahmen 
schon im Detail geplant sind, wollen sie weismachen, die Restruktu- 
rierungen bzw. Entlassungen seien notwendig, um die Konkurrenzfähig- 
keit der Schweizer-Wirtschaft beizubehalten und die noch vorhandenen 
Arbeitsplätze zu sichern. Kein Wort davon, dass Unternehmungskrisen 
keine Krisen für die Kapitaleigner sind, sondern durch den Zwang zur 
Steigerung der Rentabilität hervorgerufen werden, also die 'Sanierungen' 
für die Unternehmer gewinnbringend sein können: 


Firma Krise der Arbeiter: Krise der Aktionäre? 

en a N N a a nn nn u 

Emser Werke Entlassungen (400), Kurzarbeit, Erhöhung der Dividende von 8% 
Zwangsferien und Lohnabbau auf 9%, bei der Tochtergesell- 


schaft Juventa von 10% auf 12% 
der Nominalaktie 


Hermes Precisa Kurzarbeit, ca 2'000 Betroffene Unveränderte Dividende von 


„Er; 21.=- Je. Aktie 
N ee M pese E ee an A a a ne m 
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Firma Krise der Arbeiter: Krise der Aktionäre? 
EE ee ee SAS js 


Holderbank Mindestens 150 Betroffene bei Unveränderte Dividende der Hol- 

(Schmidheiny) der Schliessung der Zementfabrik ` ding 'Holderbank Financiere' 
Holderbank in Holderbank von Fr. 14.-- je Aktie 

Schiesser, Personalabbau, Kurzarbeit Erhöhter Bruttogewinn nach 

Textilkonzern Steuern um Fr.2 Mio auf Fr.!4 Mio 

Schindler Entlassungen (120), Zwangsferien, Unveränderte Dividende von Fr.75.-- 
Kurzarbeit und Lohnabbau je Inhaberaktie plus Jubiläumsbonus 


von Fr, 19.-- je Inhaberaktie 


Scintilla AG, Zwangsferien, Lohnabbau Erhöhter Reingewinn um 16,6% 
Solothurn Unveränderte Dividende von 15% 
(=Bosch Gruppe) 


| mm rs ln 


Mit dem Argument der internationalen Konkurrenzfähigkeit (hohe Ab- 
hängigkeit der CH-Wirtschaft vom Weltmarkt) wird jede Initiative, 
die den Profit gefährdet, abgeblockt und die Arbeitsplatzverluste, 
die Arbeitsplatz-vernichtenden Technologien, der Reallohnabbau, 
alle sog. 'Sachzwänge' legitimiert. Zu den Ursachen der gegenwärti- 
gen Krise kein Wort. 


Zwar wurde in.der Schweiz in den 80er Jahren nicht weniger Profit 
erwirtschaftet, aber das neu akkumulierte Kapital konnte wegen der 
Nachfrageschwäche im Inland nicht mehr rentabel investiert werden. 
Das zeigt sich in jährlichen Zuwachsraten des realen Bruttosozial- 
produkts (1960-70 4,7%, 1970-80 1,2%) wie in den jährlichen Inve- 
stitionen (1960-70 5,5%, 1970-80 0,9%). Die wichtigsten Ursachen 

für die momentane Krise in der Schweiz sind einerseits die Ueber- 
produktionskrise, anderseits strukturelle Verschiebungen: - die 
grossen Wachstumsindustrien, welche die Hochkonjunktur der Nach- 
kriegszeit bestimmten, sind innerhalb der traditionellen Märkte 

an ihre Grenzen gestossen, die Konkurrenz für die verbleibende 
Nachfrage vergrösserte sich, die exportorientierte Industrialisie- 
rung einiger sog. Schwellenländer im Trikont schwächt die traditio- 
nellen Hersteller (der Anteil des Trikont an der Weltausfuhr von 
verarbeiteten Produkten hat sich seit Ende der 60er Jahre binnen 
eines Jahrzehnts von etwa 4 auf 8% verdoppelt), die steigende Ten- 
denz der Preise gewisser Rohstoffe erschwert zusätzlich die Konkur- 
renzsituation der Industrieländer, d.h. verstärkte Konkurrenzsitua- 
tion auf dem Weltmarkt und die zunehmende Stagnation der Inlandnach- 
frage führten dazu, dass die Kapitalisten fast nur noch in die 
Rationalisierungsprozesse investieren. Arbeit wird durch Kapital 
ersetzt, Arbeitsplätze werden vernichtet, die Nachfrage nach Konsum- 
gütern und Dienstleistungen stagnieren, was wiederum Arbeitslose be- 
deutet. 


Die Arbeitnehmer haben also mit ihrer Arbeit einen riesigen Reichtum 
geschaffen. Sie haben, und das ist nicht ihre Schuld, sondern ist im 
Kapitalismus unumgänglich, zuviel produziert. Der Reichtum, den sie 

produziert haben, wird für sie die Quelle neuer Armut. Die Produktion 


47 


zé nä FE SÉ m e T A gë (o (o Tä SS OOTAD LE dx ED ODO 


= m.a rm a aen pn 


kommt zum Stillstand, nicht weil die Bedürfnisse der Arbeiter be- 
friedigt sind, sondern weil das Sinken der Profitrate die Kapitali- 
sten zwingt, nicht nur Betriebe zu schliessen und Arbeiter zu ent- 
lassen, sondern auch zu rationalisieren, um Personalkosten einzu- 
sparen. 

Trotz Arbeitsfrieden und Verhandlungen der Gewerkschaftsführung mit 
den Kapitalisten wurden in der Rezession 1975-1976 340'000 Arbeits- 
plätze abgebaut. Das Hauptkontingent beim Abbau entfiel auf die 
ausländischen Arbeiter und Arbeiterinnen (240'000), der kleinere 
Teil der Redimensionierung des Arbeitsmarktes entfiel vor allem 

auf die Frauen. Nur diesem Export der Arbeitslosigkeit ist es zu- 
zuschreiben, dass die Arbeitslosigkeit nicht bis zu 10% erreicht 
hat. (Volkswirtschafter Timmermann, 1983). Auch wenn die Ausländer 
und Ausländerinnen etwa 1/4 aller in der Gewerkschaft Organisierten 
ausmachen, stand die chauvinistische Gewerkschaftsspitze schon im- 
mer hinter der Strategie der Kapitalisten, die die ausländischen 
Arbeiter und Arbeiterinnen als Manöveriermasse einsetzen. "Die 
Arbeitsmarktpolitik hat den Bedürfnissen der CH-Volkswirtschaft zu 
entsprechen. Sie muss in erster Linie auf die Erhaltung der Voll- 
beschäftigung sowie den Schutz des Arbeitsplatzes unserer einheimi- 
schen Arbeiter ausgerichtet sein. Für den Zuzug ausländischer Ar- 
beitskräfte hat’ dieser Grundsatz an erster Stelle zu stehen". (Keine 
Resolution der NA, sondern des SGB, 1956, eine politische Linie, der 
die Gewerkschaft bis heute treu geblieben ist). Es grenzt schon an 
Dummheit, wenn die Gewerkschaftsspitze, trotz extremer internationa- 
ler Verflechtung der CH-Wirtschaft, nach wie vor die internationale 
Dimension der Krise etc. ausklammert. , 


Seit 10 Jahren gibt es in der Schweiz einen absoluten Rückgang an 
Arbeitsplätzen. Zwischen 1975 - 1983 nahmen die Arbeitsplätze in 
Industrie und Gewerbe um 10,6% ab, stiegen zwar im tertiären Sektor 
um 5,4%, doch zwischen 1982 - 1983 ist die Entwicklung auch hier 
rückläufig. Die Entwicklung vom zunehmenden Verlust an Arbeitsplätzen, 
ohne diese auch nur annähernd zu ersetzen, drückt sich in der Arbeits- 
losenquote infolge verschiedener Tricks nicht aus. Wir wollen hier 

nur einen erwähnen: Die Schweiz kennt als eines der wenigen Länder die 
versicherte Kurzarbeit. Soweit diese die Kapitalisten zu einem Ver- 
zicht auf ansonsten vorgenommene Entlassungen veranlasst, trägt sie 
zur tiefen Zahl der registrierten Arbeitslosen bei. In diesem Ausmass 
müsste demzufolge die auf Vollzeit umgerechnete Kurzarbeit zur Ar- 
beitslosigkeit gezählt werden. 1982 kämen so zu den 13'0N0 Ganzar- 
beitslosen 5'000 auf Vollzeit umgerechnete Kurzarbeiter und Kurzar- 
beiterinnen. 


Die gegenwärtige Krise soll ausgenützt werden, um Arbeitskosten ein- 
zusparen. Dies geschieht über die Lohnkosteneinsparung (zwischen 

1974 und 1982 sind die Reallöhne nach Abzug der Steuern real gesunken), 
Temporärarbeit senkt zwar nicht die Lohnkosten, aber bei akuter Mehr- 
arbeit müssen keine neuen Arbeitsstellen geschaffen werden. Die Arbeit 
wird durch verschärftes Arbeitstempo intensiviert, die Maschinen so 
stärker ausgelastet. Die Kranken werden eingeschüchtert, um keine 
Krankenkosten entstehen zu lassen etc. Dies trotz Arbeitsfrieden und 
'Sozialpartnerschaft', auf die die Ausländer so "neidisch" seien. 
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Wir meinen, in Zeiten wirtschaftlicher Krise des Imperialismus ist 
die politisch-ideologische Kohäsion das Instrument des Kapitals, um 
das Aufbrechen von Widersprüchen zu verhindern. Daher auch das gross 
aufgemachte Jubeljahr: des Arbeitsfriedens zwischen SMUV etc. und 

ASM, das in der Stossrichtung genau so eine ideologische Konditionie- 
rung zum Ziel hat (Lehrlinge, Schüler!) Schon 1918 und 1945 gab es 
eine enorme Schwächung der sozialökonomischen Basis des westeuro- 
päischen Kapitals, ohne dass es zu einem politischen Zusammenbruch 
gekommen ist - wegen einer intakten Ideologie. 

Die von den Kapitalisten und der Gewerkschaftsspitze funktionali- 
sierte Gewerkschaft ist einer der ideologischen Apparate des Staates, 
dem beim Vertuschen des Klassenbewusstseins grosse Bedeutung zukommt. 
Es geht nicht um eine auf Sand gebaute "kommunistische Infiltration' 
der Gewerkschaften, sondern um den Widerspruch zwischen der Gewerk- 
schaftsspitze und der politisch-ökonomischen Realitäten der organi- 
sierten und nicht organisierten Arbeiter und Arbeiterinnen. Aus der 
Krise des Imperialismus kann nur das Bewusstsein der Arbeiter und 
Arbeiterinnen den Ausweg zeigen. Solange dieses Bewusstsein nicht 

da ist, bleibt die Krise permanent, wiederholt sie sich. Damit ist 
die einzigartige Funktion, die das Klassenbewusstsein hat, bestimmt, 
eben weil sich die Arbeiter als Klasse unmöglich befreien können 
ohne die Klassengesellschaft insgesamt abzuschaffen. Ueber die poli- 
tischen Realitäten hier, der Verschleierung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft, der Täuschung der anderen Klassen durch die Minoritäts- 
herrschaft der Bourgoisie und den antiimperialistischen Kämpfen im 
Trikont, muss den Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen klar und be- 
wusst gemacht werden, dass, wenn sie ihre Arbeit etc. behalten wol- 


len, sie die Staatsmacht ergreifen müssen 


Klassenkampf heisst den GEET isolierten, rein defen- 
siven wirtschaftlichen Kampf mit dem politischen Kampf zusammen- 
zubringen, um so den Widerspruch zwischen unmittelbaren Interessen 
und dem Ziel der Machtübernahme aufzulösen. Es ist der ideologische 
und politische Kampf um das Bewusstsein, um Verhüllung oder Auf- 
decken des Klassencharakters der Gesellschaft. 

Die gegenwärtige 'Sozialpartnerschaft' und der Klassenfriede in der 
Schweiz sind nur aus dem momentanen Entwicklungsstadium des Kapita- 
lismus, dem Imperialismus zu erklären. Der enorme Reichtum, der 

hier gestapelt ist (und den 'Klassenfrieden' erst ermöglicht), 

wurde nicht nur von den in- und ausländischen Arbeiter und Arbeiter- 
innen geschaffen, sondern auch auf Kosten der Völker im Trikont dort 
erbeutet. Solange dem Imperialismus hier der Rücken freigehalten 
wird, solange vermag er weiter Reichtum zu erbeuten und hier die 
Arbeiterklasse mit Privilegien ruhig zu halten. Und solange es der 
Gewerkschaftsspitze gelingt, die Klassenkämpfe zu verhindern, so- 
lange ist der Imperialismus durch die Befreiungsbewegungen im Tri- 
kont nicht zu besiegen. Klassenkampf hier heisst immer proletari- 
scher Internationalismus - Antiimperialismus! 


Es wäre verhängnisvoll, die Weite des Weges, die die Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen ideologisch zurückzulegen haben, zu unter- 
schätzen. Es wäre aber ebenfalls verhängnisvoll, die Kräfte zu über- 
sehen, die in Richtung ideologischer Ueberwindung des Kapitalismus 
in der Arbeiter- und anderen Bewegungen tätig sind! 


KLASSENKAMPF STATT ARBEITSFRIEDE! 
"SOLIDARITAET IM ANTIIMPERIALISTISCHEN KAMPF! 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen 


Ich überbringe solidarische Grüsse im Namen der albanischen 
Arbeiter aus Kosova, der albanischen Provinz in Süd-Jugoslawien, 
anlässlich des ersten Mai - dem internationalen Tag des Arbeiter- 
kampfes und der internationalen Solidarität der Proletarier aller 
Länder! i 


Wir Arbeiter aus Jugoslawien, die mit Ihnen heute gemeinsam de- 
monstrieren, sind zahlreich hier in der Schweiz. Uns hat das 
Elend und die Arbeitslosigkeit hierher getrieben, um weit weg 
von der Heimat und unseren Familien mit schwerer Arbeit das Brot 
unserer Familien zu verdienen. Besonders uns albanischen Arbei- 
tern aus Kosova, dem "ärmsten Haus Europas", wurde es unmöglich 
in dem Elend von Kosova weiter zu leben, ohne jede Arbeit und 
Unterstützung. 


Zur Zeit gibt es in Jugoslawien mehr als 1,5 Millionen Arbeits- 
lose, wobei die albanische Bevölkerung die höchste Arbeitslosen- 
quote im Lande hat. Nur jeder 15-te Albaner ist beschäftigt. 

Für die Frauen gibt es noch weniger Arbeit. Die Beschäftigten 
bekommen niedrige Löhne, die nicht zum Ueberleben ausreichen. 
Sie betragen durchschnittlich 150.- SFr. 


Ueber eine Million Arbeiter aus Jugoslawien müssen im westlichen 
Ausland arbeiten. Allein hier in der Schweiz sind 40'000 albani- 
sche Arbeiter. Die meisten sind als Saison-Arbeiter beschäftigt. 
Die Hoffnung, bald in Jugoslawien Arbeit zu finden, sieht düster 
aus. Die Wirtschaftskrise verschlimmert sich immer weiter, die 
Inflationsrate steigt ständig.Jetzt liegt sie bei weit über 100 
Prozent. Die Verschuldung des Landes lag vor 6 Jahren offiziell 
bei weit über 20 Milliarden US-Dollar. Bis heute wurden 17 Mil- 
liarden der Zinsen zurückbezahlt. Der Schuldenberg ist geblieben. 
Cirka 500'000 Beschäftigte werden demnächst durch die von der 
jugoslawischen Regierung betriebene Wirtschaftspolitik, die teil- 
weise von der internationalen Finanzoligarchie aufgezwungen wird, 
arbeitslos. 


Ende Februar ordnete die jugoslawische Regierung an, die Löhne 
zwischen 30 und 50 Prozent zu senken. Dies verursachte die gröss- 
ten Streiks in der Nachkriegs-Geschichte Jugoslawiens. 


Die allgemeine Krise in Jugoslawien wird auch durch die politi- 
sche Krise vertieft. Die falsch gelöste nationale Frage wird 
immer aktueller. Die reaktionären Kräfte, vorallem die Grosser- 
ben, nutzen dies aus, um die Völker Jugoslawiens, vorallem die 
serbische Bevölkerung gegen die albanische, aufzuhetzen. Sie wol- 
len dadurch eigene hegemone Positionen weiter ausbauen. Die al- 
banische Bevölkerung Kosovas wehrt sich. Seit den grossen Demon- 
strationen von 1981 fordert sie den Republikstatus für Kosova, 

um sich von dem serbischen Kolonialismus zu befreien. Dem albani- 
schen Volk steht das Recht auf eine eigene Republik (Bundesland) 
zu, wie es die anderen sechs Volksgruppen in Jugoslawien schon 
haben. Die Albaner sind zahlenmässig die drittstärkste Volksgrup- 
pe in Jugoslawien. Die jugoslawische Verfassung garantiert uns 
die gleichen Rechte wie anderen Volksgruppen. 
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Für diese gerechte, demokratische Forderung - Republik von 

Kosova - bringt das albanische Volk seit mehr als 6 Jahren gros- 
se Opfer. Mehrere Albaner und Albanerinnen wurden an Demonstra- 
tionen von Militär und der Polizei erschossen. Mehr als 15'000 
wurden verhaftet und zu hohen Gefängnisstrafen verurteilt. Viele 
von ihnen haben die schlimmen Folterungen in den Untersuchungs- 
gefängnissen nicht überlebt. Mehr als 1'000 Lehrer und Professo- 
ren wurden entlassen und haben Berufsverbot bekommen. Ueber 1'000 
Schüler und Studenten bekammen Schul- bzw. Studiumverbot. Mehr 
als 10'000 Albaner und Albanerinnen suchten im westlichen Aus- 
land politischen Schutz, da sie in Jugoslawien ihres Lebens nicht 
mehr sicher waren. Aber hier erwartete sie ein noch schwereres 
Leben, da in mehreren Ländern, so wie hier in der Schweiz, die 
Asylgesetze verschärft wurden. 


Kolleginnen und Kollegen, 

ich weiss, dass hier der Eindruck entstehen kann, dass dies nicht 
das Thema des heutigen Tages ist. Aber wir sind der Meinung, es 
muss über die Ursache, welche uns zwingt hier zu sein, berichtet 
werden. Es muss auch über das,was uns bedrückt, berichtet werden, 
sonst werden wir es schwer haben, eine gemeinsame Sprache zu fin- 
den. 


Wir müssen die bittere Wahrheit erkennen, dass wir Arbeiter all- 
gemein nicht die notwendigste Arbeiter-Solidarität aufbringen. 
Wo liegt die Schuld hierfür? - müssen wir uns gemeinsam fragen 
und diese Frage auch gemeinsam beantworten. 


Diese bittere Lage ermöglicht den Kapitalisten, vorallem die 
Saison-Arbeiter wie Sklaven zu behandeln. Unter dem Druck des 
Elends und der hohen Arbeitslosigkeit in der Heimat müssen die 
Saison-Arbeiter dies dulden,weil ihnen sonst die "heiligen" Ga- 
rantien für die nächste Saison von den Kapitalisten nicht ausge- 
stellt werden, das heisst sie verlieren ihren Arbeitsplatz und 
dürfen nicht in die Schweiz zurückkommen. 


Es ist doch Tatsache, dass wir ausländischen Arbeiter die Schweiz 
mit aufbauen. Trotzdem gelingt es bestimmten schwarzen Kreisen 
einen Teil der einheimischen Bevölkerung gegen uns aufzuhetzen. 
Ist dies menschlich? Natürlich nicht! Wir malochen und malochen, 
bis wir nicht mehr können. Als Gegenleistung bekommen wir die 
niedrigsten Löhne und den Ausländer-Hass zu spüren. 


Für uns albanische Arbeiter kommt noch die diskriminierende Tä- 
tigkeit der jugoslawischen, diplomatischen Vertretungen dazu, 
die, statt uns zu helfen, uns noch mehr Schwierigkeiten machen, 
angefangen von nicht Verlängerung der Reisepässe bis zur Bespit- 
zelung. Darüber wurde hier öfter in den Zeitungen berichtet. 
Fuhren wir im Urlaub nach Hause, wurden wir daraufhin verhaftet. 
Auch die Teilnahme an dieser Damonstration wird in Jugoslawien’ 
bestraft. 
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Kolleginnen und Kollegen, 

mag sein, dass diese Rede radikal erscheint, aber dies ist die 
bittere Wahrheit. Wir Arbeiter müssen konkret und schnell han-. 
deln, um unsere Arbeitersolidarität zu stärken; unsere Reihen 
enger zu schliessen, um die erkämpften Rechte zu verteidigen. 
Wir müssen die uns weiter zustehenden Rechte erkämpfen. Wir dür- 
fen unser Schicksal und unsere Zukunft nicht den Profitsüchtigen 


überlassen. 
- Es lebe die Arbeiterklasse |! 


- Es lebe der 1. Mai ! 
- Hoch die internationale Solidarität ! 


LEVIZJA POPULLORE PER REPUBLIKEH E KOSOVES + 
MARKSIST LENINISTET E KOSOVES 
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GEGEN DIE KAPITALISTISCHE RESTRUKTURIERUNG: ` KLASSENKAMPF! 


1986 baute die BBC 1500 Arbeitsplätze ab. Die Gewerkschaftsbonzen gaben sich 'besorgt'. 
Solidarität und Widerstand konnten nicht entstehen, weil jeder und jede hoffte, nicht 
unter den Betroffenen zu sein. Als 1987 die BBC mit der ASEA fusionierten, nannten dies 
die Gewerkschaftsbonzen einen 'gangbaren Weg'. Nun die Ankündigung, dass 2500 Stellen 
"eliminiert werden. Doch damit nicht genung! Was die Zeitungen nämlich nicht schrieben, 
war, dass die ABB - Chefs mit weiteren Entlassungen drohten, falls die vorgenommene 
Restrukturierung nicht zum 'Erfolg' führt. 

während der gleichen Zeit kam es in der Textilindustrie zu über 600 Entlassungen, jeden 
Tag lesen wir von Betriebsschliessungen, 'Abspeckungsmassnahmen' wie nun auch wieder 
bei Maag. Falls Werner K. Rey bei Sulzer Verwaltungsratspräsident wird, steht sicher 
auch dort ein Abbau von Arbeitsplätzen vor der Tür. Und wer die Auslandnachrichten 
hört, erfährt von der angedrohten Entlassung von 5000 Stahlarbeitern in Rheinhausen, 
von Entlassungen in Spanien, den zu erwartenden Entlassungen in Mannheim usw.. 

Der Arbeitsplatzabbau bei der ABB hat wenig mit den 'Fehlern' der Konzernleitung, 

viel hingegen mit der Logik des Kapitalismus zu tun. Im verschärften Kampf um die 
Aufteilung der Weltmärkte wollen auch die Schweizer Bonzen konkurrenzfähig bleiben. 
Sie investieren nur noch in Rationalisierungsprozesse - Arbeit wird durch Kapital 
ersetzt, somit werden Arbeitsplätze vernichtet. Der riesige Reichtum den die 
Arbeiter/innen geschaffen haben (John Brown konnte sich vom Profit Bilder im Auktions- 


wert von hunderten von Millionen kaufen) wird für sie zur Quelle neuer Armut. 


"wir haben uns zu lange 


im Wohlstand gesonnt." 
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Die Produktion wird nicht eingeschränkt weil die Bedürfnisse der Menschen befriedigt 
sind, sondern weil das Sinken der Profitrate die Kapitalisten zwingt, nicht nur 
Betriebe zu schliessen und Arbeiter/innen zu entlassen, eben auch zu Rationalisieren 


um Personalkosten einzusparen. Kein Wort davon, dass Unternehmungskrisen keine 


Krisen der Kapitaleigner sind, sondern durch den Zwang zur Steigerung der Rentabilität 


hervorgerufen werden. Gleichzeitig mit dem Stellenabbau werden den Herren Schmidheiny & Co 
6% Dividenden ausbezahlt! 

Restrukturierung ist Klassenkampf von Oben! 

Die Gewerkschaftsbonzen stellen dieser Kampfansage "vermehrte Mitsprache und Kontrolle 

bei Fusionen! entgegen! Dass dies leere Augenwischereien sind, haben die Tatsachen 
genügend bewiesen. Leutwiler & Co. lassen sich bestimmt nicht kontrollieren, und 


‚Mitbestimmung gibt's höchstens bei den Sozialplänen. 


Forderungen an die Herrschenden zu stellen, heisst die Ursachen der ganzen Entlassungen 
- den Kapitalismus - zu akzeptieren. 

Die Gewerkschaftsbönzen sind nicht die Verbündeten der Arbeiter/innen, sondern ein 
Instrument der Unternehmer. Sie sollen die Arbeiter/innen 'bei Laune! halten und 

bei der Verteilung der Gelder aus den Sozialfonds behilflich sein. Gelder, die sowieso 
von den Arbeiter/innen und Emigrant/innen hier, sowie auch von den Menschen, die bei 
Schweizer Multis in der sogenannten dritten Welt angestellt sind, erarbeitet wurden. 


Widerstand soll abgeblockt werden, dabei stellen sich die Gewerkschaftsbonzen 

schützend vor die Unternehmer. Nur dies kann auch erklären, warum die Demo nicht 

auf einen Arbeitstag angekündigt wurde,und auch erst dann, wenn die Wut der 
Arbeiter/innen schon am verrauchen ist. Begründet wird dies mit der Resignation und 

dem Schrecken unmittelbar nach Ankündigung der Entlassungen. In Tat und Wahrheit 
wollten die Gewerkschaftsbonzen die Arbeiter/innen vor der Demo mit den Sozialplänen 
befrieden, damit ja kein Klassenkampf von unten entstehen kann! 

In Mannheim, Rheinhausen, Lecco usw. leisten die Arbeiter/innen klassenkämpferischen 
Widerstand, wohlwissend, dass die Gelder für die Sozialpläne auch einmal zu Ende sind.... 


Demonstrieren wir am 1.Mai im revolutionären Block in Zürich auch gegen 


die kapitalistische Restrukturierung und gegen die Reformisten, die sie 


uns verkaufen sollen! 


KLASSENKAMPF GEGEN ARBEITSFRIEDEN UND 


REFORMISTISCHE ABLENKUNGSMANOEVER! 
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WOZ-Artikel zum 1. MAI 
(gekürzt erschienen) 


KLASSENKAMPF GEGEN ARBEITSFRIEDEN 


Um gegen die reformistische Politik der Gewerkschaften, insbeson- 
dere gegen den Arbeitsfrieden und für den proletarischen Interna- 
tionalismus zu demonstrieren, riefen in- und ausländische Organi- 
sationen und Gruppen zu einem separaten Block und zu einer Nach- 
demonstration am 1. Mai auf. Ueber 1'000 Menschen schlossen sich 
diesem Demonstrationszug an. An der anschliessenden Kundgebung 
des Gewerkschaftskartells und des 1.Mai-Komitees war ein nicht 
geringer Teil der auf dem Platz Anwesenden nicht mehr bereit, 
sich die üblichen, für den 1. Mai auf kämpferisch getrimmten Re- 
den der Gewerkschaftsfunktionäre anzuhören. Dieser Unmut ist das 
Produkt von der jahrzehntelangen Entpolitisierung des 1. Mai 
durch die Reformisten und Revisionisten. Mit Parolen wie 
"Klassenkampf statt Arbeitsfrieden" wurden die Gewerkschafter 
Bitterli und Schäppi unterbrochen. An dieser Stelle sei vermerkt, 
dass es sich bei den RuferInnen - entgegen der nicht nur von der 
bürgerlichen Presse verbreiteten Darstellung - nicht nur um "ein 
paar militante Jugendliche”, sondern auch um nicht wenige auslän- 
dische ArbeiterInnen gehandelt hat, die damit ihren Unmut über 
die Politik der Gewerkschaften zum Ausdruck brachten. Die eher 
ablehende Haltung des Gewerkschafters Schäppi zum Friedensabkom- 
men war und ist den beteiligten Gruppen nicht unbekannt. Nur, 
wenn es ihm mit seiner Ablehnung wirklich ernst ist, so müsste er 
es konsequenterweise verweigern, die 1. Mai-Kundgebung zusammen 
mit dem SMUV-Redner Oreste Vezzoni durchzuführen. Genauso unver- 
ständlich ist auch das Verhalten der Vertreterin der POCH, Zita 
Küng, welche in dieser brenzligen Situation in die Bresche des 
angekündigten SMUV-Redners sprang. Es liegt uns wirlich fern, 
linke Gewerkschafter oder die POCH unkritisch mit dem SMUV zusam- 
men in einen Topf zu werfen. Wie grundsätzlich allerdings ihre 
Kritik am Arbeitsfrieden ist, das wird sich nicht zuletzt in ih- 
ren Aktivitäten zur Verhinderung der Jubelfeier des SMUVS und der 
Unternehmer vom 4. September zeigen. 

Mit nachfolgend abgedruckter Rede haben wir am 1. Mai auf dem 
Helvetiaplatz unsere Position dargelegt und zur Nachdemo mobili- 
siert, an der wiederum um die 1'000 Menschen teilnahmen. 


"wir haben für einen Block gegen die klassenverräterische Politik 
der Gewerkschaftsbonzen und gegen die reformistischen Parteien, 
die die Politik des Arbeitsfriedens unterstützen, mobilisiert. 

Das 50-jährige Jubiläum dieses Abkommens feiern die Gewerk- 
schaftsbosse und Kapitalisten gemeinsam und sie führen mit ver- 
einten Kräften eine Kampagne, um ihr Modell zur Wahrung des Ar- 
beitsfriedens, dem "Instrument der friedlichen Konfliktlösung" 
zwischen Ausbeutern und Ausgebeuteten als einzig mögliche Form 
der Auseinandersetzung zwischen den Klassen in: die Köpfe einzu- 
trichtern und weiterhin durchsetzen zu können. Höhepunkt dieser 
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Kampagnge ist ein riesiges Fest - notabene im Kongresshaus - am 
4. September. Selbstverständlich darf an so einem Anlass auch ein 
Vertreter der Regierung nicht fehlen. Die Gewerkschaftsbonzen und 
Kapitalisten haben denn auch Bundesrat Delamuraz als Ehrengast 
eingeladen. 

Der Anlass zu dieser Riesenfete ist, dass es ihnen vor 50 Jahren, 
also 1937, "unter schwierigen wirtschaftlichen und politischen 
Umständen" gelang, ein Modell durchzusetzen, das "ein Ausbrechen 
von Arbeitskämpfen" verhindern kann. Die "schwierigen Umstände" 
hiessen damals in Europa konkret: Hochrüstung, Kriegsvorberei- 
tung, spanischer Bürgerkrieg, kurz, das Vorfeld des 2. imperiali- 
stischen Weltkrieges. In Italien und Deutschland wurden zu dieser. 
Zeit grosse Teile der organisierten Arbeiterklasse in KZ's und 
Gefängnisse gesteckt. Hier in der Schweiz fand die kriegstreiben- 
de nationale und internationale Bourgeoisie - nicht zuletzt dank 
dem Arbeitsfrieden - ein ruhiges Hinterland vor. 


Damals wie heute stellte also die innere Ruhe ein wichtiger 
"Rohstoff" für die Schweiz dar, damals wie heute profitierte die 
schweizerische Bourgeoisie von den Kriegen der imperialistischen 
Mächte. Es ist wohl nicht zufällig, dass in einer Zeit, wo die 
Reallöhne sinken, Produktionsstätten umgelagert werden, die Kurz- 
arbeit und die Arbeitslosigkeit zunehmen, sie ihr "Modell zur 
Verhinderung des Ausbrechens von Arbeitskämpfen" nicht nur fei- 
ern, sondern mit allen Mitteln versuchen, die ArbeiterInnen und 
Angestellten ideologisch auf ihr Konzept zu konditionieren und so 
ihr Entpolitisierungsprojekt durchzusetzen. 


Der enorme Reichtum, der in diesem Land gestapelt ist (und letzt- 
endlich den Arbeitsfrieden erst ermöglicht) ist aber nicht nur 
von den in- und ausländischen Arbeitern und Arbeiterinnen ge- 
schaffen worden, sondern resultiert auch aus der Ausbeutung der 
Völker des Trikonts. Solange der Imperialismus hier freie Hand 
hat, solange kann er weiter Reichtum erbeuten und die Lohnabhän- 
gigen mit Privilegien ruhig halten. Solange die Gewerkschafts- 
spitzen alles unternehmen, Klassenkämpfe hier zu unterdrücken, 
solange kann der Imperialismus von den Befreiungsbewegungen im 
Trikont nicht besiegt werden. Deshalb: 


Klassenkampf hier muss auch immer heissen: Proletarischer Inter- 
nationalismus - Antiimperialismus. 


KLASSENKAMPF GEGEN ARBEITSFRIEDEN 

VERHINDERN WIR DIE JUBELFEIER VOM 4. SEPTEMBER 
SOLIDARITAET IM ANTIIMPERIALISTISCHEN KAMPF 
FUER DEN PROLETARISCHEN INTERNATIONALISMUS 


KGI, Jobbergruppe Wilde Katze, Asylkomitee, Antiimperialistische 
Gruppen Zürich 
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‚ Telefon: 01/2417170 
Telefax: 01/241 7242 
- Postcheck: 80-2772-7. 


Sozialdemokratische Part 
- des Kantons Züric 


Anhang Nr. 7 


Liebes CR LE 


. Bevor die 1. Mai-Vorbereitungen 293: See, ‚möchten wir SP-Fräuen ı von n Stadt und 
Kanton Zürich einige Anregungen einfliessen lassen, die uns wichtig an 


Nach dem letztjährigen I Mai v waren etliche von uns aus folgenden Gründen unzufrieden 
und verärgert: | | 


— während des Unan fühlten wir uns oft bedahe 
(verschiedene ausländische Gruppen ` waren aggressiv und teilweise 
Pa 


- unserer Ansicht nach herrschte an der ganzen Demo GER der Kundgebung ein Klima S 
der Intoleranz anstatt der Solidarität: -. 

- (Beispiele: die obengenannte Agressivität. Soe gestört hat uns aber, dass . 
die 1. Mai-ReferentInnen bei der Schlusskundgebung massiven Störungen 
durch ausländische politische Gruppierungen ausgesetzt waren (Singen 
‚politischer Kampflieder, Tanz und megaphonverstärkte Parolen auf dem 

` Helvetiaplatz). Sie wurden schlicht und einfach übertönt. Wir empfanden es als | 

` fehlende Toleranz und Fairness und als egoistische Selbstdarstellung dieser 
Gruppen, die RednerInnen sowie die SERIA so zu stören) 


- es Sep (und ai ist gewiss nicht neu) generell wenig Lent und insbesondere wenig. | 
~ -Arbeiterinnen und Arbeiter - sowohl als TeilnehmerInnen als auch als ; 
‚ZuschauerInnen - und diejenigen, die dabeiwaren gehören einem gewissen links- 
intellektuellen Insider-Kreis an. Otto N ormalbürger kann nicht a den 1. Mai 
mobilisiert werden! 
(Wer mit dem ON. an der 1 Mai-Demo teilnehmen oder RU, will, muss , 
frühmorgens in die Stadt fahren und sich dann noch zwei Stunden irgendwo 
um die Ohren schlagen. Dies macht nur ein bestimmter Kreis von Leuten, die - 
` man jedes Jahr wiedersieht. Oftmals ist für diese der Grund zur Teilnahme 
- nicht mehr wie früher ein thematisches Engagement, sondern der Wunsch, 
Gleichgesinnte wieder zu treffen. Unseres Erachtens hat der 1. Mai - sogar bei 
` den wenigen TeilnehmerInnen! - seine ursprüngliche politische Bedeutung 
verloren. Auch ist das Kasernenareal ein Ort, der bei vielen negativ vorbelastet 
oder schlicht unbekannt ist. Wir glauben auch, dass die Gewaltiätigkeiten viele 
Leute abschrecken, am 1. Mai teilzunehmen). ` 


Mit en Worten: was soll der 1. Mai so noch? . 


Wir möchten Euch gern einige Anregungen h hierzu ‚geben und EE uns freuen, wenn 
sie auf offene Ohren stossen: / 


- ` Könnte der 1. Mai auch Sal) ganz anders ablaufen? Z.B. so: am a Nachmittag. ein 
Sternmarsch aus den Quartieren ins Zentrum mit Treffpunkt + Volksfest auf dem 
“Bürkliplatz. Der neue Zeitpunkt, ein anderer Ort und eine andere Form könnten 
. ‘vielleicht Mile Leute anregen, auch zu kommen. S 
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- gibt es Möglichkeiten, die obengenannte Aggressivität und die Störungen zu 
` verhindern oder zumindest einzugrenzen? Ist es Euch möglich, dies bei den 
betreffenden Gruppierungen zu'thematisieren (habt Ihr Kontakte?)? Würde die 
Veröffentlichung einer Art "Ehrenkodex" (keine Gewalt, gegenseitiges Zuhören etc.) 
etwas nützen? > T E Ee a 90 UU 


- Würde eine Reduktion auf 1-2 aktuelle, die BEE betreffende 


Themenschwerpunkte mehr Arbeiterinnen und Arbeiter auf die Strasse bringen? 


‚ _ (Anstatt jedes Jahr wieder für alle sozialistischen und antiimperialistischen Anliegen. 
. zu werben) AE "oh * à e 


- Esistuns ein Anliegen, dass der 1. Mai weiterbesteht. Ebenso sind wir überzeugt, dass es 
- an der Zeit ist, die Form zu überdenken und Aenderungen ins Auge zu fassen. Wir sind 


uns bewusst, dass es in unseren Kreisen ein Tabu ist, AusländerInnen zu kritisieren. Da es 
aber in diesem Fall den Tatsachen entspricht, nennen wir das Geschehene beim Namen. >= 


- Der 1. Mai ist uns zu wichtig! ` 


Wir sind gespannt auf Eure Stellungnahme - noch gespahnter sind wir hingegen auf den 


I. Mai 1993! — . 


Viel Spass bei der Arbeit 


. Für das Frauenteam ` 


Margrit Lüscher Claudia Balocco 


Anhang Nr. 8 


SOLIPARITÄT HIT DEN POLITISCHEW GEFANGENEN 


Il proletariato non si e pentito 


Das Proletariat ist nicht reuemütig ! Unter diesem Titel publi- 
zierte vor einiger Zeit eine italienische Genossin verschiedenste 
Texte in Buchform gegen Abschwörung und Verrat. Die Ablehnung der 
Dissozierungsprojekte bleibt allerdings in Italien nicht ohne 
Folgen. Seit längerer Zeit führen die italienische Justiz und Re- 
gierung eine massive Kriminalisierungskampagne gegen all die Ge- 
nossinnen und Genossen, die dieses Projekt in all seinen Schat- 
tierungen (von Curcio über Faranda/Mourcci bis hin zu den Ex- 
Genossen der Prima Linea) bekämpfen. Die Kampagne des Staates 
richtet sich insbesondere auch gegen die Mitglieder der "nationa- 
len Koordination der Komitees gegen die Repression", die in ihrem 
Organ, dem "Bolletino", allen kämpfenden (d.h. natürlich nicht 
dissozierten, d.h. abgeschworenen) Gefangenen eine Plattform für 
die politische Debatte bieten. Diese GenossInnen entwickeln so 
eine revolutionäre Perspektive gegen die Projekte der Bourgeo- 
isie. 


Seit Beginn dieses Jahres läuft in Italien (und gegen italieni- 
sche GenossInnen im Ausland) eine massive Repressionswelle. Hun- 
derte von Hausdurchsuchungen, Einvernahmen und zwischen 40-50 
Verhaftungen sind das bisherige Resultat dieser Offensive, deren 
Ende nicht abzusehen ist. Die Verhaftung wird in der Regel mit 

Verdacht auf "Kontakte mit Subversiven Kreisen" begründet. 
Dieser Verdacht stützt sich dann jeweils auf den Kontakt mit 
nicht-dissozierten Gefangenen, auf das Verfassen von Artikeln in 
legalen Zeitungen, klandestines Verhalten (d.h. den unerhörten 
Versuch, Obsbullen abzuschütteln und Massnahmen gegen die Tele- 
fonabhörerei zu treffen). Wenn die Bullen bei den meisten der 
Verhafteten auch überhaupt nichts gefunden haben, so spielt dies 
keine Rolle. Lapidar wird dann z.B. im Rapport, es sei völlig un- 
wichtig, ob Waffen gefunden worden seien oder nicht, es sei näm- 
lich davon auszugehen, dass die Angeklagten über Waffen verfügen 


könnten. Oder, es sei nicht der. Punkt, ob schon eine 
terroristische Vereinigung gegründet worden ist oder nicht, viel 
wesentlicher sei es, dieser Gründung mit der Verhaftung zuvorzu- 


kommen. Erst vor 10 Tagen wurden mit dieser Argumentationslinie 
in Rom acht GenossInnen verhaftet. 


Weshalb dieser massive Angriff gegen die revolutionäre Linke in 
Italien? 


Nach der Befreiung des entführten NATO-Generals Dozier reagierte 
der italienische Staat mit physischer Folter, militärischer Ab- 
riegelung ganzer Stadtteile (in Zusammenarbeit mit der US-Armee) 
und Massenverhaftungen. Eine wichtige Stütze in diesem Angriff 
gegen die italienische revolutionäre Linke waren die sog. Penti- 
tis, d.h. die Verräter, die offen mit dem Staatsapparat zusammen- 
arbeiteten und zahlreiche GenossInnen denunzierten. Nicht zu un- 
recht werden daher die Pentitis als die militärischen Berater der 
Bullen bezeichnet. 


Die seit 1977 in ganz Italien errichteten Superknäste ermöglich- 


ten eine absolute Differenzierung in der Behandlung der Gefange- 
nen. Die Palette reicht von den Rollkommandos über die wissen- 
schaftlich eingesetzte Isolation, von den homogenen Bereichen für 
Dissozierte bis hin zu Sonderknästen für Verräter. Diese Situati- 
on dient der Abschwörungskampagne sozusagen als Fundament. Spe- 
zielle Gesetze wurden geschaffen, die den Bruch mit der revolu- 
tionären Bewegung, die Ablehnung der Gewalt als politisches Mit- 


"tel mit Strafreduktionen belohnten (Abschwörungsgesetz). Der 


Staat kommt aber auch all denen entgegen, die seine Institutio- 
nen, seine Gerichtsurteile und Wiedereingliederungsmassnahmen un- 
terstützen, akzeptieren oder sich zumindest nicht offen dagegen 
wehren (Legge Gozzini). Diese Gesetze bedeuten auf der anderen 
Seite natürlich eine Verschärfung der Haftbedingungen für all die 
Gefangenen, die nicht bereit sind, sich von ihrer Politik loszu- 
sagen. Sind die Pentitis die militärischen Berater der Bullen, so 
hat die Bourgeoisie ihre politischen Berater in den Dissozierten 
gefunden! 


Heute, nach einer langen Phase der Reflektion und Auseinanderset- 
zung ist die revolutionäre Linke in Italien daran, sich neu zu 
formieren und zu organisieren. Die Bourgeoisie versucht deshalb 
mit allen Mitteln, diese Ansätze zu zerschlagen. 

Eine Offensive, die sich nicht nur gegen die revolutionären Kräf- 
te, sondern gegen die gesamte Arbeiterklasse richtet. Nur am Ran- 
de sei hier der Versuch vermerkt, das Streikrecht abzuschaffen 
und ein Modell des Arbeitsfriedens zu institutionalisieren. 


Unsere Solidarität gilt revolutionären Genossinnen und Genossen. 
Wer die Projekte der Dissozierung - und dazu gehören die Filme 
der Ex-Genossen der Prima Linea - unterstützt, bekämpft ganz 


direkt und konkret die revolutionäre Bewegung in Italien ! 


"Du bist ein Opfer der herrschenden Ideen jener Klasse, die dich 
vorgestern ausgebeutet hat, die du gestern bekämpft hast. Doch 
nicht bis ins letzte und nicht in dir selbst. Heute dienst du ih- 
nen wie ein verdummter Zombie, dem sie das Bewusstsein geraubt 
und vertauscht haben. Eine Klasse, die dich abgebaut, zer- 
stückelt, gespaltet und geteilt hat und heute eine volle und ar- 
tikulierte Herrschaft über dich hat." (Il colletivo dei prigio- 
nieri communisti delle brigate rosse, Palmi 1981). 


KGI 
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Anhang Nr. 9 


Einleitung der INTERNATIONALEN DEBATTE zum Volkskrieg in Peru (1988) 


Anstelle eines Vorwortes: Gedanken zum 


“Internationalismus 


"Ein Kommunist ist ein internationaler Marxist, der 
Marxismus aber muss seine nationale Form erhalten, 
bevor er in Praxis umgesetzt werden kann. Es gibt 
keinen abstrakten Marxismus, der Marxismus muss 
konkret sein ... 

Der Inhalt des Internationalismus von seiner nationalen 
Form zu trennen, ist kennzeichnend für die Leute, die 
den Internationalismus überhaupt nicht verstehen. 


(Mao 1938) 


Die Genossen der RAF sagten dazu, dass "angesichts 
der globalen Strategie des Imperialismus die Per- 
spektive nationaler Kämpfe international sein muss ...”. 


Als die Texte zum Volkskrieg in Peru 
zusammengestellt wurden, stellte sich einmal 
mehr die Frage, von welchen theoretischen 
Ansätzen aus der proletarische 
Internationalismus in welche Praxis umgesetzt 
werden soll? Eine Frage die sich heute viele 
Revolutionäre in Europa stellen. 


Internationalismus ist hier zu oft die Wahl eines 
Ersatzsubjektes dort, wo die Fronten zwischen 
den Klassen klarer erscheinen, wo die Formen 
imperialistischer Herrschaft die Revolution 
erzwingen. Dieses Ersatzsubjekt wird mit allen 
Konsequenzen gewählt, das heisst Solidarität 
mit Befreiungsbewegungen aber keinen eigenen 
Klassenstandpunkt. Die fatale "Trotzalledem- 
Doktrin" erzeugt permanent die Vorstellung, 
dass man und frau sich sinnvoller dort en- 
gagiert, wo sich revolutionäre Prozesse gerade 
abspielen, statt hier wo das 'eigene' Proletariat 
kaum eine klassenkämpferische Perspektive zu 
haben scheint. Internationalismus bedeutet aber 
in erster Linie Bruch mit der eigenen imperiali- 
stischen Regierung, bedeutet revolutionären 
Kampf gegen diesen Staat, bedeutet seinen 
Sturz. Gerade wir in der Schweiz befinden uns 
in günstigen Verhältnissen inbezug auf die 
Kenntnis der Vorgänge in der internationalen 
revolutionären Bewegung und soliten nicht 
weiter passiv abwarten, wie sich die re- 
volutionären Kämpfe entwickeln, sondern den 
weltweit stattfindenden Klassenkampf wieder 
zur Basis der eigenen Diskussion und Praxis 


machen. Nur die Rückgewinnung eines 
Klassenstandpunktes macht es möglich, eine 
politische Position zu erlangen, die den 
Imperialismus als Ganzes angreift. Der Kampf 
für die Eroberung der politischen Macht und die 
Errichtung der Diktatur des Proletariats im 
eigenen Land soll aber nicht alternativ zur 
Bekämpfung vor allem des US-Imperialismus 
stehen. 


Aus der Sicht einer materialistischen 
Auffassung der Geschichte ist es die 
Oekonomie, die die komplexe soziale 


Entwicklung bedingt. Nicht das Bewusstsein 
der Menschen erzeugt die Revolution, sondern 
die sich verschärfenden Widersprüche des 
materiellen Lebens, der Konflikt zwischen den 
Produktivkräften und den 
Produktionsverhältnissen. Es wäre aber falsch 
von dem abzuleiten, dass der dramatische 
Rückgang des Klassenbewusstseins hier nur 
durch die Beteiligung der Arbeiteraristokratie 
an den im Trikont erbeuteten Extraprofiten 
bedingt sei. Es gibt einen bewusst handelnden 
Staat, der sowohl reformistische 
Gewerkschaften als auch repressive Auf- 
standsbekämpfung einsetzt. Damit steht 
zugleich fest, dass ebenso bewusst handelnde 
Revolutionäre einiges zur elementaren 
Bewusstseinsform einer internationalistischen 
politischen Position beitragen können und sich 
nicht opportunistisch dem reaktionären, vom 
Kapital bestimmten Massenbewusstsein 
anbiedern müssen. 


Im Imperialismus kann nicht mehr von in 
nationalen Grenzen geschlossenen 
kapitalistischen Gesellschaften gesprochen 
werden, weil das Kapital eine, allerdings in sich 
widersprüchliche, Weltgesellschaft erzeugt hat. 
Die Internationalisierung des Kapitals und daher 
die Internationalisierung der Revolution ist 
Ergebnis des monopolistischen Stadiums des 
Kapitals. Das Ueberleben des Imperialismus 
hängt von jedem seiner einzelnen Teile ab. In 
der ganzen Welt sind seine Rohstoffquellen, 
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seine Verwertungsgebiete, seine militärischen 
und politischen Einflussgebiete, durch vielfältige 
militärische, ` politische und ökonomische 
Transmissionsriemen verbunden. Jede Nieder- 
` lage, die er an einem Punkt des Netzes erleidet, 
erschüttert das ganze System. 

Die Aufgabe der Revolutionäre in der 
unterdrückenden, imperialistischen Nation ist 
es, zusammen mit den Revolutionären der 
ausgebeuteten Nation, den antiimperialistischen 
Kampf für die nationale Befreiung zu führen. In 
diesem nationalen Befreiungskampf befindet 
sich das Proletariat und die Bauern der 
ausgebeuteten Nation in Uebereinstimmung mit 
der nationalen Kleinbourgeoisie. Diese Zu- 


sammenarbeit mit den bürgerlich- 
demokratischen Kräften ist für den 
revolutionären Prozess der nationalen 


Befreiung im Trikont unerlässlich. '... In der 
ersten Phase wird die Revolution in den 
Kolonien keine kommunistische sein: Aber 
wenn die Führung von Anfang an in den 
Händen einer kommunistischen Vorhut liegt, 
werden die revolutionären Massen nicht in die 
Irre geführt werden, sondern durch die 
aufeinander folgenden Perioden der Ent- 
wicklung der revolutionären Erfahrung 
vorwärts schreiten." Bei allen formalen 
Zugeständnissen der ersten Phase heisse das 
jedoch nicht, 'dass die Führung der Revolution 
der bürgerlichen Demokraten überlassen 
werden muss.' Schon 1920 eine korrekte 
Einschätzung des indischen Komintern- 
Delegierten Roy. Daraus folgt, dass wenn es in 
den antiimperialistischen Revolutionen um die 
nationale Neuformulierung abhängiger 
Gesellschaften geht, antiimperialistische 
Solidarität nicht mehr heissen kann als ein 
Engagement gegen die Einmischung 
ausländischer imperialistischer Mächte. Ein 
solches Engagement, so wertvoll es auch sein 
kann, thematisiert nur die internationale Rolle, 
das heisst die Aussenpolitik der imperialisti- 
schen Staaten, geht aber nicht von den 'eigenen 
inneren' Klassenwidersprüchen aus. 


Nicht die Abschaffung des Privateigentums und 
die allgemeine menschliche Emanzipation waren 
international die gemeinsamen Inhalte der 
nationalen und sozialen Revolutionen des 20. 
Jahrhunderts. 'Wir sind Antiimperialisten, weil 
wir Marxisten sind, weil wir Revolutionäre sind, 
weil wir dem Kapitalismus den Sozialismus 


entgegen setzen’. (Mariategui 1929) 


Das heisst soviel, dass der Sozialismus immer 
Antiimperialismus enthält und miteinschliesst, 
nicht aber umgekehrt. Proletarischer 
Internationalismus und Antiimperialismus 
können weder alternativ gegeneinander gestellt 
werden noch sind sie identisch. Beide Begriffe 
widerspiegeln verschiedene konkrete politische 
Kampfzyklen - die sich oft parallel entwickeln. 
Der 'parteiliche' Internationalismus, der 
proletarische Internationalismus geht politisch 
über den Antiimperialismus hinaus. Er richtet 
sich gegen die Beseitigung der ökonomischen 
Unterdrückung hier wie dort. Er setzt den 
Kampf um die Abschaffung aller nationaler 
Unterschiede und somit der Nation selbst 
voraus. Proletarischer Internationalismus ist die 
internationale Solidarität des Proletariats, 
welche sich in einem weltrevolutionärem 
Gesamtzusammenhang als internationaler 
Klassenkampf realisiert. Wenn das 
lateinamerikanische Proletariat seine Kräfte in 
einer bestimmten Phase in den Kampf gegen die 
eigene Nationalbourgeoisie wirft, so muss es 
dann nicht fürchten, dass dadurch die 
imperialistische Bourgeoisie gestärkt wird. 
Wenn der proletarische Internationalismus 
genug stark ist wird diese zur gleichen Zeit im 
eigenen Staat vom eigenen Proletariat in 
'Anspruch' genommen. Umgekehrt, diese 
Kämpfe im Trikont verschärfen dann die 
Widersprüche in Zentren des Imperialismus, 
und die Angriffe gegen das imperialistische 
Herrschaftssystem in den Metropolen werden 
erst in diesem weltrevolutionären Zusam- 
menhang politisch relevant. 


Oder wie die RAF sagte: "Eine Führungsrolle 
der Marzisten-Leninisten in zukünftigen 
Klassenkämpfen wird es nicht geben, wenn die 
Avantgarde selbst nicht das rote Banner des 
proletarischen Internationalismus hochhält und 
wenn die Avantgarde selbst die Frage nicht 
beantwortet, wie die Diktatur des Proletariats 
zu errichten sein wird. wie die politische Macht 
des Proletariats zu erlangen, wie die Macht der 
Bourgeoisie zu brechen ist und durch keine 
Praxis darauf vorbereitet ist, sie zu be- 
antworten. 


Solidarität mit dem Volkskrieg in Peru ! 
Für den proletarischen Internationalismus ! 
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Die WoZ: Sprachrohr der posimodernen Reaktion 


Mit ihrer Berichterstattung über den Tod von 
Barbara hat sich die WoZ in ihrem notorischen 
Hass gegen alle revolutionären Kräfte geradezu 
selbst übertroffen. In letzter Minute kippte die 
Redaktion den vom freien Journalisten Res 
Strehle im Auftrag verfassten Artikel! raus. Zu 
wenig "News", zu pathetisch, begründete Stefan 
Keller den Redaktionsentscheid. 


Der kurzfristig von der hauseigenen "Türkei- 
Spezialistin" Susanne Boos im Staatsschutzjar- 
gon verfasste Hetzartikel? entspricht der seit 
Jahren verfolgten Linie dieses Blattes: Vehe- 
ment bekämpft werden all die Kräfte, die nach 
wie vor nicht bereit sind, ihre Nischen im Kapi- 
talismus einzurichten und, schlimmer noch, 
auch weiterhin für eine revolutionäre Perspek- 
tive kämpfen. Dass sich die WoZ gerade im 
Falle von Barbara rechts von der NZZ und dem 
Tages-Anzeiger profilieren musste, kann 
den/die kritische BeobachterIn nicht erstaunen. 
Zur abgrundtiefen Verachtung aller kämpfenden 
Genossen und Genossinnen gesellt sich bei den 
WoZ-Machlnnen die panische Angst aller bür- 
gerlichen ZeitungsmacherInnen vor sinkenden 
Auflagezahlen. Als mittlerweile akzeptierte Zei- 
tung im bürgerlichen Blätterwald hat die WoZ 
eine objektive Funktion im kapitalistischen Sy- 
stem zu erfüllen: Sie soll eine kritische Oeffent- 
lichkeit repräsentieren. Aber bitte, kritisch, und 
um gotteswillen nicht verändernd. Ein bissch- 
chen rassistisch (Linus Reichlins Attacke gegen 
die AusländerInnen), ein bisschen sexistisch 
(der "humoristische" Vergleich der Schwulen 
mit Hunden?) postmodern eben. 


Wenn sich kritische LeserInnen mit LeserInnen- 
briefen gegen diesen widerlichen Journalismus 
wenden, zeigen diese Damen und Herren oft 
nur wenig Lust, sich öffentlich dieser Kritik zu 
stellen. Getreu ihren Vorbildern bei Tagi und 
NZZ werden behält sich die Redaktion VOT, 


1 vgl. nachstehend abgedruckten Artikel von Res Strehle 
2 vgl. nachstehend abgedruckten Artikel von S. Boos 

3 In der WoZ vom 20.11.92 heisst es wörtlich in der 
Kolumne "Von Menschen und Mäusen": "...Bald schon 
sollen, dank einem Demokraten im Weissen Haus, 
Schwule in die Armee dürfen. Lesbierinnen als Offiziere 
- wie lange dauert es noch, bis auch Haustiere mit 
militärischem Dienstgrad im Golfkrieg mitmarschieren 
dürfen?" 


LeserInnenbriefe zu kürzen oder eben nicht 
erscheinen zu lassen. So geschehen mit über 30 
empörten Schreiben gegen den Artikel zu 
Barbaras Tod. 


Trotzdem, nichts liegt uns ferner, als uns über 
diese Zeitung zu empören. Längst hat sich die 
Woz definitiv zum "allseits" anerkannten Blatt 
in der bürgerlichen Medienlandschaft hochgear- 
beitet. Im kapitalistischen System ist die herr- 
schende Meinung nach wie vor die Meinung der 
herrschenden Klasse. Der WoZ'sche Aufstieg 
hin zum akzeptierten Blatt ist zwingend 
verbunden mit der bedingungslosen 
Unterordnung unter die Interessen der 
Bourgeoisie. Daraus resultiert der Hass gegen 
all jene, die diesen Schritt auch nicht im Ansatz 
machen wollen, sondern im Gegenteil auf den 
Sturz dieser Klasse hinarbeiten. 


Im Kampf gegen die Bourgeoisie und ihre 
"linken" Helfershelfer hat uns die Empörung 
noch nie einen Schritt vorwärts gebracht. Was 
generell für den proletarischen Klassenkampf 
gilt, hat auch im Umgang mit der WoZ seine 
Gültigkeit: Auf die eigenen Kräfte bauen! Mehr 
denn je müssen wir eigene Mittel und Wege 
entwickeln, wie wir unsere Meinungen und 
Positionen verbreiten können. 


MORD 


TÜRKEI 7 KURDI 
BUNDESANWALTSCHAET 
KOLLABORIERT MIT FOLTERER 


SOLIDARITAT MIT BARBI 


: ALLEN PRLITISCHEN GEFANGENEN 
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Unklare Informationen über den Fall Barbara Kistler: 


Die Zürcherin Barbara Kistler soll vor 
rund zwei Wochen in der türkischen Pro- 
vinz Tunceli bei einem Feuergefecht 
ums Leben gekommen sein. Bei dem 


`- Gefecht habe es auf seiten der Tikko — 


der «Arbeiter- und Befreiungsarmee der 
Türkei» - drei Tote und dreissig Schwer- 
verletzte gegeben, heisst es. Nachfor- 
schungep in der Türkei über die Hinter- 
gründe blieben bislang ohne Ergebnis. 


Von Susan Boos und 


«Barbara Kistler ist tot» — seit über einer Woche 
geisteric diese Meldung in Zürich herum. Aus 
Rücksicht auf die Angehörigen wurde nicht 
sogleich darüber berichtet. Es fehlten aber auch 
genaucre Informationen, nur die Leute von der 
TKP-ML (Türkiye Komünist Partisi-Marksist- 
Leninist) berichteten bisher über ihren Tod. 

Nach Angaben dieser Partei starb Barbara 
Kistler in der ersten Februar-Hälfte in einem 
Gefecht mit der türkischen Armee in Tunceli 
(kurdisch Dersim). Nach einem dreitägigen 
Gefecht hätten sich die Tikko-Leute — Tikko ist 
der bewaffnete Arm der maoistischen TKP-ML 
— mit dreissig Schwerverletzten und drei Toten 
zurückziehen können. Barbara Kistler sei nicht 
in die Hände der Armee gefallen, doch sei sie an 
den Folgen ihrer schweren Verletzungen gestor- 
ben, da keine medizinische Hilfe geleistet wer- 
den konnte. 


urück in den 


` Barbara Kistler lebte seit einiger Zeit in der 
Türkei und sprach fliessend türkisch. Im Mai 
1991 war sie nach einer gross angelegten Raz- 


.zia im Istanbuler Stadtteil Beylerbey verhaftet 


worden. Im Rahmen derselben Razzia wur- 
den zwei angebliche Mitglieder der TKP-ML — 
Hatice Dilek und Ismail Oral - umgebracht: Die 
Autopsieberichte ergaben damals, dass Oral und 
Dilek sozusagen standrechtlich erschossen wor- 
den waren (siehe WoZ Nr. 22/91). 

Die Schweizer Behörden spielten damals bei 
Barbara Kistlers Verhaftung eine sehr fragwür- 
dige Rolle. So soll die Türkei erst durch Infor- 
mationen der Schweizer Bundesanwaltschaft 


-von Barbara Kistlers angeblichen «terroristi- 


schen Verbindungen» erfahren haben. Die Bün- 
desanwaltschaft liess zudem in den Schweizer 
Medien verbreiten, gegen Kistler laufe in 
der Schweiz ein Ermittlungsverfahren wegen 
Sprengstoffbesitzes - und dies zu einem Zeit- 
punkt, als Barbara Kistler noch im berüchtigten 
Untersuchungsgefängnis Gayretepe sass und 
weder Kontakt mit einem Anwalt noch mit 
einem Botschaftsvertreter hatte. Bundesrat Fla- 
vio Cotti rechtfertigte später die Aktivitäten der 
Bundesanwaltschaft mit der Begründung: Man 
habe abklären müssen, ob Barbara Kistler gegen 
das Schweizer Kriegsmaterialausfuhrgesetz ver- 
stossen habe. 

Während ihrem Prozess, der im Herbst 1991 
anlief, sagte Barbara Kistler aus, sie sei während 
ihrer zweiwöchigen Untersuchungshaft schwer 
gefoltert worden. Das Istanbuler Staatssonderge- 


Fortsetzung auf Seite 2 


Tod? 


. Zurück in den Tod? 


Fortsetzung von Seite 1 


richt verurteilte Kistler Ende Februar 1992 - als 
«Sympathisantin einer illegalen Organisation» — 
zu drei Jahren und neun Monaten Gefängnis. 
Gegen dieses Urteil legten Kistlers türkische 
AnwältInnen sofort Rekurs beim Appellations- 
gericht ein — das Urteil ist bis heute noch nicht 
rechtskräftig. ` 


Barbara Kistler wurde gut zwei Monate vor 
der Urteilsverkündung aus der Haft entlassen. 
Sie kehrte für kurze Zeit in die Schweiz zurück, 


"reiste jedöch' bereits'anfangs 1992°- vermutlich 
"illegal" "wieder in die Türkei. 7 JA 


Ihr Tod konnte in der Türkei bislang noch 
nicht bestätigt werden. Der Menschenrechts- 
verein in Tunceli hat nichts von einem Gefecht 
in der Region gehört; die Menschenrechtsver- 
treterInnen erklärten der WoZ, von einem Ge- 
fecht dieser Grösse hätte man etwas vernehmen 
müssen. Barbara Kistlers Anwältlnnen in Istan- 
bul wissen ebenfalls nichts. Und die türkische 
Presse berichtete auch noch von keinem Zwi- 
schenfall in der Region Tunceli — obgleich die 
türkische Regierung normalerweise solche Vor- 
fälle gerne propagandistisch ausschlachtet. 


Das heisst nicht, dass die Meldung von Bar- 


bara Kistlers Tod nicht zutreffen kann: Es lässt i 


sich einfach nichts Genaues sagen. 

Dass die Schweizer Bundesanwaltschaft sie 
damals bei den türkischen Behörden denun- 
zierte, hing auch mit Barbara Kistlers politi- 
scher Biographie in der Schweiz zusammen. 
Sie war schon als junge Frau politisch sehr aktiv 
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und hatte sich später jahr&lang im Zürcher Ko- 
mitee gegen Isolationshaft (KGT) engagiert. Der 
Schweizer Staatsschutz führte gegen das KGI 
eines der längsten verdeckten Ermittlungsver- 
fahren, um den KGI-Leuten «terroristische Ver- 
bindungen» nachzuweisen — es ist aber nie zu 
einer Anklage oder einem Prozess gekommen. 


Barbara Kistler knüpfte vor rund drei Jahren 
engere Kontakte mit der TKP-ML und ver- 
schrieb sich ganz ihren revolutionären Zielen. 
Die TKP-ML spielt unter den bewaffneten Wi- 
derstandsgruppen in der Türkei allerdings eher 
eine untergeordnete Rolle. Ihre Basis hat sie vor 
allem in der kurdischen Region Tunceli und 


unter den aus der Region stammenden Kurd- ~ 


Innen in den Grossstädten. Gegründet wurde die 
Organisation Anfang der siebziger Jahre vom 
Studenten Ibrahim Kaypakkaya. Kaypakkaya 
sah damals die Zeit reif für den «Volkskrieg» wie 
ihn Mao propagiert hatte. Kaypakkaya war einer 
der ersten türkischen Linken, die sich für das 
Selbstbestimmungsrecht der KurdInnen einsetz- 
ten. In einem Gefecht wurde Kaypakkaya 1972 
festgenommen und beim Verhör zu Tode gefol- 
tert, 


Die Kurdische Arbeiterpartei (PKK) — die 
heute die treibende Widerstandskraft in Tür- 
kisch-Kurdistan ist — ist nicht besonders gut zu 
sprechen auf die TKP-ML. Ende der siebziger 
Jahre kam es sogar zwischen der TKP-ML und 
der PKK zu bewaffneten Auseinandersetzungen. 
Der PKK-Führer Abdullah Öcalan verhöhnte 
dereinst die TKP-ML als «Tunceli-Club» — wo- 
mit er ausdrücken wollte, das «T» in Tikko ste- 
he nicht für Türkei, sondern lediglich für eine 
irrelevante Gruppe aus Tunceli. 


ZN 
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Abdruck des von der WoZ abgelehnten Artikels 


Zum Tod von Barbara Kistler in der Tür- 
kei/Kurdistan 


"Ich lebe für den Sozialismus" 


Weihnachten 1991 war sie letztmals hier, aber es 
war klar, dass sie so rasch wie möglich zurück 
wollte. Im Mai des vergangenen Jahres erhielt ihre 
Mutter noch ein Telefon, seither haben wir von Babs 
nichts mehr gehört - ausser, dass sie untergetaucht 
war irgendwo in der Türkei oder Kurdistan. Mitte 
Februar hören wir, dass sie tot ist, gestorben an 
schweren Verletzungen nach einem Feuergefecht mit 
der türkischen Armee in den Bergen oberhalb von 
Tunceli. 


Babs ist tot, weg, ein Freund sagt, es komme ihm 
vor, wie im Wasserwirbel verschwunden, wenn sich 
eine Badewanne ganz leert. Sie ist nicht im Bett 
gestorben, wie es ihr grösster Horror war, sondern 
mit der Waffe in der Hand, wie es ihr Wiunsch war, 
aber viel zu früh mit 37 Jahren. Sie lebt weiter in 
den Erinnerungen von GenossInnen und 
Freundinnen, die mit ihr einen Teil ihres politischen 
Weges gegangen sind, beeindruckt von ihrer 
Geradlinigkeit und Integrität, auch wenn sie vor drei 
Jahren ihren eigenen Weg einschlug, auf dem ihr 
niemand folgte. Barbara schloss sich der 
maoistischen TKP-ML (Türkiye Komünist Partisi - 
Marksist-Leninist) an, kämpfe in deren 
bewaffnetem Arm "TIKKO" als einzige 
Ausländerin. Wie sie als Revolutionärin aus den 
Metropolen dazu komme, in der Türkei zu kämpfen, 
wird sie kurz vor ihrem Tod in einem Interview mit 
der Zeitschrift "Yeni Demokrasi" gefragt. Ob sie als 
Revolutionärin nicht in ihrem eigenen Land kämpfen 
müsse? Barbara antwortet, es gehe darum, den 
Imperialismus am schwächsten Glied seiner Kette 
anzugreifen und das war nach ihrer Einschätzung 
die Bruchstelle in Nah- und Mittelost, insbesondere 
die Türkei. Sie weist auf die engen 
Wirtschaftsbeziehungen zur Schweiz hin, auf die 
Narcotraffic-Gelder, die Bührle- und Contraves- 
Waffen. 


Und Barbara erwähnt auch die enge internationale 
Zusammenarbeit der Ermittlungsbehörden, wie sie 
es selber nach ihrer Verhaftung im Mai 1991 erlebt 
hatte. Sie war damals nach einer Grossrazzia in 
einer konspirativen Wohnung in Istanbul verhaftet 
worden, hatte Glück gehabt, nicht gleich liquidiert 
zu werden wie Ismail Oral, der die Wohnung eben 
verlassen hatte, dabei observiert wurde und danach 


unbewaffnet zusammen mit Hatice Dilek in einer 
anderen Wohnung hingerichtet wird. Babs war 
daraufhin ins Istanbuler Polizeigefängnis Gayretepe 
gebracht worden, ins berüchtigte Folterzentrum, wo 
sie während zwei Wochen schwer gefoltert wurde. 
Einzig die Vergewaltigung blieb ihr erspart. 


In dieser Zeit konnte nur eine internationale 
Oeffentlichkeit verhindern, dass sie nicht zu Tode 
gefoltert wurde wie seinerzeit Ibrahim Kaypakkaya, 
Gründer der TKP-ML, dessen Leichnam mit 
abgeschnittenen Fingern gefunden wurde. Die 
Schweizer Bundesanwaltschaft jedenfalls hat nichts 
zu ihrer Sicherheit beigetragen, im Gegenteil, sie sah 
sich ausgerechnet in jenem Moment dazu veranlasst, 
die türkischen Ermittlungsbehörden darauf 
hinzuweisen, dass gegen Barbara in der Schweiz ein 
Ermittlungsverfahren wegen Sprengstoffbesitzes 
laufe. Ein Journalist der "Turkish Daily News" mit 
vorzüglichen Beziehungen ins türkische Aus- 
senministerium behauptete später, die Türkei habe 
von der Schweiz überhaupt erst "von den 
terroristischen Beziehungen" Barbara Kistlers 
erfahren. 


Es hätte festgestellt werden müssen, ob Be- 
stimmungen des schweizerischen Kriegsmate- 
rialausfuhrgesetzes verletzt worden waren, 
rechtfertigte später Bundesrat Flavio Cotti diesen 
Hinweis auf Anfrage im Parlament. Ausgerechnet in 
diesem Fall nahmen es also die Schweizer Behörden 
ganz ‘genau, nachdem die Türkei - obwohl 
"Spannungsgebiet" gemäss Wortlaut des 
schweizerischen Kriegsmaterialausfuhrgesetz - in 
der eben veröffentlichten Waffenausfuhrstatistik für 
1992 wieder auf Platz 1 aller Abnehmerländer liegt. 
Tunceli etwa, wo die TKP-ML wie auch die 
kurdische Arbeiterpartei (PKK) viel Rückhalt in der 
Bevölkerung haben, gilt als besetzte Stadt. Die rund 
fünfzigkõpfige Tikko-Gruppe, der Barbara 
zugehörte, geriet bei einer Verschiebung in einen 
Hinterhalt der türkischen Armee, der - so wird 
vermutet - im Rahmen der militärischen Offensive 
gegen die PKK aufgebaut wurde. Die türkische 
Armee setzte dabei auch schwere Waffen ein. 


Jetzt wird kaum mehr etwas zu hören sein vom 
schweizerischen Ermittlungsverfahren gegen 
Barbara Kistler. Es diente, wie in vielen andern 
Fällen, der präventiv-polizeilichen Ueberwachung. 
Barbara hatten die Staatsschützer im Auge, seit sie 
als Fünfzehnjährige im Bunker aufgetaucht war. Sie 
war damals noch in der Schule, begann danach eine 
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Buchhändlerlehre, die sie nach einem Jahr abbrach, 
weil sie Bücher lieber las als verkaufte. Mit siebzehn 
Jahren wird sie nach dem Auffliegen der 
konspirativen Wohnung an der Bändlistrasse in einer 
Landkommune in Rorbas erstmals verhaftet. Ihr da- 
maliger Freund wird verdächtigt, Verzöge- 
rungszünder an die deutsche Rote Armee-Fraktion 
(RAF) geliefert zu haben. Drei Wochen sitzt Babs in 
Untersuchungshaft, aber es ist - im Unterschied zu 
"bestandenen" Linken im Umfeld der Bändlistrasse 
- kein Wort aus ihr herauszubringen. 


"Ich lebe für den Sozialismus, sagt sie in jener Zeit 
zur Jugendzeitschrift "POP" als Beitrag in einer 
Serie über Jugendliche. Nach dem emotionalen 
Einstieg in den Bunker ("der einzige Ort ohne 
Konsumzwang") politisirt sie sich an den 
damaligen zentralen Themen: am Häuserkampf an 
der Venedigstrasse, an der Heimkapagne gegen den 
Jugendknast in Uitikon, Vietnam und Chile. Am 
Beispiel Chile erlebt sie im Herbst 1973 die Grenzen 
eines friedlichen Uebergangs zum Sozialismus: 
"Durch die Konfrontation mit der Polizei wurde ich 
schon früh mit Frage der Gewalt konfrontiert. Ich 
glaube, dass man da zuerst einmal von der Gewalt 
zu sprechen hat, die die Gesellschaft anwendet, um 
aus Kindern sogenannte Bürger zu machen. Oder 
jene Gewalt, die gebraucht wird, um zu verhindern, 
dass Jugendliche und Arbeiter ihre Interessen 
verteidigen. Denkt nur an Chile. Dort versuchte die 
Arbeiterbewegung mit demokratischen Mitteln eine 
gerechtere Gesellschaft zu verwirklichen. Eine 
Gesellschaft, in 

der sich nicht nur die Reichen sattfressen können. 
Die Kapitalisten und ihre Generäle, die ihre 
Privilegien bedroht sahen, schreckten vor nichts 
zurück. Die Arbeiter wurden in KZ's gesteckt, 
gefoltert und zu Tausenden umgebracht. Einen 
Fehler haben die chilenischen Arbeiter allerdings 
auch gemacht: Anstatt sich abschlachten zu lassen, 
hätten sie sich auf den bewaffneten Kampf mit den 
Schergen der Kapitalisten vorbereiten müssen! So 
gesehen ist die Gewalt der Linken fast immer 
Gegengewalt (pop, 1/74)». 


Babs gründet die Rote Hilfe mit, nimmt Kontakt auf 
mit politischen Gefangenen in der Schweiz. Danach 
folgt der 18.10.77, die für viele prägenden 
Ereignisse in Stammheim mit der Erfahrung des 
Mordes als Mittel staatlicher Politik. Babs wird 
zehn Jahre später verhaftet, als am Jahrestag der 
Stammheimer Ereignisse eine Rauchpetarde in die 
Schweizer Niederlassung von Mercedes-Benz 
geworfen wird und kassiert dafür 14 Tage bedingt. 
Während den verschiedenen Hungerstreiks 
unterstützt sie den Kampf der politischen 
Gefangenen um Zusammenlegung. Während Jahren 


macht sie Knastbesuche. Rolf Clemens Wagner 
etwa, den Gefangenen aus der RAF, darf sie erst 
besuchen, nachdem er 1981 in die BRD verlegt 
wird. In der Schweiz wird ihr Besuchsantrag nicht 
genehmigt, weil sie auf einer schwarzen Liste fi- 
guriert. 1980 beteiligt sich Babs an der Neu- 
gründung des Komitees gegen Isolationshaft (KGI), 
ein Jahr später initiiert sie auch die Herausgabe der 
Zeitschrift "SUBVERSION" . Mit dieser Zeitschrift 
sol Raum eröffnet werden für authentische 
Dokumente kämpfender Parteien und Gruppen. In 
dieser Zeit überlegt sie, sich dem Befreiungskampf 
des palästinensischen Volkes anzuschliessen. 


1987 beteiligt sich Babs massgeblich an der 
Kampagne gegen die Feiern zum fünfzigjährigen 
Jubiläum des Arbeitsfriedens in der Schweizer 
Maschinen- und Metallindustrie. Eine Vor- 
bereitungssitzung der Gewerkschaften wird gestört, 
bei BBC-Baden werden Flugblätter an die 
Beschäftigten und in die Haushalte verteilt. Die 
Reaktion draussen ist teilweise überraschend positiv, 
aber es gelingt kaum, die Bruchposition drinnen in 
den Betrieben zum Thema zu machen. "In den 
Metropoplen ist die revolutionäre Bewgegung 
ziemlich rückständig geblieben", sagt Babs im 
erwähnten Interview mit der Zeitschrift "Yeni 
Demokrasi" , fügt aber an: "das ist vorübergehend". 
Aendern soll sich das durch den Aufbau einer 
gemeinsamen internationalen Perspektive, dafür 
sucht sie den Kontakt zu kurdischen und türkischen 
Organisationen. Diesen Kontakt hat sie nicht mehr 
losgelassen - beeindruckt von der Solidarität, 
Kollektivität und Verankerung in der Bevölkerung. 
Die Gefängniserfahrung im Frauenkollektiv in Bay- 
rampasa haben ihr geholfen, die Foltererlebnisse zu 
bewältigen: "Für mich haben diese sieben Monate 
eine besondere Bedeutung. 

Ich wünsche mir, diese beeindruckenden Menschen 
auch draussen zu treffen. 

Auch im Sterben hat sie diese Kollektivität erfahren. 
Nach dem dreitägigen Gefecht hat sich die Tikko- 
Gruppe mit drei Toten und dreissig zum Teil schwer 
verletzten KämpferInnen zurückziehen können. Babs 
ist nicht in die Hände der Armee gefallen, 
wenigstens das nicht. Mit der Konsequenz ihres 
Handelns hat sie für viele GenossInnen und 
FreundInnen einen Massstab gesetzt. 


Barbara presente! 
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